
22. Beilage im Jahre 1965 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 22

Gesetz
über die Organisation der Gemeindeverwaltung 

(Gemeindegesetz — GG.).

Der V orarlberger Landtag ha t beschlossen:

I. HAUPTSTÜCK 
Äußerer Aufbau der Gemeinde

1. Abschnitt
Allgem eines

§ 1
Gliederung des Landes in Gemeinden

Das Land V orarlberg  g liedert sich in die in 
der A nlage genannten  O rtsgem einden. Soweit 
im folgenden von Gem einden die Rede ist, 
sind darun ter die O rtsgem einden zu verstehen.

§ 2
Begriff und rechtliche Stellung

(1) Die G em einde ist G ebietskörperschaft 
mit dem R.echt auf Selbstverw altung und zu­
gleich V erw altungssprengel.

(2) Die G em einde ist selbständiger W irt­
schaftskörper. Sie hat das Recht, innerhalb 
der Schranken der allgem einen G esetze V er­
m ögen aller A rt zu besitzen, zu erw erben und 
darüber zu verfügen, wirtschaftliche U nterneh­
m ungen zu betreiben  sowie im Rahmen der 
Finanzverfassung ihren H aushalt selbständig 
zu führen und A bgaben auszuschreiben.

2. Abschnitt 
Gemeindegebiet

§ 3
Allgem eines

(1) Das G em eindegebiet muß eine zusam ­
m enhängende Fläche bilden. Jedes Grundstück 
muß zum G ebiet einer Gem einde gehören.

(2) Die Grenzen der G em einden dürfen sich 
mit den G renzen der politischen Bezirke und 
der G erichtsbezirke nicht schneiden.

(3) V erordnungen und Bescheide der Ge­
m einde gelten, sofern nicht etw as anderes b e­
stimmt wird, für das gesam te Gem eindegebiet.

(4) Fallen dem Land V orarlberg  durch eine 
Ä nderung der Landesgrenze G ebietsteile zu, 
so hat, w enn nicht eine neue Gem einde gebil­
det wird, die Landesregierung durch V erord­
nung diese G ebietsteile einer oder m ehreren 
angrenzenden G em einden zweckentsprechend, 
insbesondere un ter Bedachtnahme auf die geo­
graphische Lage, zuzuweisen.

§ 4
Grenzstreitigkeiten

(1) Bei S treitigkeiten  über den V erlauf von 
Grenzen zwischen zwei oder m ehreren  Ge­
m einden hat die Landesregierung nach Recht 
und Billigkeit durch V erordnung zu entschei­
den.

(2) Die Landesregierung hat durch V erord­
nung auf A ntrag einer Gem einde oder von 
Amts w egen die Z uständigkeit zur vorläufi­
gen V erw altung im strittigen  G ebiet bis zur 
rechtsw irksam en Erledigung der G renzstreitig­
keit zu regeln.

§ 5
Grenzänderungen

(1) Zu Ä nderungen der Grenzen von Ge­
m einden, wodurch diese als solche nicht auf­
hören zu bestehen, sind der übereinstim m ende 
W ille der beteilig ten  G em einden und die G e­
nehm igung der Landesregierung erforderlich. 
Die G enehm igung ist zu erteilen, w enn die 
G renzänderung dem öffentlichen In teresse 
nicht w iderspricht.

(2) G renzänderungen gemäß Abs. 1 sind im 
Landesgesetzblatt kundzum achen und dürfen 
nur mit Beginn eines K alenderjahres in G el­
tung gesetzt w erden.

(3) Zu Ä nderungen der Grenzen von Ge­
meinden, wodurch diese als solche nicht auf­
hören zu bestehen, gegen den W illen  einer 
beteilig ten  G em einde ist ein  Gesetz erforder­
lich. Für eine allfällige A useinandersetzung 
von G em eindeverm ögen gilt § 6 Abs. 2 sinn­
gemäß.

(4) Für G renzänderungen gelten  die Be­
stim m ungen des § 6 Abs. 4 bis 6 sinngemäß.
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§ 6
Bestandsänderungen

(1) V or Einbringung eines A ntrages auf 
Erlassung eines die A nlage zu § 1 ändernden 
Gesetzes, m it dem
a) zwei oder m ehrere angrenzende G em einden 

zu einer neuen G em einde vere in ig t werden,
b) eine G em einde in zwei oder m ehrere selb­

ständige G em einden getrenn t wird,
c) aus G ebietsteilen angrenzender G em einden 

eine neue G em einde gebildet w ird  oder
d) eine Gem einde auf zwei oder m ehrere an ­

grenzende G em einden aufgeteilt w ird, so 
daß sie als eigene G em einde zu bestehen 
aufhört,

h a t die Landesregierung die be teilig ten  Ge­
m einden zu hören.

(2) Sofern die be teilig ten  Gem einden nicht 
eine V ereinbarung  über die A useinanderse t­
zung des G em eindeverm ögens einschließlich 
der G em eindeanstalten, Betriebe und e r­
w erbsw irtschaftlichen U nternehm ungen sowie 
der in der V erw altung der G em einde stehen­
den selbständigen Fonds vorgeleg t haben, ist 
auch die verm ögensrechtliche A useinanderse t­
zung durch Gesetz zu regeln.

(3) Im Falle des Abs. 1 lit. a bis c sind von 
der Landesregierung für die neugeschaffenen 
G em einden innert sechs M onaten nach In­
k rafttre ten  des G esetzes N euw ahlen  der 
G em eindevertretung auszuschreiben.

(4) Nach Erlassung eines G esetzes gemäß 
Abs. 1 h a t die Gem einde ehestens die zustän­
dige Behörde zum Zwecke der Berichtigung der 
öffentlichen Bücher zu verständigen.

(5) Die mit einer G ebietsänderung im Sinne 
des Abs. 1 verbundenen  Kosten haben die be­
te ilig ten  G em einden zu tragen. Kommt zwi­
schen diesen eine V ereinbarung nicht zu­
stande, so hat die Landesregierung un te r Be- 
dachtnahm e auf die den beteilig ten  Gem einden 
durch die G ebietsänderung erw achsenen Vor- 
und Nachteile zu entscheiden.

(6) Alle durch eine G ebietsänderung im 
Sinne des Abs. 1 verursachten  A m tshandlun­
gen sind von Landes- und G em eindeverw al­
tungsabgaben befreit.

3. Abschnitt
Gemeindeeinwohner und Ehrungen

§ 7
Einwohner und Bürger

(1) Einw ohner der G em einde sind alle Per­
sonen, die in der Gem einde ihren  ordentlichen

W ohnsitz haben. Der ordentliche W ohnsitz 
einer Person ist an dem O rte begründet, an 
dem sie sich in der erw eislichen oder aus den 
U m ständen hervorgehenden  Absicht n ieder­
gelassen hat, ihn bis auf w eiteres zum M ittel­
punkt ih rer Lebensbeziehungen zu wählen. 
Hiebei ist es unerheblich, ob die Absicht d a r­
auf gerichtet war, für immer an diesem  O rt zu 
bleiben.

(2) Bürger der Gem einde sind jene Einwoh­
ner der Gemeinde, die das aktive W ahlrecht 
zur G em eindevertretung besitzen. Ihre sonsti­
gen Rechte und Pflichten bestim m en sich nach 
den Gesetzen.

§ 8
Ehrungen

(1) Die Gem einde kann  Bürger und ehe­
m alige Bürger der Gemeinde, die sich um  die 
Gem einde hervorragende V erdienste erw or­
ben oder das A nsehen der Gem einde beson­
ders gefördert haben, zu Ehrenbürgern ernen ­
nen.

(2) Die Gem einde kann Personen, die sich 
um die G em einde besonders verd ien t gemacht 
haben, den Ehrenring der Gem einde verleihen. 
Auf dem  Ehrenring hat das G em eindew appen 
angebracht zu sein.

(3) Die Gem einde ist verpflichtet, einem 
Ehrenbürger im Falle der H ilfsbedürftigkeit 
den nach seinen Lebensverhältn issen  angem es­
senen U nterhalt zu gew ähren. Im übrigen be­
gründen Ehrungen im Sinne des Abs. 1 und 2 
w eder Sonderrechte noch Sonderpflichten.

(4) Ehrungen nach Abs. 1 und 2 können 
von der G em einde w iderrufen w erden, falls 
sich der A usgezeichnete der Ehre unw ürdig 
erw iesen hat. Die Ehrung gilt als w iderrufen, 
w enn der A usgezeichnete eine rechtskräftige 
strafgerichtliche V erurteilung  erfährt, m it der 
der V erlust des ak tiven  W ahlrechtes zur Ge­
m eindevertretung  verbunden ist.

4. Abschnitt 
Symbole der Gemeinde

§ 9
Wappen

(1) Jede  Gemeinde hat ein W appen zu 
führen.

(2) Inhalt und Form des W appens sind 
un ter Bedachtnahme auf heraldische G rund­
sätze durch V erordnung festzusetzen. Eine 
solche V erordnung bedarf der Genehm igung 
der Landesregierung. Die Genehm igung darf 
nur versag t w erden, w enn das W appen einen
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gesetzw idrigen Inhalt aufw eist oder überö rt­
liche In teressen  verle tz t w erden, insbeson­
dere, w enn sich das W appen vom W appen 
einer anderen  G ebietskörperschaft nicht so un ­
terscheidet, daß eine V erw echslung ausge­
schlossen ist.

(3) Die Führung des G em eindew appens 
oder seine V erw endung zu gew erblichen 
Zwecken ist nur mit Bew illigung der Gemeinde 
gestatte t. Die Bewilligung zur Führung des 
G em eindew appens darf nur jem andem , durch 
dessen  T ätigkeit auch öffentliche In teressen  
gefördert w erden  und der zu der E igenart der 
Gem einde und ih rer Einw ohner in enger Be­
ziehung steht, gegen jederzeitigen  W iderruf 
erte ilt w erden. Die Bewilligung zur V erw en­
dung des G em eindew appens zu gew erblichen 
Zwecken darf nur gegen jederzeitigen W ider­
ruf und nur dann e rte ilt w erden, w enn das 
A nsehen oder sonstige In teressen  der Ge­
m einde gefördert w erden.

(4) Die V erw endung des G em eindew appens 
zu anderen  als zu gew erblichen Zwecken kann 
von der G em einde un tersag t werden, w enn 
dadurch das W appen herabgew ürdig t wird.

§ 10 
Siegel

(1) Jede  Gem einde hat ein Siegel zu führen.
(2) Das Siegel ha t die Bezeichnung (Ge­

meinde, M arktgem einde, Stadt), den Nam en 
und das W appen  der Gem einde zu enthalten.

§ 11 
Fahne

(1) Jede  G em einde hat das Recht, eine 
Fahne (Flagge) zu führen und deren A ussehen 
durch V erordung festzusetzen.

(2) Die Landesregierung ist berechtigt, der 
G em einde die Führung einer Fahne (Flagge) 
zu untersagen, w enn diese einen anstößigen 
oder gesetzw idrigen Inhalt aufweist.

5. Abschnitt 
Namensbezeichnungen

§ 12
Städte und Marktgemeinden

(1) Gemeinden, die durch ih re  E inw ohner­
zahl oder sonst für einen größeren  über das 
G em eindegebiet h inausgehenden  Bereich eine 
hervorragende Bedeutung besitzen, kann  die 
Landesregierung durch V erordnung das Recht 
zur Führung der Bezeichnung „Stadt" v erle i­
hen.

(2) Gem einden, die durch ihre Einw ohner­
zahl oder sonst für einen über das G em einde­
gebiet h inausgehenden Bereich eine beson­
dere Bedeutung besitzen, kann die Landes­
regierung durch V erordnung das Recht zur 
Führung der Bezeichnung „M arktgem einde" 
verleihen.

§ 13
Namensänderung

Sofern nicht § 6 A nw endung findet, hat die 
Landesregierung vor Einbringung eines A n­
trages auf Erlassung eines die A nlage zu § 1 
ändernden G esetzes, m it dem  der N am e einer 
G em einde geändert wird, die G em einde zu 
hören. Die Bestim m ungen des § 6 Abs. 4 sind 
sinngem äß anzuw enden.

§ 14
Bezeichnung von Örtlichkeiten, Straßen und 

Gebäuden
(1) Die Gem einde kann  im G em eindegebiet 

geographische Bezeichnungen und Bauw erke 
von ausschließlich oder überw iegend örtlicher 
Bedeutung sowie deren Schreibweise un ter 
Bedachtnahme auf das sprachliche Herkom m en 
durch V erordnung festsetzen.

(2) Die Landesregierung kann  im Landes­
gebiet geographische Bezeichnungen und Bau­
w erke von überörtlicher B edeutung sowie de­
ren  Schreibweise un te r Bedachtnahme auf das 
sprachliche H erkom m en durch V erordnung, die 
im A m tsblatt für das Land V orarlberg  kund­
zumachen ist, festsetzen.

(3) Die Gem einde kann  durch V erordnung 
die in ihrem  G ebiet gelegenen S traßen und 
Plätze m it N am en bezeichnen.

(4) Die G em einde hat alle bew ohnbaren 
G ebäude mit einer Num m er zu bezeichnen. Am 
G ebäude oder an der G rundstückseinfriedung 
ist in einheitlicher Form eine Tafel mit dieser 
Nummer, allenfalls in V erbindung m it der 
Bezeichnung gem äß Abs. 3, gut sichtbar anzu­
bringen.

(5) Jed e r G ebäudeeigentüm er hat ohne Ent­
gelt zu dulden, daß an  seinem  G ebäude oder 
Grundstück (G rundstückseinfriedung) eine Ta­
fel mit einer Bezeichnung gem äß Abs. 3 und 4 
angebracht wird.

(6) Die Gem einde kann  vom  G ebäudeeigen­
tüm er den Ersatz der durch die A nfertigung 
und A nbringung der Tafel gem äß Abs. 4 be­
dingten Kosten verlangen.

(7) Nach Erlassung einer V erordnung ge­
mäß Abs. 1 ha t die Gemeinde, im Falle des 
Abs. 2 die Landesregierung, ehestens die zu­
ständige Behörde zum Zwecke der Berichti­
gung der öffentlichen Bücher zu verständigen.
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II. HAUPTSTÜCK 
Wirkungsbereich der Gemeinde

§ 15
Allgem eines

Der W irkungsbereich der Gem einde ist
a) ein e igener und
b) ein vom Land oder vom  Bund übertragener.

§ 16
Eigener Wirkungsbereich

(1) Der eigene W irkungsbereich umfaßt 
neben den im § 2 Abs. 2 angeführten  A ngele­
genheiten  alle A ngelegenheiten, die im aus­
schließlichen oder überw iegenden In teresse der 
in der Gem einde verkö rperten  örtlichen Ge­
m einschaft gelegen und geeignet sind, durch 
die Gemeinschaft innerhalb ih rer örtlichen 
G renzen besorgt zu w erden.

(2) Die Gem einde hat die A ngelegenheiten  
des eigenen W irkungsbereiches im Rahmen 
der G esetze und V erordnungen des Landes 
und des Bundes in eigener V erantw ortung 
frei von W eisungen — vorbehaltlich der Be­
stim m ungen des § 79 — un ter Ausschluß eines 
Rechtsm ittels an V erw altungsorgane außer­
halb der Gem einde zu besorgen.

(3) Auf A ntrag  einer G em einde kann  die 
Besorgung einzelner A ngelegenheiten  des 
eigenen W irkungsbereiches aus dem Bereich 
der Landesvollziehung durch V erordnung der 
Landesregierung auf eine staatliche Behörde 
übertragen  w erden. Soweit durch eine solche 
V erordnung eine Zuständigkeit auf eine Bun­
desbehörde übertragen  w erden  soll, bedarf 
sie der Zustimmung der B undesregierung. Eine 
solche V erordnung ist aufzuheben, sobald der 
Grund für ihre Erlassung w eggefallen ist. Die 
Ü bertragung erstreckt sich nicht auf das o rts­
polizeiliche V erordnungsrecht gemäß § 17.

§ 17
Ortspolizeiliche Verordnungen

(1) In den A ngelegenheiten  des eigenen 
W irkungsbereiches hat die Gem einde das 
Recht, ortspolizeiliche V erordnungen nach 
freier Selbstbestim m ung zur A bw ehr oder zur 
Beseitigung von das örtliche Gem einschafts­
leben störenden  M ißständen zu erlassen, so­
wie deren  N ichtbefolgung als V erw altungs­
übertre tung  zu erklären.

(2) Die V oraussetzungen gemäß Abs. 1 
sind nicht gegeben zur A bw ehr oder B eseiti­
gung solcher M ißstände, die w egen ihrer a ll­
gem einen Erscheinung bereits G egenstand 
einer gesetzlichen R egelung w aren.

(3) V erordnungen gemäß Abs. 1 dürfen 
nicht gegen bestehende G esetze und V erord­
nungen des Landes und des Bundes verstoßen.

§ 18
übertragener Wirkungsbereich

(1) Der übertragene W irkungsbereich um ­
faßt die A ngelegenheiten, die die Gem einde 
nach M aßgabe der G esetze im A uftrag und 
nach den W eisungen des Landes oder des 
Bundes zu besorgen hat.

(2) Die Gem einden sind verpflichtet, im 
übertragenen  W irkungsbereich an der V oll­
ziehung von Landesgesetzen auf V erlangen 
der zuständigen Behörde, durch Erm ittlungen, 
Strafvollzugs- und V ollstreckungsakte, Ü ber­
wachung der E inhaltung landesrechtlicher V or­
schriften sow ie A usübung von Zw angsbefug­
nissen, die ohne vorausgegangenes V erfahren 
zu treffen sind, m itzuw irken, sow eit dies die 
Kräfte der G em einde erlauben.

III. HAUPTSTÜCK
Wahl- und Stimmrecht der Gemeindebürger

§ 19
W ahl der Gemeindevertretung

Die G em eindevertretung ist von den Bür­
gern der G em einde zu wählen.

§ 20
Volksabstimmung

(1) In A ngelegenheiten  des eigenen W ir­
kungsbereiches der Gemeinde, die in die Zu­
ständigkeit der G em eindevertretung fallen, 
kann durch eine Abstim m ung der Bürger der 
Gem einde entschieden oder verfügt w erden 
(Volksabstimmung). Eine V olksabstim m ung 
ist vom B ürgerm eister anzuordnen, w enn es 
ein V iertel der Bürger der Gemeinde verlangt 
oder w enn es die G em eindevertretung mit 
einer M ehrheit von zwei D ritteln beschließt.

(2) Durch eine V olksabstim m ung dürfen 
w eder behördliche noch sonstige W illensäuße­
rungen der Gemeinde, auf Grund deren je ­
m andem  ein Recht erw achsen ist, aufgehoben 
oder abgeändert werden.

(3) W enn durch eine G renzänderung 
dauernd  bew ohnte H äuser von einer Gemeinde 
abgetrennt w erden sollen, ist die Entscheidung 
der beteilig ten  Gem einden gem äß § 5 Abs. 1 
durch V olksabstim m ung zu treffen.

(4) Die Ä ußerung der Gem einden zu einer 
B estandsänderung gemäß § 6 Abs. 1 ist auf 
Grund einer V olksabstim m ung in den betrof-
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fenen G em einden oder G ebietsteilen von Ge­
m einden äbzugeben.

§ 21
V olksbefragung

A ngelegenheiten  des eigenen W irkungs­
bereiches der Gemeinde, die in die Zuständig­
keit der G em eindevertretung fallen, können 
durch eine A bstim m ung der Bürger der Ge­
m einde begutachtet w erden (Volksbefragung). 
Eine V olksbefragung ist vom  Bürgerm eister 
anzuordnen, w enn es ein V iertel der Bürger 
der Gem einde verlang t oder w enn es die Ge­
m eindevertretung  m it einer M ehrheit von 
zwei D ritteln beschließt.

§ 22
Wahl- und Abstimmungsverfahren

Das V erfahren bei W ahlen und A bstim ­
m ungen nach diesem  H auptstück w ird  durch 
ein eigenes Gesetz geregelt.

IV. HAUPTSTÜCK 
Organe der Gemeinde

1. Abschnitt
Allgem eines

§ 23
Bezeichnung der Organe

(1) O rgane der G em einde sind
a) der G em einderat, der die Bezeichnung „Ge­

m eindevertretung" führt,
b) der G em eindevorstand und
c) d e r  Bürgerm eister.

(2) Die Geschäfte der G em eindeorgane sind 
durch das G em eindeam t (M arktgem eindeam t, 
Amt der Stadt) zu besorgen.

(3) W enn es zweckmäßig erscheint, be­
stim m te Geschäfte des G em eindeam tes in e in­
zelnen O rtste ilen  der G em einde gesondert zu 
besorgen, kann  von der G em eindevertretung 
auf Vorschlag des G em eindevorstandes für die 
Funktionsdauer der G em eindevertretung zur 
Leitung dieser Geschäfte ein  O rtsvorsteher be­
stellt w erden. Der O rtsvorsteher muß seinen 
ordentlichen W ohnsitz im betreffenden O rts­
teil haben und in die G em eindevertretung 
w ählbar sein.

§ 24
Befangenheit

(1) Die M itglieder der G em eindevertretung 
und des G em eindevorstandes sind von der 
Beratung und Beschlußfassung über einen V er­

handlungsgegenstand w egen Befangenheit aus­
geschlossen:
a) in Sachen, an denen sie selbst, der andere 

Eheteil, ein V erw andter oder V erschw äger­
ter in  auf- oder absteigender Linie, ein  Ge­
schw isterkind oder eine Person, die noch 
näher verw and t oder in gleichem Grade 
verschw ägert ist, beteilig t sind;

b) in Sachen ihrer W ahl- oder Pflegeeltern, 
W ahl- oder Pflegekinder, ihres M ündels 
oder Pflegebefohlenen;

c) in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte 
einer Partei beste llt w aren  oder noch be­
ste llt sind;

d) im Berufungsverfahren, w enn sie an der 
E rlassung des angefochtenen Bescheides in 
un terer Instanz m itgew irkt haben.

(2) W enn andere als im Abs. 1 genannte 
G ründe vorliegen, die geeignet sind, die volle 
U nbefangenheit eines M itgliedes der Ge­
m eindevertretung  oder des G em eindevorstan­
des in Zweifel zu ziehen, ha t die G em einde­
vertre tu n g  zu entscheiden, ob Befangenheit 
gegeben ist.

(3) Die bloße Rückwirkung einer alle M it­
glieder der G em eindevertretung oder des Ge­
m eindevorstandes oder einzelne G ruppen der­
selben oder die Bewohner einzelner Ge­
m eindeteile betreffenden M aßnahm e auf die 
In teressen  des einzelnen bildet keinen Befan­
genheitsgrund.

(4) V erursacht die Befangenheit in einem 
V erhandlungsgegenstand die Beschlußunfähig­
keit der G em eindevertretung, so hat die Lan­
desregierung für die Behandlung dieser A nge­
legenheit einen A m tsverw alter zu bestellen, 
wobei der § 85 Abs. 3 und 6 sinngem äß anzu­
w enden ist. Dies gilt auch für die G eltend­
machung von Forderungen aus Schäden, für 
die der G em einde die G em eindevertretung 
haftet. W enn der G em eindevorstand w egen 
Befangenheit beschlußunfähig ist, ha t die Ge­
m eindevertretung  zu entscheiden.

(5) Die Bestim m ungen der Abs. 1 bis 4 gel­
ten  nicht für W ahlen.

§ 25
Amtsverschwiegenheit

(1) Die M itglieder der G em eindevertretung 
und des G em eindevorstandes sind zur V er­
schw iegenheit über alle ihnen ausschließlich 
aus ih rer am tlichen T ätigkeit bekanntgew or­
denen Tatsachen verpflichtet, deren  Geheim ­
haltung  im In teresse einer G ebietskörper­
schaft oder der P arte ien  geboten  ist. Die A m ts­
verschw iegenheit besteh t nicht für die Mit-
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glieder des G em eindevorstandes gegenüber 
der G em eindevertretung, w enn diese d e ra r­
tige A uskünfte ausdrücklich verlangt.

(2) Die G em eindevertretung und der Ge­
m eindevorstand können ihre M itglieder in A n­
gelegenheiten  des eigenen W irkungsbereiches 
im einzelnen Fall von der Verpflichtung zur 
A m tsverschw iegenheit entbinden. Diese Zu­
ständigkeit besitzt der G em eindevorstand 
auch hinsichtlich des Bürgerm eisters. In  A n­
gelegenheiten  des übertragenen  W irkungsbe­
reiches obliegt die Entbindung von der V er­
pflichtung zur A m tsverschw iegenheit der Be­
zirksverw altungsbehörde.

§ 26
Entschädigung

(1) Der B ürgerm eister hat Anspruch auf 
eine angem essene, von der G em einde festzu­
setzende Entschädigung. Die M itglieder von 
sonstigen G em eindeorganen haben Anspruch 
auf eine Entschädigung, sow eit eine solche im 
Hinblick auf den Umfang ihrer T ätigkeit von 
der G em einde festgesetzt ist.

(2) Entschädigungen gem äß Abs. 1 sind 
durch V erordnung festzusetzen. H iebei sind 
die E inw ohnerzahl der G em einde und der Um­
fang der Tätigkeit des B ürgerm eisters oder 
sonstiger M itglieder von G em eindeorganen zu 
berücksichtigen.

(3) Die G em einde kann  einem  Bürgerm ei­
ster, w enn er dieses Amt m indestens 15 Jah re  
ausgeübt hat, einen angem essenen Ruhebezug 
gew ähren. Nach seinem  Tod kann  seinen H in­
terb liebenen  ein angem essener V ersorgungs­
bezug gew ährt werden.

§ 27
Kundmachung von Verordnungen

(1) V erordnungen der G em eindeorgane 
bedürfen zu ih rer R echtsw irksam keit der öf­
fentlichen Kundmachung. Die Kundmachung ist 
vom  Bürgerm eister innert zwei W ochen nach 
der Beschlußfassung durch Anschlag an  der 
A m tstafel der G em einde durchzuführen. Die 
K undm achungsfrist be träg t zwei W ochen. Die 
Rechts W irksam keit solcher V erordnungen be­
ginnt, sow eit nicht etw as anderes bestim m t 
wird, m it dem  auf den A blauf der Kundm a­
chungsfrist folgenden Tag.

(2) V erordnungen, deren  Umfang oder A rt 
den Anschlag an der A m tstafel nicht zuläßt, 
sind im G em eindeam t zur öffentlichen Einsicht 
w ährend  der A m tsstunden innerhalb  der K und­
m achungsfrist aufzulegen. Die A uflegung ist 
nach Abs. 1 kundzumachen.

(3) V erordnungen der Gemeinde sind, w enn 
für eine G em einde ein A m tsblatt (Gem einde­
blatt) besteht, auch in diesem  kundzumachen. 
H iebei gilt der Abs. 2 sinngemäß.

2. Abschnitt 
Gemeindevertretung

§ 28
Allgem eines

(1) In S tädten führt die G em eindevertre­
tung die Bezeichnung „S tadtvertretung".

(2) Die M itglieder der G em eindevertretung 
führen die Bezeichnung „G em eindevertreter", 
in S tädten die Bezeichnung „S tadtvertreter".

§ 29
Mitgliederzahl

(1) Die Zahl der G em eindevertreter be träg t 
in Gem einden
bis zu 500 Einw ohnern . . 9
mit 501 bis 1.000 Einw ohnern . . 12
mit 1.001 bis 1.500 Einw ohnern . . 15
mit 1.501 bis 2.0001 Einw ohnern . . 18
mit 2.001 bis 2.500 E inw ohnern . . . 21
m it 2.501 bis 5.000 Einw ohnern . . 24
mit 5.001 bis 8.000 E inw ohnern . . 27
mit 8.001 bis 11.000 Einw ohnern . . 30
mit 11.001 bis 15.000 E inw ohnern . . 33
m it m ehr als 15.000 Einw ohnern . . 36.

(2) Die Zahl der G em eindevertreter ist 
nach dem  letzten, dem Tag der W ahlausschrei­
bung vorausgegangenen  V olkszählungsergeb­
nis zu erm itteln. Seit der letzten  V olkszählung 
allenfalls e ingetretene Ä nderungen des Ge­
m eindegebietes sind hiebei zu berücksichtigen.

§ 30
Funktionsdauer

(1) Die Funktionsdauer der G em eindever­
tre tung  be träg t fünf Jahre. Die Funktions­
dauer beginnt mit dem Gelöbnis der G em einde­
v e rtre te r in der konstitu ierenden  Sitzung und 
endet mit dem Gelöbnis der neu gew ählten  
G em eindevertreter.

(2) Die G em eindevertretung kann  in A n­
w esenheit von m indestens zwei D ritteln der 
G em eindevertreter mit einer M ehrheit von 
zwei D ritteln  ihre A uflösung beschließen. 
W enn in einer G em einde die H älfte der M an­
date durch A bgang der G em eindevertreter und 
deren Ersatzm änner erledigt ist, verlie ren  auch 
alle übrigen G em eindevertreter ihr M andat. 
H iebei ist der zw eite Satz des Abs. 1 sinnge­
mäß anzuw enden.
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(3) Die im Falle des Abs. 2 neu gew ählte 
G em eindevertretung bleibt nur für den Rest 
der Funktionsdauer im Amt. Falls jedoch in­
nert sechs M onaten vor den allgem einen Ge­
m eindevertretungsw ahlen  in einer Gem einde 
N euw ahlen gem äß Abs. 2 stattgefunden h a ­
ben, un terb leib t in d iesen G em einden die all­
gem eine W ahl. Die G em eindevertretung bleibt 
in diesem  Falle bis zum Ende der folgenden 
Funktionsdauer im Amt.

§ 31
Konstituierende Sitzung

(1) Die neu gew ählten  Gemeindev ertre te r 
sind durch den Leiter der für G em eindew ahlen 
zuständigen G em eindew ahlbehörde spätestens 
in der v ierten  W oche nach dem W ahltage und 
im Falle einer Anfechtung des W ahlergebnis­
ses, sofern nicht N euw ahlen durchzuführen 
sind, innert einer W oche nach der rechtskräf­
tigen Entscheidung zur konstitu ierenden  Sit­
zung einzuberufen.

(2) In der konstitu ierenden  Sitzung h a t der 
Leiter der für G em eindew ahlen zuständigen 
G em eindew ahlbehörde bis nach der W ahl des 
B ürgerm eisters den Vorsitz zu führen.

§ 32
Gelöbnis

(1) Die G em eindevertreter haben  in der 
konstitu ierenden  Sitzung vor dem  Leiter der 
für G em eindew ahlen zuständigen G em einde­
w ahlbehörde folgendes Gelöbnis abzulegen: 
„Ich gelobe, die V erfassung sowie alle üb ri­
gen G esetze gew issenhaft zu beachten, m eine 
A ufgabe unparteiisch und uneigennützig zu 
erfüllen, das A m tsgeheim nis zu w ahren  und
das W ohl der G e m e in d e .....................................
nach bestem  W issen und G ew issen zu fördern."

(2) Ist der Leiter der für G em eindew ahlen 
zuständigen G em eindew ahlbehörde gleichzei­
tig G em eindevertreter, so h a t er das Gelöbnis 
gemäß Abs. 1 nach A blegung des Gelöbnisses 
der übrigen G em eindevertreter vo r diesen ab­
zulegen.

(3) Ein G elöbnis un ter B edingungen oder 
mit Zusätzen gilt als verw eigert. Die Beifü­
gung einer relig iösen B eteuerung ist jedoch 
zulässig.

(4) Später e in tre tende G em eindevertreter 
und Ersatzm änner haben das G elöbnis in der 
ersten  G em eindevertretungssitzung, an  der sie 
teilnehm en, vor dem B ürgerm eister abzulegen.

§ 33
Ausübung des Mandates

(1) Die G em eindevertreter sind in A us­
übung ihres M andates frei und an  keine W ei­
sungen gebunden.

(2) W ird  gegen einen G em eindevertreter 
w egen einer strafbaren  H andlung, durch die 
das W ahlrecht zur G em eindevertretung  aus­
geschlossen wird, ein S trafverfahren eingelei­
te t oder über sein V erm ögen der Konkurs 
eröffnet oder das A usgleichsverfahren einge­
leitet, so darf er für die D auer des S trafver­
fahrens, des K onkurs- oder A usgleichsverfah­
rens sein M andat nicht ausüben, es sei denn, 
daß der Konkurs oder das A usgleichsverfah­
ren  durch den K onkurs oder das A usgleichs­
verfahren  eines D ritten unm ittelbar verursacht 
w orden ist.

(3) Die G em eindevertreter sind verpflich­
tet, den B ürgerm eister von  der E inleitung und 
Beendigung eines gegen sie gerich teten  V er­
fahrens gem äß Abs. 2 unverzüglich in K ennt­
nis zu setzen.

(4) Solange ein  G em eindevertreter sein 
M andat nicht ausüben  darf, h a t der B ürger­
m eister an Stelle dieses G em eindevertreters 
den gem äß § 37 einzuberufenden Ersatzm ann 
einzuberufen.

§ 34
Mandatsverlust und Mandatsverzicht

(1) Ein G em eindevertreter ist seines M an­
dates für verlustig  zu erk lären , w enn

a) ein U m stand e in tritt oder bekann t wird, 
der seine W äh lbarke it ausgeschlossen 
hätte;

b) er nach erfolgter W ahl die W ählbarkeit 
verlie rt;

c) er das Gelöbnis nicht leistet;
d) er w egen des V erhandlungsgegenstandes 

oder aus anderen  sachlich nicht gerecht­
fertig ten  G ründen zur konstitu ierenden  
Sitzung der G em eindevertretung  nicht e r­
scheint oder sich aus d ieser vo r Beendi­
gung der B ürgerm eisterw ahl entfernt;

e) er sich ohne triftigen G rund trotz A uffor­
derung w eigert, sein  M andat auszuüben. 
Als eine solche W eigerung gilt insbeson­
dere ein dreim aliges, aufeinanderfolgen­
des, unentschuldigtes Fernbleiben  von 
ordnungsgem äß einberufenen  Sitzungen 
der G em eindevertretung.
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(2) Der M andatsverlust ist durch den Lei­
ter der für G em eindew ahlen zuständigen Be­
zirksw ahlbehörde auszusprechen.

(3) Ein G em eindevertreter kann auf die 
A usübung seines M andates verzichten. Der 
V erzicht ist nur w irksam , w enn er vom  v e r­
zichtenden G em eindevertreter schriftlich e r­
k lä rt und selbst eingebracht wird.

§ 35
Einberufung der Sitzungen

(1) Der B ürgerm eister h a t die G em einde­
vertre tung  nach Bedarf, w enigstens aber in 
jedem  V ierte ljah r einmal, zu Sitzungen e in­
zuberufen.

(2) Der Bürgerm eister h a t die G em einde­
vertre tung  innert einer W oche einzuberufen, 
w enn es w enigstens ein D rittel der G em einde­
v e rtre te r un ter A ngabe des V erhandlungs­
gegenstandes oder die A ufsichtsbehörde unter 
A ngabe einer Begründung verlangt.

(3) Die Einberufung muß den G em eindever­
tre te rn  schriftlich und m indestens zwei Tage 
vor d e r Sitzung zugestellt w erden. In Fällen, 
die im öffentlichen In teresse keinen  Aufschub 
dulden, kann  diese Frist bis auf zwölf Stun­
den v erkü rz t w erden. Dies ist jedoch nicht zu­
lässig für Sitzungen, bei denen der V oran­
schlag oder der Rechnungsabschluß behandelt 
oder G em eindeorgane gew ählt w erden.

(4) In der E inberufung sind Zeit und O rt 
der Sitzung sowie die V erhandlungsgegen­
stände (Tagesordnung) bekanntzugeben.

(5) Bei A bw esenheit eines G em eindever­
tre ters  kann  die E inberufung auch an dem Zu­
steller bekann te  erw achsene D ienstnehm er 
oder zur Fam ilie gehörige H ausgenossen des 
Em pfängers zugestellt w erden.

(6) W erden  Personen nach Abs. 5 nicht 
angetroffen, so kann  die E inberufung dem in 
dem selben H aus w ohnenden V erm ieter oder 
einer von diesem  bestellten , ebenda w ohnen­
den A ufsichtsperson eingehändigt w erden, 
w enn diese Personen zur A nnahm e bere it 
sind.

(7) Ist die Zustellung auf diesem  W ege 
nicht möglich, so ist die E inberufung beim 
G em eindeam t zu h in terlegen. Diese H in ter­
legung ist durch eine schriftliche A nzeige und 
nach Tunlichkeit auch durch mündliche M it­
teilung an die Nachbarn bekanntzum achen. 
Die A nzeige ist in den B riefkasten einzuw er­
fen oder, w enn dies nicht möglich ist, an der 
E ingangstür zu befestigen.

(8) Die vorschriftsm äßige H in terlegung der 
E inberufung h a t die W irkung der Zustellung. 
Die Beschädigung oder das A breißen der A n­
zeige h a t auf die G ültigkeit der Zustellung 
keinen  Einfluß.

§ 36
Tagesordnung

(1) Die Tagesordnung einer Sitzung der 
G em eindevertretung  h a t der Bürgerm eister 
festzusetzen. Der V orsitzende ist berechtigt, 
einen auf der T agesordnung stehenden  G egen­
stand, ausgenom m en im Falle des Abs. 2, zu 
Beginn der Sitzung von  der Tagesordnung ab­
zusetzen. Die Reihenfolge der Behandlung 
der G egenstände kann  nach Festsetzung der 
Tagesordnung nu r m ehr durch die G em einde­
vertre tu n g  abgeändert w erden.

(2) Der Bürgerm eister ist verpflichtet, einen 
in den W irkungsbereich  der G em eindevertre­
tung fallenden G egenstand in die Tagesord­
nung der nächsten G em eindevertretungssit­
zung aufzunehm en, w enn dies von m indestens 
einem  V iertel der G em eindevertreter späte­
stens eine W oche vor der Sitzung schriftlich 
verlan g t wird.

(3) G egenstände, die nicht auf der T ages­
ordnung stehen, können nur dann behandelt 
w erden, w enn dies die G em eindevertretung 
vor Eingang in die Tagesordnung m it einer 
M ehrheit von zwei D ritteln  und mit Zustim ­
m ung des B ürgerm eisters beschließt.

(4) W enn auf der T agesordnung ein Ge­
genstand  m it der Bezeichnung „Bericht", „All­
fälliges" oder dergleichen steht, dürfen h iebei 
keine Beschlüsse gefaßt werden.

(5) Die T agesordnung für eine öffentliche 
Sitzung der G em eindevertretung ist gleich­
zeitig m it der Zustellung der Einberufung an 
der A m tstafel der Gem einde kundzum achen.

§ 37
Anwesenheitspflicht,

Einberufung von Ersatzmännern

(1) Die G em eindevertreter sind zur T eil­
nahm e an den Sitzungen verpflichtet. Ist ein 
G em eindevertreter an der Teilnahm e verh in ­
dert, so h a t er dies dem B ürgerm eister un ter 
A ngabe des G rundes unverzüglich bek an n t­
zugeben.

(2) W enn G em eindevertreter verh indert 
sind, an einer Sitzung teilzunehm en, h a t der 
B ürgerm eister unverzüglich an deren Stelle 
und mit deren  Rechten die E rsatzm änner in 
der Reihenfolge zu der Sitzung einzuberufen, 
in der sie nach den Bestim m ungen über die
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W ahl zur G em eindevertretung  auf fre iw er­
dende G em eindevertretungssitze nachrücken.

(3) W enn es sich um ein auf einer P arte i­
liste erlangtes M andat handelt, darf nur ein 
Ersatzm ann derselben Parteiliste  zu der Sit­
zung einberufen w erden.

§ 38
Beschlußfähigkeit

(1) Die G em eindevertretung  ist beschluß­
fähig, w enn sämtliche G em eindevertreter 
ordnungsgem äß zur Sitzung eingeladen w ur­
den und zur Zeit der Beschlußfassung m inde­
stens die Hälfte der G em eindevertreter an­
w esend ist. Ladungsm ängel gelten bei recht­
zeitigem  Erscheinen als behoben.

(2) Im Falle der Beschlußunfähigkeit kann 
unter Berufung darauf zur B ehandlung der­
selben Tagesordnung eine neuerliche Sitzung 
einberufen w erden. Diese Sitzung muß w enig­
stens zwölf S tunden vorher einberufen w er­
den und ist beschlußfähig, w enn m indestens 
ein D rittel der G em eindevertreter anw esend 
ist.

(3) Bei Berechnung der Beschlußfähigkeit 
ist jede sich ergebende Teilzahl nach oben 
aufzurunden.

§ 39
Abstimmung

(1) Zu einem  gültigen Beschluß der G e­
m eindevertretung  ist, sow eit dieses Gesetz 
nichts anderes bestim m t, die einfache M ehr­
heit der in beschlußfähiger A nzahl anw esen­
den Stim m berechtigten erforderlich.

(2) S tim m enthaltung gilt als A blehnung. 
Bei Stimmengleichheit gilt ein  A ntrag  als ab­
gelehnt.

(3) Die Abstim m ung h a t durch Erheben der 
H and oder A ufstehen von den Sitzen zu e r­
folgen. W enn dies gesetzlich festgelegt ist 
oder w enn es die G em eindevertretung  b e ­
schließt, ist geheim  oder nam entlich abzu­
stimmen. Bei Entscheidungen oder V erfügun­
gen in behördlichen A ngelegenheiten, ausge­
nom m en bei W ahlen, ist eine geheim e A b­
stim m ung nicht zulässig.

(4) Die G em eindevertreter haben ihr 
Stimmrecht persönlich auszuüben.

§ 40
Verhandlungssprache

Die V erhandlungssprache der G em einde­
vertre tung  ist die deutsche Sprache.

§ 41
Öffentlichkeit

(1) Die Sitzungen der G em eindevertretung 
sind öffentlich. Die V erw endung von Film ­
oder T onbandgeräten  bedarf jedoch der Ge­
nehm igung der G em eindevertretung.

(2) Der B ürgerm eister kann  bei Festsetzung 
der Tagesordnung G egenstände ausnahm s­
w eise in eine nichtöffentliche Sitzung verw ei­
sen, w enn die G eheim haltung der Beratung 
oder Beschlußfassung im In teresse einer Ge­
bietskörperschaft oder der Parte ien  geboten 
ist oder eine freie B eratung oder Beschluß­
fassung sonst nicht gew ährle iste t erscheint. 
In d ieser nichtöffentlichen Sitzung kann jedoch 
die G em eindevertretung  die Rückverweisung 
des G egenstandes zur V erhandlung in öffent­
licher Sitzung beschließen.

(3) Auf A ntrag  des V orsitzenden oder 
dreier G em eindevertreter kann die Öffentlich­
keit auch durch die G em eindevertretung aus­
nahm sw eise ausgeschlossen w erden, w enn es 
sich um A ngelegenheiten  der im Abs. 2 be- 
zeichneten A rt handelt.

(4) W enn der V oranschlag oder Rech­
nungsabschluß der G em einde behandelt w ird 
oder bei der W ahl von G em eindeorganen, 
darf die Ö ffentlichkeit nicht ausgeschlossen 
w erden.

(5) A nträge auf Rückverw eisung zur V er­
handlung in öffentlicher Sitzung und auf A us­
schluß der Ö ffentlichkeit sowie Personalange­
legenheiten  sind in nichtöffentlicher Sitzung 
zu behandeln.

(6) Bei nichtöffentlichen Sitzungen ist die 
Beratung vertraulich. Die G em eindevertretung 
kann außerdem  die V ertrau lichkeit der Be­
schlußfassung beschließen.

(7) W er die V ertrau lichkeit gemäß Abs. 6 
verletzt, kann  von  der G em eindevertretung 
von der Teilnahm e an höchstens drei w eiteren  
Sitzungen der G em eindevertretung  ausge­
schlossen werden.

§ 42
Verhandlungsschrift

(1) ü b e r  jede Sitzung der G em eindevertre­
tung ist eine V erhandlungsschrift zu führen. 
Diese h a t insbesondere zu en thalten
a) die Feststellung über die ordnungsgem äße

Einladung säm tlicher G em eindevertreter;
b) O rt sowie Zeit des Beginnes und der Be­

endigung der Sitzung;
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c) die N am en des V orsitzenden, der w eiteren  
Sitzungsteilnehm er und des Schriftführers 
sowie die Feststellung der Beschlußfähig­
keit;

d) die B eratungsgegenstände der Tagesord­
nung in der Reihenfolge, in  w elcher sie 
zur V erhandlung  gelangen;

e) die G enehm igung, A bänderung oder Nicht­
genehm igung der V erhandlungsschrift der 
le tz ten  Sitzung;

f) alle in der Sitzung gestellten  A nträge und 
gefaßten  Beschlüsse sowie das A bstim ­
m ungsergebnis. Dieses ist bei Entscheidun­
gen und V erfügungen in behördlichen A n­
gelegenheiten  nam entlich anzuführen.

(2) M it der A bfassung der V erhandlungs­
schrift ist von der G em eindevertretung  ein aus 
ih rer M itte gew ählter Schriftführer oder ein 
G em eindebediensteter zu betrauen .

(3) Die V erhandlungsschrift ist vom  V or­
sitzenden und vom  Schriftführer zu un te rfe r­
tigen.

(4) Die V erhandlungsschrift ist m indestens 
eine W oche vor der nächsten Sitzung der G e­
m eindevertretung  w ährend  der A m tsstunden 
im G em eindeam t sowie w ährend  der nächsten 
Sitzung zur Einsicht für die G em eindevertre­
ter aufzulegen.

(5) Den G em eindevertretern  steh t es frei, 
w egen U nrichtigkeit oder U nvollständigkeit 
der V erhandlungsschrift mündlich oder schrift­
lich, spätestens in der nächsten Sitzung Ein­
w endungen zu erheben, w orüber in dieser 
Sitzung zu beschließen ist.

(6) Die Einsichtnahme in V erhandlungs­
schriften öffentlicher G em eindevertretungs­
sitzungen sowie die H erstellung  von  Abschrif­
ten  ist w ährend  der A m tsstunden im Ge­
m eindeam t jederm ann  erlaubt.

(7) Sow eit nicht § 27 A nw endung findet, 
sind die Beschlüsse der G em eindevertretung, 
die in öffentlichen Sitzungen gefaßt w urden, 
an der A m tstafel der Gem einde durch zwei 
W ochen öffentlich kundzum achen. D er § 27 
Abs. 2 und 3 ist sinngem äß anzuw enden.

(8) Die V erhandlungsschriften über nicht­
öffentliche G em eindevertretungssitzungen  sind 
gesondert zu führen. Die Abs. 1 bis 3 und 5 
gelten  sinngem äß.

(9) Die V erhandlungsschriften sind im Ge­
m eindearchiv aufzubew ahren.

§ 43
Vorsitz und Sitzungspolizei

(1) Den V orsitz in der G em eindevertretung 
hat der B ürgerm eister zu führen. Er h a t die 
Sitzungen zu eröffnen, zu le iten  und zu schlie­
ßen. Der V orsitzende ist auch berechtigt, die 
Sitzung für bestim m te Zeit zu unterbrechen. 
Bei A usübung der Sitzungspolizei h a t der V or­
sitzende jederzeit, auch w ährend der Rede 
eines G em eindevertreters, das Recht, das 
W ort zu ergreifen. Der Redner ha t h ierauf 
seine Rede solange zu unterbrechen, bis der 
V orsitzende seine A usführungen beendet hat.

(2) M aßnahm en der Sitzungspolizei sind 
bei A bschw eifungen von der Sache der Ruf 
zur Sache, bei Reden, d ie den A nstand  v e r­
letzen oder einen  strafbaren T atbestand be­
gründen, der Ruf zur Ordnung.

(3) Nach zw eim aligem  Ruf zur Sache oder 
nach dem  Ruf zur O rdnung kann  der V orsit­
zende dem  Redner das W ort entziehen.

(4) Der V orsitzende kann  einen G em einde­
vertre ter, der gegen A nstand, Sitte oder die 
V erhandlungsdisziplin  schwer v e rstöß t oder 
die übrigen  G em eindevertreter in ih rer A rbeit 
absichtlich behindert, von der Teilnahm e an 
d ieser oder auch an m ehreren, höchstens je ­
doch an drei aufeinanderfolgenden Sitzungen 
ausschließen. Eine solche V erfügung dies V or­
sitzenden kann  die G em eindevertretung in 
der folgenden Sitzung auf G rund eines aus 
ih rer M itte gestellten  A ntrages m it einer 
M ehrheit von zwei D ritteln  der abgegebenen 
Stimmen ganz oder teilw eise aufheben.

(5) Falls andauernde S törungen eine ge­
ordnete B eratung unmöglich machen, kann 
der V orsitzende die Sitzung schließen.

(6) Bei Störungen von Sitzungen der Ge­
m eindevertretung  durch die Zuhörer kann  der 
V orsitzende nach vorangegangener erfolgloser 
Erm ahnung die einzelnen R uhestörer en tfer­
nen  oder den Zuhörerraum  räum en lassen. 
Die Entfernung der Zuhörer erstreckt sich auf 
Presse- und R undfunkberichterstatter nur 
dann und insow eit, als sie an der R uhestörung 
bete ilig t w aren.

§ 44
Geschäftsordnung

(1) Bei der Abstim m ung gehen A nträge auf 
Schluß der R ednerliste oder der Aussprache, 
auf V ertagung des G egenstandes oder Ü ber­
gang zur Tagesordnung allen  anderen  A n trä ­
gen voraus, ü b e r  die Reihenfolge der Ab-
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Stimmung solcher A nträge h a t der V orsitzende 
zu entscheiden.

(2) H ierauf ist zuerst über d ie abändern­
den A nträge abzustim m en, ü b e r  w eite r­
gehende A nträge ist jedoch stets vor den  w e­
niger w eitgehenden  abzustim m en. Im S treit­
fälle h a t der V orsitzende zu entscheiden, w el­
cher A ntrag  als w eitergehend  anzusehen ist.

(3) ü b e r  Z usatzanträge ist erst nach A n­
nahm e des H aup tan trages abzustimmen.

(4) A blehnungsanträge sind unzulässig.
(5) Die G em eindevertretung  h a t das Recht, 

sich selbst eine G eschäftsordnung zu geben. 
Diese kann  insbesondere nähere  Bestim m un­
gen über die Stellung von A nträgen  zu einem  
G egenstand der Tagesordnung, über die Rede­
ordnung, über A nträge auf G eschäftsbehand­
lung und über die A usübung der S itzungspoli­
zei enthalten .

§ 45
Aufgaben

(1) Eines Beschlusses der G em eindevertre­
tung bedürfen im eigenen W irkungsbereich 
der G em einde
a) in behördlichen A ngelegenheiten:

1. A ntrag  auf vorläufige V erw altung bei 
G renzstreitigkeiten  (§ 4 Abs. 2),

2. Ä nderungen  der G renzen d e r Gem einde 
(§ 5 Abs. 1),

3. V ereinbarungen  bei B estandsänderun­
gen (§ 6 Abs. 2),

4. E rnennung von E hrenbürgern  und V er­
leihung des Ehrenringes (§ 8),

5. Festsetzung von Inhalt und Form des 
G em eindew appens, Bew illigung zur 
Führung oder V erw endung des Ge­
m eindew appens sowie U ntersagung der 
V erw endung des G em eindew appens 
(§ 9),

6. Führung einer Fahne (§ 11),
7. Ä ußerung zur Ä nderung  des Nam ens 

der Gem einde (§ 13),
8. Bezeichnung von Ö rtlichkeiten und 

Straßen, A rt der G ebäudenum erierung 
sowie K ostenersatz (§ 14),

9. A ntrag  auf Ü bertragung von  A nge­
legenheiten  des eigenen  W irkungsbe­
reiches an  eine staatliche Behörde (§ 16 
Abs. 3),

10. Erlassung ortspolizeilicher V erordnun­
gen (§ 17),

11. Festsetzung der Entschädigung des Bür­
germ eisters und der M itglieder von

sonstigen G em eindeorganen sowie 
eines Ruhebezuges des B ürgerm eisters 
oder seiner H in terb liebenen  (§ 26),

12. Bestimmung der U rkundenfertiger 
(§ 64),

13. Ä ußerung zur Bildung eines G em einde­
verbandes (§ 89),

14. Entscheidung über Rechtsm ittel gegen 
Bescheide des G em eindevorstandes und 
des Bürgerm eisters in A ngelegenheiten  
des e igenen W irkungsbereiches, sow eit 
gesetzlich nichts anderes bestim m t ist,

15. A usübung der in den verw altungsver­
fahrensgesetzlichen V orschriften vo rge­
sehenen oberbehördlichen Befugnisse,

16. A nerkennung sowie Geltendm achung 
von Forderungen  aus der A m tshaftung 
des Bürgerm eisters oder der M itglieder 
des G em eindevorstandes,

17. A usschreibung von  A bgaben zur Dek- 
kung der G em eindebedürfnisse sowie 
Festsetzung von gesetzlichen S teuer­
hebesätzen und von  G ebühren für die 
Benützung von  G em eindeeinrichtungen, 
sow eit die E inhebung gesetzlich der Ge­
m einde zusteht;

b) in anderen  A ngelegenheiten:
1. Erwerb, V eräußerung, V erpfändung und 

sonstige Belastung einer unbew eglichen 
Sache,

2. Erwerb und V eräußerung  von  bew eg­
lichen Sachen, deren  W ert 25 v. H. des 
hiefür vorgesehenen  V oranschlagsan­
satzes oder 0,5 v. H. der G esam tein­
nahm en des V oranschlages des jew e i­
ligen H aushaltsjah res übersteig t,

3. Errichtung von Neu-, Um- und Z ubau­
ten  auf K osten der Gem einde sowie 
V ergebung von  A rbeiten, w enn deren 
B etrag in  der G esam trechnung oder bei 
regelm äßig w iederkehrenden  V erge­
bungen der Jah resb e trag  25 v. H. des 
h iefür vorgesehenen  V oranschlagsan­
satzes oder 0,5 v. H. der G esam tein­
nahm en des V oranschlages des jew ei­
ligen H aushaltsjah res übersteig t,

4. Abbruch von G em eindebauten,
5. Aufnahm e von D arlehen  einschließlich 

K rediten in laufender Rechnung,
6. U m w andlung von  Schulden,
7. Ü bernahm e einer Haftung,
8. G ew ährung von  Darlehen,
9. vertragsm äßige V erfügung über die Ge­

m eindeabgaben und E rtragsanteile  an 
gem einschaftlichen A bgaben,
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10. A bschreibung zw eifelhafter oder unein­
bringlicher F orderungen öffentlich- oder 
privatrechtlicher N atur, w enn die Höhe 
des abzuschreibenden Betrages 1 v. T. 
der G esam teinnahm en des V oranschla­
ges des jew eiligen  H aushaltsjah res 
übersteigt,

11. Erwerbung, V eräußerung  und V erpfän­
dung von W ertpap ieren  und Forderun­
gen,

12. Entsendung von V ertre te rn  der Ge­
m einde in O rgane juristischer P er­
sonen,

13. Erwerb und V eräußerung  von G esell­
schaftsanteilen,

14. B eitritt der G em einde zu und der A us­
tritt aus einer Genossenschaft,

15. Geltendm achung von privatrechtlichen 
Forderungen aus Schäden, für die der 
B ürgerm eister oder M itglieder des Ge­
m eindevorstandes der G em einde haf­
ten, und Verzicht auf ein der Gem einde 
zustehendes Recht, es sei denn, daß 
einem  D ritten  ein  Rechtsanspruch auf 
A ufhebung dieses Rechtes zusteht,

16. A nstrengung und A bstehen  von Rechts­
streiten, Zustim m ung zu gerichtlichen 
oder außergerichtlichen V ergleichen zur 
Beilegung von R echtsstreiten sow ie Be­
stellung von  R echtsvertretern  hiezu, so­
w eit der G egenstand die jew eilige be­
zirksgerichtliche W ertgrenze übersteig t,

17. Beteiligung der Gem einde an einer er-
w erbsw irtschaftll chen Unt ernehm ung,

18. Um w andlung von  G em eindew ald in 
eine andere K ultur und H olzfällungen, 
die den regelm äßigen Ertrag über­
steigen,

19. V erpachtung und V erm ietung von  Lie­
genschaften der G em einde im Ausmaß 
von m ehr als 1 ha sowie von erw erbs­
wirtschaftlichen U nternehm ungen der 
Gemeinde, ferner von  G ebäuden oder 
W ohnungen auf m ehr als sechs Jahre,

20. A n tritt einer Erbschaft ohne die Rechts­
w ohltat des Inventars oder A nnahm e 
eines m it e iner A uflage beschw erten 
V erm ächtnisses oder einer solchen 
Schenkung,

21. A usstellung einer N achstehungserklä- 
rung bezüglich der bücherlichen Rang­
ordnung eines zu G unsten der Ge­
m einde im Grundbuch eingetragenen  
Rechtes,

22. Errichtung und A uflassung von Ge­
m eindeanstalten, w irtschaftlichen Un­

ternehm ungen und sonstigen Ge­
m eindeeinrichtungen sowie Erlassung 
von Bestim m ungen für deren V erw al­
tung und Benützung,

23. A nstellung von le itenden  und solchen 
A ngestellten, die m indestens eine 
höhere Schule erfolgreich abgeschlos­
sen haben, sowie die Zusicherung der 
U nkündbarkeit und A ltersversorgung 
hinsichtlich D ienstnehm ern d e r Ge­
m einde, die nicht im Bereich der H o­
heitsverw altung  tätig  sind;

c) die ihr nach anderen Bestim m ungen dieses 
G esetzes und nach Bestim m ungen anderer 
G esetze ausdrücklich zugew iesenen A uf­
gaben.

(2) Die G em eindevertretung kann, w enn 
dies im In teresse der Zweckmäßigkeit, Rasch­
heit oder Einfachheit gelegen ist, das ihr zu­
stehende Beschlußrecht in A ngelegenheiten  
des Abs. 1 lit. b m it A usnahm e der Z. 15 an 
den G em eindevorstand abtreten . W enn es 
sich h iebei um finanzielle V erpflichtungen 
handelt, darf eine Ü bertragung nur sow eit e r­
folgen, daß im Einzelfall 5 v. H. der G esam t­
einnahm en des V oranschlages des jew eiligen 
H aushaltsjah res nicht überschritten w erden.

§ 46
Ausschüsse, Allgem eines

(1) In A ngelegenheiten  des eigenen W ir­
kungsbereiches der G em einde kann die G e­
m eindevertretung  nach Bedarf auf D auer oder 
fallw eise Ausschüsse bestellen
a) zur V orbereitung  und A ntragstellung  für 

die Beschlußfassung durch die G em einde­
vertretung;

b) zur Überwachung der G em eindeverw al­
tung.

(2) Einem Ausschuß m üssen m indestens 
drei M itglieder angehören. Die M itglieder des 
Ausschusses sind aus der M itte der Ge­
m eindevertreter oder deren Ersatzm änner 
nach dem V erhältn isw ahlrecht un ter sinn­
gem äßer A nw endung der Bestim m ungen über 
die W ahl des G em eindevorstandes zu w äh­
len. Für A usschußm itglieder sind in gleicher 
W eise eine erforderliche Anzahl E rsatzm it­
g lieder zu wählen.

(3) Die M itglieder eines Ausschusses 
haben, sofern die G em eindevertretung nicht 
selbst einen Obm ann und O bm ann-Stellver­
tre te r bestellt, aus ih rer M itte einen Obm ann 
und einen O bm ann-S tellvertreter zu wählen.
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Als O bm ann und O bm ann-S tellvertreter dür­
fen jedoch Ersatzm änner der G em eindever­
tre tung  nicht gew ählt w erden. Den V orsitz im 
Ausschuß h a t der Obm ann oder bei dessen 
V erh inderung  sein S te llvertre ter zu führen.

(4) Der B ürgerm eister ist verpflichtet, dem 
Obm ann eines A usschusses auf V erlangen  die 
für die T ätigkeit des A usschusses erfo rder­
lichen A uskünfte zu erte ilen  und in die e in­
schlägigen A kten und sonstigen U nterlagen 
Einsicht zu gew ähren.

(5) Den M itgliedern  eines Ausschusses ge­
mäß Abs. 1 lit. b steh t das Recht zu, in die 
einschlägigen A kten  und sonstigen U nter­
lagen Einsicht zu nehm en. Die m it der Füh­
rung der betreffenden  A ngelegenheiten  b e­
trau ten  O rgane der G em einde sind verpflich­
tet, den A usschußm itgliedern jeden  gew ünsch­
ten  Aufschluß zu geben.

(6) Der O bm ann ha t den Ausschuß nach 
Bedarf zu Sitzungen einzuberufen. Die Sitzun­
gen sind nicht öffentlich und vertraulich, Im 
übrigen gelten  für die Ausschüsse die Bestim­
m ungen der §§ 24, 25, 35 bis 40, 41 Abs. 7 und 
42 bis 44 sinngem äß mit der M aßgabe, daß 
die dem B ürgerm eister obliegenden A ufgaben 
dem O bm ann des A usschusses zukommen.

§ 47
Prüfungsausschuß

(1) Die G em eindevertretung h a t zur Ü ber­
w achung der gesam ten G ebarung der Ge­
m einde einschließlich der G em eindeanstalten, 
B etriebe und erw erbsw irtschaftlichen U nter­
nehm ungen aus ihrer M itte einen Prüfungs­
ausschuß zu w ählen, M itglieder des G e­
m eindevorstandes oder der G em eindevertre­
tung, die m it der Leitung der Buchhaltungs­
und K assengeschäfte b e trau t sind, dürfen dem 
Prüfungsausschuß nicht angehören.

(2) Der Prüfungsausschuß h a t die Ge­
barung in bezug auf ihre ziffernm äßige Rich­
tigem, auf die Ü bereinstim m ung m it den  b e ­
stehenden  V orschriften, ferner auf die Spar­
sam keit, W irtschaftlichkeit und Zweckmäßig­
k e it zu überprüfen.

(3) N eben der Ü berprüfung des Rech­
nungsabschlusses ist die G ebarung m inde­
stens zw eim al jährlich, einm al h ievon unver­
m utet, sowie außerdem  bei jedem  W echsel 
der mit der Leitung der Buchhaltungs- und 
K assengeschäfte be trau ten  Person zu ü b er­
prüfen.

(4) ü b e r  das Ergebnis der Prüfung ist der 
G em eindevertretung  ein schriftlicher Bericht 
ohne unnötigen Aufschub vorzulegen. V or der

V orlage an  die G em eindevertretung  ist dem 
Bürgerm eister und der m it der Leitung der 
Buchhaltungs- und K assengeschäfte be trau ten  
Person G elegenheit zur E rstattung einer Ge­
genäußerung zu geben,

3. Abschnitt 
Gemeindevorstand

§ 48
Allgem eines

(1) In Städten führt der G em eindevorstand 
die Bezeichnung „Stadtrat".

(2) Die M itglieder des G em eindevorstan­
des führen die Bezeichnung „G em einderat", 
in S tädten  die Bezeichnung „Stadtrat".

§ 49
Mitgliederzahl

Die Zahl der M itglieder des G em einde­
vorstandes ha t die G em eindevertretung  in 
ih rer konstitu ierenden  Sitzung festzusetzen. 
Diese Zahl muß m indestens drei betragen, 
darf aber im übrigen den v ie rten  Teil der Zahl 
der G em eindevertreter nicht übersteigen,

§ 50
Wahl

(1) Die M itglieder des G erneindevorstan- 
des sind einzeln aus der M itte der G em einde­
v e rtre te r auf die Funktionsdauer der Ge­
m eindevertretung  durch Stim m zettel zu w äh­
len, Die Funktionsdauer endet nach der W ahl 
des neuen  G em eindevorstandes.

(2) G ehören der G em eindevertretung  V er­
tre te r verschiedener P arte ifrak tionen  an, so 
sind die zu besetzenden  S tellen des Ge­
m eindevorstandes auf diese P arteien  in  sinn­
gem äßer A nw endung der Bestim m ungen über 
die V erteilung der G em eindevertretungs­
m andate aufzuteilen. Jede  P arteifrak tion  hat 
die von ihr in den  G em eindevorstand zu en t­
sendende V ertre tung  vor der W ahl vorzu­
schlagen. D ieser V orschlag ist schriftlich zu 
e rs ta tten  und muß von  der M ehrheit d er der 
F raktion  angehörenden G em eindevertreter 
unterzeichnet sein, Stimmen, die nicht für 
diesen W ahlvorschlag abgegeben w erden, 
sind ungültig. E rstatte t eine P arteifrak tion  
keinen  vorschriftsm äßigen Vorschlag, obwohl 
ihr dazu G elegenheit geboten war, so gilt 
dies als Verzicht. In einem  solchen Falle hat 
die W ahl in sinngem äßer A nw endung der 
Bestim m ungen über die W ahl des Bürger-
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m eisters durch die gesam te G em eindevertre­
tung zu erfolgen.

(3) W enn die G em eindevertretung, ohne 
daß W ahl Vorschläge von Parte ien  Vorgelegen 
sind, gew ählt w urde oder w enn alle Ge­
m eindevertreter derselben  Parte i angehören, 
sind die M itglieder des G em eindevorstandes 
in je  einem  gesonderten  W ah lak t m it ab ­
so lu ter S tim m enm ehrheit in sinngem äßer A n­
w endung der Bestim m ungen über die W ahl 
des B ürgerm eisters zu wählen.

(4) V on der W ählbarkeit in den G e­
m eindevorstand  ausgenom m en sind
a) Personen, die nach den Bestim m ungen die­

ses G esetzes ihres Am tes als B ürgerm ei­
ster oder als M itglied des G em eindevor­
standes verlustig  e rk lä rt w urden, auf die 
D auer von fünf Jahren ;

b) Personen, die im ersten  oder zw eiten  Grad 
m it bereits gew ählten  M itgliedern  des Ge­
m eindevorstandes verw and t oder v e r­
schw ägert sind.

§ 51
Wahlanfechtung

(1) Die W ahl des G em eindevorstandes 
kann  von jedem  hiebei W ahlberechtig ten  b in­
nen einer W oche nach ihrer Durchführung 
w egen unrichtiger Erm ittlung des W ahlergeb­
nisses oder w egen gesetzw idriger V orgänge 
im W ahlverfahren, die auf das W ahlergebnis 
von  Einfluß w aren, bei der für G em einde­
w ahlen zuständigen Bezirksw ahlbehörde 
schriftlich angefochten w erden.

(2) G egen die Entscheidung der Bezirks­
w ahlbehörde steh t b innen einer W oche nach 
ihrer Zustellung die Berufung offen, die bei 
der B ezirksw ahlbehörde einzubringen ist.

(3) ü b e r  die Berufung h a t die für Ge­
m eindew ahlen zuständige Landesw ahlbehörde 
in oberster Instanz zu entscheiden.

§ 52
Amtsverlust und Amtsverzicht

(1) Ein M itglied des G em eindevorstandes 
v erlie rt sein Amt, w enn es sein G em einde­
vertre tungsm andat verliert.

(2) Die M itglieder des G em eindevorstan­
des können ihr Amt jederzeit freiw illig  durch 
eine schriftliche Erklärung zurücklegen. Diese 
E rklärung ist vom  M itglied se lb st an  den  
B ürgerm eister zu richten, der h ierauf das G e­
m eindevorstandsm itglied  seines A m tes zu 
entheben hat.

(3) Im Falle des A bganges eines M itglie­
des des G em eindevorstandes ist die frei ge­
w ordene Stelle ehestens durch eine N euw ahl 
zu besetzen, für welche die Bestim m ungen der 
§§5 0  und 51 sinngem äß anzuw enden sind.

§ 53
Geschäftsordnung

(1) Der G em eindevorstand h a t seine Be­
schlüsse un ter dem Vorsitz des B ürgerm ei­
sters in nichtöffentlichen Sitzungen zu fassen. 
Die B eratung ist vertraulich.

(2) Der B ürgerm eister ha t den G em einde­
vorstand  nach Bedarf einzuberufen. Die 
Ladungen m üssen w enigstens zwölf Stunden 
vor Beginn der Sitzung zugestellt sein.

(3) ü b e r  die Beschlüsse des G em eindevor­
standes ist eine V erhandlungsschrift zu füh­
ren, die vom  V orsitzenden und vom  Schrift­
führer zu un terfertigen  ist. Die Einsicht in die 
V erhandlungsschrift steh t jedem  G em einde­
v e rtre te r offen.

(4) Im übrigen gelten  für den G em einde­
vorstand  die Bestim m ungen der §§3 5  bis 40, 
41 Abs. 7 und 42 bis 44 sinngem äß.

§ 54
Aufgaben

(1) Dem G em eindevorstand obliegen alle 
in den eigenen  W irkungsbereich der Ge­
m einde fallenden A ngelegenheiten, sow eit sie 
nach diesem  Gesetz oder anderen G esetzen 
nicht ausdrücklich anderen O rganen der Ge­
m einde V orbehalten sind.

(2) Der G em eindevorstand kann die Be­
rich terstattung  oder Entscheidung über be­
stim m te A ngelegenheiten  des Abs. 1, w enn 
dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Rasch­
heit oder Einfachheit gelegen ist, dem  B ürger­
m eister übertragen. H ievon ausgenom m en ist 
die Befugnis gem äß Abs. 3.

(3) Kann in  dringenden Fällen  der Be­
schluß der G em eindevertretung nicht ohne 
Nachteil für die Sache oder ohne G efahr eines 
Schadens für die G em einde abgew arte t w er­
den, so ist der G em eindevorstand berechtigt, 
nam ens der G em eindevertretung tä tig  zu w er­
den. Diese Ermächtigung gilt nicht für den 
V oranschlag und Rechnungsabschluß der G e­
meinde.

(4) V erfügungen gemäß Abs. 3 sind unter 
ausdrücklicher Berufung auf diese Bestim­
m ung zu treffen  und vom  B ürgerm eister der 
G em eindevertretung in der nächstfolgenden
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Sitzung unter einem  eigenen Tagesordnungs­
punkt zur K enntnis zu bringen.

(5) Die M itglieder des G em eindevorstan­
des sind für die Erfüllung ih rer dem  eigenen 
W irkungsbereich der G em einde zugehörigen 
A ufgaben der G em eindevertretung v e ran t­
wortlich.

4. Abschnitt 
Bürgermeister

§ 55 
Wahl

(1) Die G em eindevertretung  ha t in der 
konstitu ierenden  Sitzung nach der W ahl des 
G em eindevorstandes den B ürgerm eister durch 
Stim m zettel m it abso lu ter M ehrheit der A n­
w esenden zu w ählen.

(2) Der B ürgerm eister muß in die G e­
m eindevertretung  w ählbar sein. Von der 
W ählbarkeit ausgenom m en sind jedoch die 
im § 50 Abs. 4 genann ten  Personen.

(3) Kommt beim ersten  W ahlgang eine 
abso lu te Stim m enm ehrheit nicht zustande, so 
ist ein zw eiter W ahlgang durchzuführen.

(4) Falls sich auch beim  zw eiten W ahl­
gang keine absolute M ehrheit ergibt, ist ein 
d ritte r W ahlgang durchzuführen.

(5) Beim d ritten  W ahlgang haben  sich die 
W ählenden  auf jene zwei Personen zu be­
schränken, die beim  zw eiten  W ahlgang die 
m eisten Stimmen erhalten  haben. Bei Stim­
m engleichheit entscheidet die höhere Zahl der 
bei den G em eindevertretungsw ahlen  erreich­
ten W ahlpunkte  (Stimmen), w er in den d rit­
ten W ahlgang einzubeziehen ist. Bei gleicher 
W ahlpunktezahl (Stimmenzahl), in Erm ange­
lung solcher Z ahlen oder, w enn der zu W äh­
lende nicht G em eindevertreter ist, entschei­
det das Los. Jede  Stimme, die beim  dritten  
W ahlgang auf andere Personen entfällt, ist 
ungültig.

(6) Ergibt sich auch beim  d ritten  W ahlgang 
Stim m engleichheit, so entscheidet die höhere 
Zahl d e r bei den G em eindevertretungsw ahlen 
erreichten  W ahlpunkte  (Stimmen), w er als 
gew ählt gilt. Bei gleicher W ahlpunkte  zahl 
(Stimmenzahl), in Erm angelung solcher Zah­
len oder, w enn der zu W ählende nicht Ge­
m eindevertreter ist, entscheidet das Los.

(7) Falls der B ürgerm eister nicht M itglied 
des G em eindevorstandes ist, s tehen  ihm außer 
dem Stimmrecht alle übrigen  Rechte und

Pflichten eines M itgliedes des G em eindevor­
standes ungeschm älert zu.

(8) Falls der Bürgerm eister nicht Ge­
m eindevertreter ist, stehen ihm außer dem  
Stimmrecht alle übrigen Rechte und Pflichten 
eines G em eindevertreters ungeschm älert zu. 
Ein solcher B ürgerm eister h a t das nach § 32 
Abs. 1 vorgeschriebene Gelöbnis in der e r­
sten G em eindevertretungssitzung, an  der er 
teilnimmt, vor der G em eindevertretung abzu­
legen.

(9) Für die A nfechtung der W ahl des Bür­
germ eisters gelten die Bestim m ungen des § 51 
sinngemäß.

§ 56
Stellvertreter des Bürgermeisters

(1) Die G em eindevertretung  h a t in der 
konstitu ierenden  Sitzung nach der W ahl des 
B ürgerm eisters ein M itglied des G em einde­
vorstandes als S te llvertre te r des B ürger­
m eisters zu wählen.

(2) Der S te llvertre ter des B ürgerm eisters 
führt die Bezeichnung „V izebürgerm eister".

(3) Der V izebürgerm eister h a t den Bür­
germ eister bei dessen V erh inderung  in  allen 
dem  B ürgerm eister obliegenden A ufgaben zu 
vertre ten .

(4) Bei der W ahl des V izebürgerm eisters 
sind die Bestim m ungen des § 55 Abs. 3 bis 6 
und 9 sinngem äß anzuw enden.

§ 57
Funktionsdauer

(1) Der Bürgerm eister und der V izebürger­
m eister sind auf die F unktionsdauer der Ge­
m eindevertretung  zu w ählen. Ihre Funktion 
beginnt m it ih rem  G elöbnis und endet mit 
dem  Gelöbnis des B ürgerm eisters d e r neuen 
Funktionsperiode.

(2) Erlischt das M andat des Bürgerm eisters 
oder des V izebürgerm eisters vorzeitig, so ist 
binnen v ier W ochen eine N achw ahl für den 
restlichen Teil der Funktionsdauer nach den 
Bestim m ungen der §§55 und 56 vorzunehm en.

§ 58
Gelöbnis

(1) Der Bürgerm eister und der V izebürger­
m eister haben  ehestens nach ihrer W ahl vor 
dem  Bezirkshauptm ann oder dessen  S tellver­
tre te r folgendes Gelöbnis abzulegen: „Ich ge­
lobe, die V erfassung sowie alle übrigen Ge­
setze gew issenhaft zu beachten und in dem
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der Gem einde durch G esetz übertragenen  
W irkungsbereich die W eisungen  der s taa t­
lichen Behörden nach bestem  W issen und Ge­
w issen zu befolgen."

(2) Die Bestim m ungen des § 32 Abs. 3 gel­
ten  sinngemäß.

§ 59
Verhinderung des Bürgermeisters 

und Vizebürgermeisters

Sind der B ürgerm eister und der V ize­
bürgerm eister an  der A usübung ihres Am tes 
verhindert, so haben  die G em eindevorstands­
m itglieder in der Reihenfolge ih rer W ahl, 
m angels an G em eindevorstandsm itgliedern  
der G em eindevertreter mit der höchsten Zahl 
der bei den G em eindevertretungsw ahlen  e r­
reichten W ahlpunkte  (Stimmen), die Funk­
tion des Bürgerm eisters auszuüben. Bei glei­
cher W ahlpunktezahl (Stimmenzahl) en t­
scheidet das Los. In Erm angelung solcher 
Zahlen h a t der an Jah ren  älteste  G em einde­
v e rtre te r die Funktion des B ürgerm eisters 
auszuüben.

§ 60
Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich

(1) Dem Bürgerm eister obliegen im eige­
nen W irkungsbereich der G em einde
a) die V ertre tung  der Gem einde nach außen;
b) die Besorgung der ihm durch dieses G e­

setz oder andere Gesetze übertragenen  
A ufgaben;

c) die Besorgung der ihm vom G em einde­
vorstand  gemäß § 54 Abs. 2 übertragenen  
A ufgaben;

d) die Durchführung der durch V olksabstim ­
m ung und durch K ollegialorgane der G e­
m einde gefaßten Beschlüsse;

e) die laufende V erw altung der Gem einde 
als T rägerin  von Privatrechten;

f) die Leitung des G em eindeam tes als dessen 
V orstand.

(2) Als V orstand des G em eindeam tes ob­
liegen dem B ürgerm eister
a) die notw endige personelle A usstattung  

des G em eindeam tes im Rahm en des 
D ienstpostenplanes ;

b) die notw endige sachliche A usstattung  des 
G em eindeam tes im Rahm en der im V or­
anschlag bere itgeste llten  Kredite;

c) die dienstrechtliche B ehandlung der Ge­
m eindebediensteten, sow eit in diesem  Ge­

setz oder anderen  G esetzen nicht etw as
anderes bestim m t ist;

d) die V erfügung über die V erw endung der
G em eindebediensteten.

(3) Kann in dringenden Fällen der Be­
schluß des G em eindevorstandes nicht ohne 
Nachteil für die Sache oder ohne G efahr eines 
Schadens für die Gem einde abgew artet w er­
den, so ist der B ürgerm eister berechtigt, 
nam ens des G em eindevorstandes tätig  zu 
w erden.

(4) V erfügungen gemäß Abs. 3 sind unter 
ausdrücklicher Berufung auf diese Bestim­
m ung zu treffen und vom B ürgerm eister dem 
G em eindevorstand in der nächstfolgenden 
Sitzung unter einem  eigenen Tagesordnungs­
punkt zur Kenntnis zu bringen.

(5) Der Bürgerm eister kann  ihm zustehende 
A ufgaben des eigenen W irkungsbereiches an 
M itglieder des G em eindevorstandes üb er­
tragen. H iebei sind die M itglieder des G e­
m eindevorstandes an die W eisungen des Bür­
germ eisters gebunden.

(6) Der B ürgerm eister ist für die Erfüllung 
seiner dem eigenen W irkungsbereich der G e­
m einde zugehörigen A ufgaben der Ge­
m eindevertretung  verantw ortlich.

§ 61
Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich

(1) Der B ürgerm eister hat die A ngelegen­
heiten  des übertragenen  W irkungsbereiches 
zu besorgen. Er ist hiebei in den A ngelegen­
heiten  der Landesvollziehung an die W eisun­
gen der zuständigen O rgane des Landes ge­
bunden und nach Abs. 3 verantw ortlich. In 
den A ngelegenheiten  der Bundesvollziehung 
ist er an die W eisungen der zuständigen O r­
gane des Bundes gebunden.

(2) Der B ürgerm eister kann einzelne G rup­
pen von A ngelegenheiten  des übertragenen  
W irkungsbereiches — unbeschadet seiner 
V erantw ortlicheit — w egen ihres sachlichen 
Zusam m enhanges mit den A ngelegenheiten  
des eigenen W irkungsbereiches M itgliedern 
des G em eindevorstandes zur Besorgung in 
seinem  N am en übertragen. In diesen A nge­
legenheiten  sind die M itglieder des Ge­
m eindevorstandes an die W eisungen des 
B ürgerm eisters gebunden und nach Abs. 3 
verantw ortlich.

(3) Die vom  Bürgerm eister mit der V oll­
ziehung von A ngelegenheiten  des vom  Land 
übertragenen  W irkungsbereiches der Ge­
m einde beauftrag ten  M itglieder des Ge-
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m eindevorstandes sind w egen G esetzesver­
letzung sowie w egen Nichtbefolgung einer 
V erordnung oder einer W eisung, sow eit ihnen 
V orsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt, der L andesregierung verantw ortlich  und 
können durch diese w egen V erletzung ihrer 
Amtspflichten m it O rdnungsstrafen  bis zu 
5000 S bestraft oder ihres Am tes verlustig  
e rk lärt w erden. H iedurch w ird die M itglied­
schaft zur G em eindevertretung  nicht berührt.

§ 62
Hemmung des Vollzuges

(1) Erachtet der Bürgerm eister, daß ein 
Beschluß eines K ollegialorgans der Gem einde 
ein Gesetz verletzt, so h a t er m it der V oll­
ziehung innezuhalten  und innert zwei W ochen 
unter Bekanntgabe der gegen den Beschluß 
bestehenden  Bedenken eine neuerliche Be­
ratung und Beschlußfassung in der A nge­
legenheit durch dasselbe K ollegialorgan zu 
veranlassen. W erden  die B edenken durch den 
neuerlichen Beschluß nicht behoben, so hat 
der Bürgerm eister den Beschluß durchzufüh­
ren und unverzüglich die Aufsichtsbehörde 
davon in K enntnis zu setzen.

(2) Erachtet der Bürgerm eister, daß ein Be­
schluß eines K ollegialorgans der Gemeinde 
einen w esentlichen Nachteil für die Gem einde 
zur Folge haben  könnte, so h a t er, sow eit es 
sich nicht um eine behördliche A ngelegenheit 
handelt, mit der V ollziehung innezuhalten  
und den G egenstand ehestens zur neuerlichen 
B eratung und Beschlußfassung in die nächste 
G em eindevertretungssitzung einzubringen. 
W iederholt oder bestä tig t die G em eindever­
tre tung  den Beschluß, so ist d ieser vom Bür­
germ eister zu vollziehen.

§ 63
Vollstreckung

(1) Der Bürgerm eister h a t fällige Ge­
m eindeabgaben sowie sonstige G eldleistun­
gen auf G rund von Bescheiden von G e­
m eindeorganen nach den für die Einhebung, 
E inbringung und Sicherung der für öffent­
liche A bgaben der G em einde geltenden  V or­
schriften einzubringen.

(2) Die Verpflichtung zu anderen Leistun­
gen, D uldungen oder U nterlassungen auf 
Grund von Bescheiden von G em eindeorganen 
hat der Bürgerm eister nach den Bestim m un­
gen des V erw altungsvollstreckungsgesetzes 
selbst zu vollstrecken oder die B ezirksver­
w altungsbehörde um deren V ollstreckung zu 
ersuchen.

§ 64
Urkundenfertigung

(1) Urkunden, die privatrechtliche V er­
pflichtungen gegenüber D ritten  beinhalten, 
bedürfen  der Unterschrift des B ürgerm eisters 
und eines M itgliedes des G em eindevorstandes.

(2) Betrifft die U rkunde eine A ngelegen­
heit, die in die Z uständigkeit der G em einde­
vertre tu n g  fällt oder für die eine aufsichts­
behördliche G enehm igung erforderlich ist, so 
muß sie vom  Bürgerm eister, einem  M itglied 
des G em eindevorstandes und zwei G e­
m eindevertretern  un te rfe rtig t w erden. In der 
U rkunde muß auch der Beschluß der Ge­
m eindevertretung  und die aufsichtsbehörd­
liche Genehm igung angeführt w erden.

(3) Eine Verpflichtung der G em einde tritt 
nur ein, w enn die V orschriften der Abs. 1 
und 2 eingehalten  wurden.

V. HAUPTSTÜCK 
Wirtschaft der Gemeinde

1. Abschnitt 
V ermögensverwaltung

§ 65
Wirtschaftsgrundsatz

Die W irtschaft der Gem einde ist so zu 
führen, daß die Erfüllung der der Gemeinde 
obliegenden A ufgaben bei sparsam er, w irt­
schaftlicher und zweckm äßiger V erw altung 
möglichst gesichert ist.

§ 66
Gemeindevermögen

(1) Das G em eindeverm ögen ist möglichst 
ohne Beeinträchtigung der Substanz zu e r­
halten  und, sow eit es sich um ertragsfähiges 
V erm ögen handelt, nutzbringend zu v e rw a l­
ten  .

(2) V erm ögensw erte dürfen nur erw orben 
werden, w enn dies im Interesse der Ge­
m einde gelegen ist.

(3) V erm ögensw erte dürfen nur veräußert 
w erden, w enn sie oder ihr Ertrag zur Er­
füllung der A ufgaben der Gem einde in ab­
sehbarer Zeit nicht notw endig  sind.

§ 67
Wirtschaftliche Unternehmungen

(1) Die G em einde darf eine wirtschaftliche 
U nternehm ung nur betreiben, w enn dies den
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G rundsätzen der Sparsam keit, W irtschaftlich­
ke it und Zweckm äßigkeit entspricht. Diesen 
G rundsätzen entspricht der Betrieb einer 
w irtschaftlichen U nternehm ung durch die Ge­
m einde insbesondere nicht, w enn
a) die U nternehm ung zur Befriedigung eines 

Bedarfes der Bevölkerung der Gem einde 
nicht erforderlich ist;

b) der Zweck der U nternehm ung in gleicher 
W eise durch einen  anderen erfü llt w ird 
oder voraussichtlich erfü llt w erden  kann;

c) die A rt und der Umfang der U nternehm ung 
nicht in einem  angem essenen V erhältn is 
zur Leistungsfähigeit der Gem einde und 
zum voraussichtlichen Bedarf stehen.
(2) Eine Beteiligung der Gem einde an 

wirtschaftlichen U nternehm ungen ist nu r zu­
lässig, w enn d ies den im Abs. 1 bezeichneten 
G rundsätzen entspricht.

§  68
Vermögensnachweis

(1) Das gesam te unbew egliche und bew eg­
liche V erm ögen der Gemeinde, ihre Rechte 
und V erpflichtungen sowie ihre B eteiligungen 
sind durch den Bürgerm eister laufend zu e r­
fassen und in Übersicht zu halten.

(2) Im V erm ögensnachw eis sind alle V er­
m ögensbestände und V erbindlichkeiten  ange­
m essen zu bew erten.

(3) Die L andesregierung h a t im Bedarfs­
fälle durch V erordnung Bestim m ungen über 
eine einheitliche Form  des V erm ögensnach­
w eises und Richtlinien über die Bew ertung zu 
erlassen.

2. Abschnitt 
Haushaltsführung

§ 69
Allgem eines

(1) Der V oranschlag hat die G rundlage für 
die Führung des G em eindehaushaltes zu b il­
den. Er hat zu en thalten
a) eine Schätzung der zu erw artenden  öffent­

lich- und privatrechtlichen Einnahmen,
b) eine Schätzung der gesetzlich vorgeschrie­

benen und der auf G rund privatrechtlicher 
Verpflichtungen erforderlichen A usgaben,

c) eine Erm ächtigung zu privatrechtlichen 
A usgaben in bestim m ter Höhe.
(2) Die Höhe der A usgaben gemäß Abs. 1 

lit. c ist un ter Bedachtnahme auf die Bestim­
m ungen des § 65 festzulegen.

(3) Der Voranschlag ist jew eils für ein 
K alenderjahr zu erste llen  und so rechtzeitig 
zu beschließen, daß er m it Beginn des Jah res 
in W irksam keit tre ten  kann. Der V or­
anschlagsentw urf ist vom  G em eindevorstand 
der G em eindevertretung bis spätestens 1. De­
zem ber des vorausgehenden  Jah res vorzu­
legen.

(4) Die Landesregierung ha t im Bedarfs­
fälle durch V erordnung nähere V orschriften 
über die H aushaltsführung, insbesondere über 
V eranschlagung, H aushaltsausgleich, Rück­
lagengebarung, V erw ahrgelder, Form und In­
halt der Zahlungs- und Em pfangsaufträge, 
A nw eisung, Umfang der Rechnungslegung, 
Kassenabschluß und Beilagen zum Rech­
nungsabschluß, zu erlassen.

§ 70
Einwendungen gegen den Voranschlag

(1) Der von der G em eindevertretung b e­
schlossene V oranschlag ist der Landesregie­
rung ehestens zur K enntnis zu bringen. Die 
Landesregierung kann  binnen sechs W ochen 
nach E inlangen des V oranschlages Ein­
w endungen gegen den  V oranschlag erheben, 
w enn dieser die V oraussetzungen des § 69 
nicht erfüllt.

(2) Der Voranschlag tritt in W irksam keit, 
w enn
a) die Landesregierung erklärt, keine Ein­

w endungen gemäß Abs. 1 zu erheben;
b) die L andesregierung innerhalb der Frist 

gemäß Abs. 1 keine Einw endungen erhebt;
c) im Falle von E inw endungen gemäß Abs. 1 

die G em eindevertretung den Beschluß 
über den Voranschlag w iederholt oder den 
Einw endungen voll Rechnung trägt.

§ 71
V oranschlagsprovisorium

(1) W urde der V oranschlag nicht recht­
zeitig beschlossen, so hat die G em eindever­
tre tung  für die H öchstdauer der ersten  H älfte 
des kom m enden H aushaltsjahres ein V or­
anschlagsprovisorium  zu beschließen.

(2) Solange ein solcher Beschluß d er Ge­
m eindevertretung  nicht vorliegt, ist der Ge­
m eindevorstand  in der ersten  Hälfte des 
H aushaltsjahres ermächtigt,
a) sow eit gesetzlich nichts anderes bestim m t 

ist, die A bgaben der G em einde nach den 
Sätzen des V orjahres und die sonstigen 
Einnahm en der Gem einde einzuheben;
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b) zur Leistung der A usgaben nach § 69 
Abs. 1 lit. b sowie der laufenden  A us­
gaben, die bei sparsam ster V erw altung 
notw endig sind, mit Zustim m ung der Ge­
m eindevertretung  auf die D auer von  höch­
stens neun  M onaten einen  K assenkredit in 
Anspruch zu nehm en.

(3) W urde der V oranschlag auch nach A b­
lauf des ersten  H alb jahres nicht beschlossen, 
so kann die L andesregierung einen  A m ts­
verw alte r bestellen, der den G em eindevor­
anschlag an  Stelle der G em eindevertretung 
unter Bedachtnahm e auf § 69 festzulegen hat. 
Die Bestim m ungen des § 88 Abs. 3 und 6 gel­
ten  sinngem äß.

§ 72
Abweichungen vom Voranschlag,

N achtrags Voranschlag

(1) M it Zustim m ung der G em eindevertre­
tung ist der B ürgerm eister berechtigt, den bei 
einem  V oranschlagsansatz vorgesehenen  K re­
dit ganz oder teilw eise für Zwecke eines 
anderen  V oranschlagsansatzes zu verw enden  
(K reditübertragung).

(2) E rgeben sich im Laufe des H aushalts­
jah res unaufschiebbare A usgaben, die in dem 
einschlägigen V oranschlagsansatz keine Be­
deckung finden, so hat der Bürgerm eister, so­
fern die A usgaben den V oranschlagsansatz 
um m ehr als 5 v. H. übersteigen, h ierüber 
un ter gleichzeitiger S tellung eines Bedek- 
ungsantrages einen  Beschluß der G em einde­
vertre tung  einzuholen (Kreditüberschreitung). 
A usgaben, die den V oranschlagsansatz um 
nicht m ehr als 5 v. H. übersteigen, dürfen  m it 
Zustim m ung des G em eindevorstandes v o r­
genom m en w erden, w enn bei einem  anderen  
V oranschlagsansatz ein  Betrag in d ieser A us­
gabenhöhe e ingespart wird.

(3) Ergibt sich im Laufe des H aushalts­
jah res die N otw endigkeit eines neuen A uf­
wandes, für den im V oranschlag kein  A nsatz 
vorgesehen  ist, oder zeigt sich, daß die Ge­
barung  m it einem  F ehlbetrag  abschließen 
wird, so h a t der G em eindevorstand der Ge­
m eindevertretung  den Entwurf e ines Nach­
trages zum  V oranschlag vorzu legen  und die 
zur A ufrechterhaltung des Gleichgewichtes 
der G ebarung erforderlichen A nträge zu ste l­
len (Nachtragsvoranschlag).

(4) Für den N achtragsvoranschlag gelten  
die Bestim m ungen der §§ 69 und 70 sinn­
gemäß.

§ 73
Durchführung des Voranschlages

(1) Die vorgesehenen  V oranschlagsm ittel 
sind nur insow eit und nicht früher in A n­
spruch zu nehm en, als es bei einer sparsam en, 
w irtschaftlichen und zweckm äßigen V erw al­
tung erforderlich ist.

(2) Das A nw eisungsrecht für Zahlungen der 
Gem einde steh t dem Bürgerm eister zu. Für 
Z ahlungen in Höhe von  m ehr als 0,5 v. T. der 
G esam teinnahm en des V oranschlages des je ­
w eiligen H aushaltsjah res darf der B ürger­
m eister das A nw eisungsrecht nicht üb er­
tragen. A n Personen gem äß § 75 Abs. 3 darf 
das A nw eisungsrecht nicht üb ertrag en  w er­
den. Zahlungen, die den B ürgerm eister b e ­
treffen, ha t sein S te llvertre te r anzuw eisen.

(3) Zur rechtzeitigen Leistung von  A us­
gaben kann  der G em eindevorstand m it Zu­
stim m ung der G em eindevertretung  auf die 
D auer von höchstens neun  M onaten K assen­
kred ite  aufnehm en. Diese dürfen ein  Zehntel 
der im V oranschlag vorgesehenen  G esam tein­
nahm en nicht übersteigen.

§ 74
Rechnungsabschluß

(1) Der B ürgerm eister h a t den Rechnungs­
abschluß zu erste llen  und spätestens inner­
halb von  sechs M onaten nach A blauf des 
H aushaltsjah res der G em eindevertretung  v o r­
zulegen.

(2) Der Rechnungsabschluß h a t den, Kas­
senabschluß, die H aushaltsrechnung und die 
V erm ögensaufstellung zu um fassen. Der K as­
senabschluß h a t die gesam te K assengebarung 
nachzuweisen. Die H aushaltsrechnung h a t alle 
Einnahm en und A usgaben des H aushaltes in 
der G liederung des V oranschlages zu en t­
halten. Sie muß im besonderen  nachweisen, 
inw iew eit der V oranschlag e ingehalten  w urde 
und welcher Uberschuß oder Fehlbetrag  sich 
am Ende des H aushaltsjah res ergibt. Ferner 
sind der Stand des V erm ögens und  d e r Schul­
den am Beginn und am Ende des H aushalts­
jah res sowie Ä nderungen, die im Laufe des 
H aushaltsjah res e ingetre ten  sind, festzu­
stellen.

(3) Der Rechnungsabschluß ist vom  Bür­
germ eister unverzüglich nach der Beschluß­
fassung durch die G em eindevertretung der 
Landesregierung zur K enntnis zu bringen.
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3. Abschnitt 
Rechnungsführung

§ 75
Kassenführung

(1) Sofern mit der Leitung der K assen­
geschäfte nicht ein  G em eindebediensteter be­
auftrag t ist, ha t d ie G em eindevertretung  da­
m it eine in die G em eindevertretung  w ählbare 
Person zu betrauen.

(2) Z ahlungen dürfen nur auf G rund einer 
schriftlichen A nordnung des B ürgerm eisters 
oder sonst anw eisungsberechtig ter Personen 
geleiste t w erden.

(3) Barzahlungen an die Gem einde dürfen 
nur die im Abs. 1 genannte Person oder an­
dere von der G em eindevertretung  ausdrück­
lich dazu erm ächtigte Personen en tgegen­
nehm en. Die N am en der zur Entgegennahm e 
von B arzahlungen erm ächtigten Personen sind 
im G em eindeam t durch Anschlag kundzu­
machen.

(4) Die Funktion einer der im Abs. 1 und 
3 genannten  Person darf nicht durch den Bür­
germ eister ausgeübt w erden.

(5) Die L andesregierung h a t im Bedarfs­
fälle durch V erordnung nähere V orschriften 
über die Rechnungs- und K assenführung, ins­
besondere über Zahlungsvollzug, G eldver­
w altung, Brutto- und D urchlaufverrechnung, 
Überschüsse und Fehlbeträge, zu erlassen  
und hiebei auch die V erw endung bestim m ter 
Vordrucke anzuordnen.

§ 76
Buchführung

(1) Die Buchführung ist so einzurichten, 
daß sie als G rundlage für die in diesem  Ge­
setz vorgesehenen Prüfungen der K assen­
bestände und für die Erstellung des Rech­
nungsabschlusses dienen kann.

(2) Der Bürgerm eister darf die Buchhal­
tungsgeschäfte nicht unm ittelbar selbst führen.

VI. HAUPTSTÜCK 
Aufsicht über die Gemeinde

§ 77
Allgem eines

(1) Das Land hat die staatliche Aufsicht 
über die G em einde dahin auszuüben, daß 
diese bei Besorgung des eigenen W irkungs­
bereiches die G esetze und V erordnungen des

Landes nicht verletzt, insbesondere ihren 
W irkungsbereich nicht überschreitet und die 
ihr gesetzlich obliegenden A ufgaben erfüllt.

(2) Sow eit in diesem  H auptstück von A n­
gelegenheiten  der G em einde die Rede ist, 
sind darun ter jene zu verstehen , die dem 
eigenen W irkungsbereich der G em einde aus 
dem Bereich der Landesvollziehung zuge­
hören.

(3) W enn von der Gem einde M aßnahm en 
rechtsw idrig gesetzt oder un terlassen  werden, 
ist nach M aßgabe der Bestim m ungen dieses 
H auptstückes Abhilfe zu schaffen.

(4) A uf die A usübung des Aufsichtsrechtes 
steh t außer den Fällen der §§7 9  und 87 n ie ­
m andem  ein Rechtsanspruch zu.

(5) Bei A usübung der Aufsicht sind e r­
w orbene Rechte D ritter insow eit zu schonen, 
als hiedurch die Erreichung des A ufsichts­
zieles gemäß Abs. 1 noch gew ährleiste t e r­
scheint.

(6) Die A ufsichtsbehörde hat das Recht, zu 
den Sitzungen der G em eindevertretung V er­
tre te r zu entsenden, die h iebei nach A n­
m eldung beim  V orsitzenden das W ort e r­
greifen dürfen.

§ 78
Auskunftsrecht

(1) Die Aufsichtsbehörde ist berechtigt, 
sich über jede A ngelegenheit der Gemeinde 
zu unterrichten.

(2) Der B ürgerm eister ist verpflichtet, der 
A ufsichtsbehörde die im einzelnen Falle v e r­
langten  A uskünfte zu e rte ilen  und Ü ber­
prüfungen an O rt und Stelle vornehm en zu 
lassen.

§ 79
Vorstellung

(1) W er durch den Bescheid eines Ge­
m eindeorgans in seinen Rechten v erle tz t zu 
sein behauptet, kann nach Erschöpfung des 
Instanzenzuges innerhalb von zwei W ochen 
dagegen V orstellung an die Aufsichtsbehörde 
erheben. Die Frist beginnt für jede Partei 
mit der an sie erfolgten Zustellung der schrift­
lichen A usfertigung des Bescheides, im Falle 
bloß mündlicher V erkündigung m it dieser.

(2) Die V orstellung ist schriftlich oder te le ­
grafisch beim  G em eindeam t oder bei der A uf­
sichtsbehörde einzubringen. Sie h a t den Be­
scheid zu bezeichnen, gegen den sie sich rich­
tet, und einen begründeten  A ntrag  zu en t­
halten. W ird  die V orstellung beim  Gemeinde-
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am t eingebracht, so ist sie ohne unnötigen 
Aufschub, spätestens jedoch einen  M onat 
nach ihrem  Einlangen, unter Anschluß der 
V erw altungsak ten  der A ufsichtsbehörde mit 
einer G egenäußerung vorzulegen.

(3) Die V orstellung ha t keine aufschie­
bende W irkung. Auf Ersuchen des Einschrei­
te rs  ist d ie  aufschiebende W irkung vom Ge­
m eindeorgan, das den angefochtenen Be­
scheid erlassen  hat, zuzuerkennen, w enn 
durch die V ollstreckung ein nicht w ieder gu t­
zum achender Schaden e in tre ten  w ürde und 
nicht öffentliche Rücksichten d ie sofortige 
V ollstreckung gebieten.

(4) Durch die E inbringung einer V orstel­
lung w ird die Gem einde nicht gehindert, von 
den ihr gesetzlich eingeräum ten  Befugnissen 
zur A ufhebung oder A bänderung rechtskräf­
tiger Bescheide Gebrauch zu machen.

(5) U nzulässige oder versp ä te t ein- 
gebrachte V orstellungen  sind von der A uf­
sichtsbehörde zurückzuweisen.

(6) W enn durch den Bescheid Rechte des 
Einschreiters verle tz t w urden, ha t die A uf­
sichtsbehörde den Bescheid aufzuheben und 
die A ngelegenheit zur neuerlichen Entschei­
dung an die G em einde zurückzuverw eisen. 
Die G em einde ist bei der neuerlichen Ent­
scheidung an  die Rechtsansicht der A ufsichts­
behörde gebunden.

§ 80
Prüfung von Verordnungen

(1) Der B ürgerm eister h a t V erordnungen 
der G em einde unverzüglich nach d er Be­
schlußfassung der A ufsichtsbehörde vorzu­
legen.

(2) F indet die Aufsichtsbehörde, daß eine 
V erordnung der G em einde gesetzw idrig ist, 
so hat sie die Gem einde unter A ngabe der 
G ründe und Setzung einer angem essenen 
Frist zu einer G egenäußerung aufzufordern. 
Nach Einlangen der G egenäußerung oder 
nach ungenütztem  A blauf der F rist h a t die 
A ufsichtsbehörde die V erordnung, w enn diese 
gesetzw idrig ist, durch V erordnung aufzu­
heben und die G ründe hiefür der Gem einde 
gleichzeitig m itzuteilen. Sofern die V erord ­
nung inzwischen außer Kraft ge tre ten  ist, hat 
die A ufsichtsbehörde auszusprechen, daß die 
V erordnung gesetzw idrig war.

(3) V erordnungen  nach Abs. 2 sind  durch 
die A ufsichtsbehörde im A m tsblatt für das 
Land V orarlberg  kundzumachen. Sie treten, 
sow eit nicht etw as anderes bestim m t wird,

mit dem auf die Kundmachung folgenden 
Tag in W irksam keit.

(4) Der B ürgerm eister h a t eine von  der 
A ufsichtsbehörde erlassene V erordnung un­
verzüglich in gleicher W eise kundzum achen 
wie die durch sie aufgehobene V erordnung 
der Gemeinde.

§ 81
Prüfung von Bescheiden

(1) Rechtskräftige Bescheide der Gem einde 
können  von der A ufsichtsbehörde aufgehoben 
w erden, w enn dies zur Beseitigung von das 
Leben oder die G esundheit von M enschen 
gefährdenden M ißständen oder zur A bw ehr 
schwerer volksw irtschaftlicher Schädigungen 
notw endig  und unverm eidlich ist oder wenn 
der Bescheid
a) von einer unzuständigen Behörde oder von 

einer nicht richtig zusam m engesetzten 
K ollegialbehörde erlassen w urde,

b) einen strafgesetzw idrigen Erfolg h erbe i­
führen würde,

c) tatsächlich undurchführbar ist oder
d) an einem  durch gesetzliche V orschrift aus­

drücklich mit N ichtigkeit bedrohten  Fehler 
leidet.
(2) Nach A blauf von drei Jah ren  nach Er­

lassung eines Bescheides ist dessen A ufhe­
bung aus den G ründen des Abs. 1 lit. a nicht 
m ehr zulässig.

(3) Rechtskräftige Bescheide der Gemeinde, 
die ein G esetz oder eine V erordnung v e rle t­
zen oder aus denen einem  D ritten kein  Recht 
erw achsen ist, sind von der A ufsichtsbehörde 
aufzuheben,, w enn dies im öffentlichen In­
teresse gelegen ist.

§ 82
Prüfung von Beschlüssen

(1) Beschlüsse und sonstige M aßnahm en 
der Gemeinde, die nicht un ter die Bestim­
m ungen der §§ 80 und 81 fallen, und die ein 
Gesetz oder eine V erordnung verletzen, sind 
von  der A ufsichtsbehörde aufzuheben, w enn 
dies im öffentlichen In teresse gelegen ist.

(2) Die G em einde ist verpflichtet, m it den 
ihr zu G ebote stehenden  rechtlichen M itteln  
unverzüglich den der Rechtsansicht der A uf­
sichtsbehörde entsprechenden Zustand herzu­
stellen.

(3) Ist eine alsbaldige Entscheidung über 
die Rechtm äßigkeit nicht möglich und ist Ge­
fahr im Verzug, so kann die Aufsichtsbehörde

413



22. Beilage im Jahre 1965 des XX. Vorarlberger Landtages

bestim m en, daß mit der D urchführung des 
Beschlusses oder der M aßnahm e bis zur Ent­
scheidung innezuhalten ist.

§ 83
Ersatzvornahme

(1) Erfüllt eine G em einde eine ihr oblie­
gende A ufgabe nicht, so hat ihr die A ufsichts­
behörde die Erfüllung innerhalb  einer ange­
m essen zu setzenden Frist durch Bescheid auf­
zutragen.

(2) Nach fruchtlosem  A blauf d er nach 
Abs. 1 festgesetzten  Frist ha t die A ufsichts­
behörde in Fällen unbedingter N otw endigkeit 
an  Stelle und im N am en der Gem einde sowie 
auf deren  K osten und G efahr die erfo rder­
lichen M aßnahm en zu treffen.

§ 84
Ordnungsstrafen und Amtsverlust

(1) Die A ufsichtsbehörde kann dem  Bür­
germ eister und den M itgliedern  des Ge­
m eindevorstandes, w enn diese ihre A m ts­
pflichten beharrlich verletzen, nach vorheriger 
A ndrohung O rdnungsstrafen  bis zu 5000 S 
auferlegen.

(2) Die Zuständigkeit der Gerichte und 
V erw altungsbehörden  zur A hndung von ge­
richtlich strafbaren  H andlungen und V erw al­
tungsübertretungen  w ird durch Abs. 1 nicht 
berührt.

(3) Der B ürgerm eister und die M itglieder 
des G em eindevorstandes können w egen  V er­
letzung von G esetzen oder V erordnungen, 
die A ngelegenheiten  des eigenen W irkungs­
bereiches regeln, w enn ihnen V orsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, von der 
A ufsichtsbehörde ihres Am tes verlu stig  e r­
k lä rt w erden. Die allfällige M itgliedschaft zur 
G em eindevertretung w ird hiedurch nicht be­
rührt.

§ 85
Auflösung der Gemeindevertretung

(1) W enn die G em eindevertretung  dauernd 
arbeits- oder beschlußunfähig ist oder w enn 
aus sonstigen wichtigen G ründen eine geord­
nete Führung der Geschäfte der Gem einde 
nicht m ehr gew ährleiste t ist oder die Ge­
m einde die ihr gesetzlich obliegenden A uf­
gaben in angem essener Frist nicht erfüllt, 
kann die Aufsichtsbehörde, sow eit m it dem 
A ufsichtsm ittel der Ersatzvornahm e das A us­
langen nicht gefunden w erden kann, die Ge­
m eindevertretung  auflösen. M it der A uflösung 
erlöschen alle M andate einschließlich des

M andates eines nicht der G em eindevertretung 
angehörenden  Bürgerm eisters. Die A uflösung 
ist im A m tsblatt für das Land V orarlberg  
kundzumachen.

(2) Die A ufsichtsbehörde h a t zur Fortfüh­
rung der V erw altung  der Gem einde bis zur 
A ngelobung des neuen B ürgerm eisters unver­
züglich einen A m tsverw alter einzusetzen.

(3) A uf Vorschlag der im G em einde­
vorstand  ve rtre ten  gew esenen Parte ifrak ­
tionen h a t die A ufsichtsbehörde zur Beratung 
des A m tsverw alters einen Beirat zu bestellen, 
der in seiner M itgliederzahl und p arte i­
m äßigen Zusam m ensetzung dem vor der A uf­
lösung bestandenen  G em eindevorstand zu 
entsprechen hat.

(4) Die T ätigkeit des Amts V erwalters hat 
sich auf die laufenden oder unaufschiebbaren 
A ngelegenheiten  zu beschränken.

(5) Nach der A uflösung ist ehestens die 
N euw ahl der G em eindevertretung auszu­
schreiben. Für die neu gew ählte G em einde­
vertre tung  gilt § 30 Abs. 3 sinngem äß.

(6) Die m it der T ätigkeit des A m tsverw al­
ters verbundenen  Kosten sind durch die Ge­
m einde zu tragen.

§ 86
Überprüfung der Gebarung

(1) Die A ufsichtsbehörde h a t das Recht, 
die G ebarung der Gem einde auf ihre W irt­
schaftlichkeit, Sparsam keit und Zweckmäßig­
keit sowie auf die ziffernm äßige Richtigkeit 
und die Ü bereinstim m ung mit den bestehen­
den V orschriften zu überprüfen. Das Ergeb­
nis der Ü berprüfung ist dem B ürgerm eister 
zu überm itteln . D ieser hat das Ü berprüfungs­
ergebnis der G em eindevertretung  ehestens 
un ter einem  eigenen T agesordnungspunkt 
zur K enntnis zu bringen.

(2) Der Bürgerm eister h a t der A ufsichts­
behörde die auf G rund des U berprüfungs- 
ergebnisses getroffenen M aßnahm en inner­
halb von drei M onaten m itzuteilen.

§ 87
Genehmigung von Gemeindevertretungs­

beschlüssen

(1) Der G enehm igung der Aufsichtsbehörde 
bedürfen, abgesehen von den in diesem  Ge­
setz oder in anderen  G esetzen vorgesehenen 
Fällen, Beschlüsse der G em eindevertretung 
über
a) A ufnahm e von D arlehen m it A usnahm e

von K assenkrediten  und solchen, die vom
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Land oder Bund oder einem  von diesen 
eingerichteten Fonds zu Förderungszw ek- 
ken gew ährt w erden; ein  D arlehen bedarf 
ferner ke iner Genehm igung, w enn der Be­
trag  10 v. FL oder der gesam te von der 
Gem einde zu leistende jährliche Schulden­
dienst 5 v. H. der G esam teinnahm en des 
V oranschlages des jew eiligen H aushalts­
jah res nicht übersteig t;

b) Ü bernahm e einer H aftung, w enn dadurch 
der G esam tbetrag, für den die Gemeinde 
haftet, 10 v. H. der G esam teinnahm en des 
V oranschlages des jew eiligen  H aushalts­
jah res übersteig t;

c) G ew ährung von D arlehen m it A usnahm e 
von solchen für W ohnbauzw ecke und an 
D ienstnehm er der G em einde bis zur Höhe 
von drei M onatsbezügen;

d) vertragsm äßige V erfügung über G em einde­
abgaben und E rtragsanteile  an  gem ein­
schaftlichen A bgaben;

e) Errichtung oder w esentliche E rw eiterung 
w irtschaftlicher U nternehm ungen sowie 
Beteiligung oder w esentliche E rw eiterung 
der Beteiligung an w irtschaftlichen U nter­
nehm ungen.
(2) Die G enehm igung nach Abs. 1 darf nur 

versag t w erden, w enn die von der G em einde­
vertre tung  beschlossenen M aßnahm en gesetz­
w idrig oder m it der G efahr einer unangem es­
senen finanziellen Belastung der Gemeinde 
verbunden  oder geeignet sind, nachteilige 
überörtliche Rückw irkungen hervorzurufen.

(3) Rechtsgeschäfte, die einer G enehm igung 
nach Abs. 1 bedürfen, w erden erst m it deren 
Erteilung rechtsw irksam .

§  88
Aufsichtsbehörde und Verfahren

(1) A ufsichtsbehörde im Sinne dieses Ge­
setzes ist, sow eit in den Abs. 2 und 3 nichts 
anderes bestim m t wird, die B ezirksverw al­
tungsbehörde.

(2) A ufsichtsbehörde im Sinne der §§ 85 
bis 87 ist die Landesregierung.

(3) A ufsichtsbehörde im Sinne der §§ 35 
Abs. 2, 77 Abs. 6 und 78 ist die B ezirksverw al­
tungsbehörde und die Landesregierung.

(4) Für das V erfahren  vor der A ufsichts­
behörde, ausgenom m en für jenes nach § 80, 
gelten ohne Rücksicht auf den G egenstand 
des V erfahrens ausschließlich die Bestimmun­
gen des A llgem einen V erw altungsverfahrens­
gesetzes. Im V erfahren  zur V ollstreckung von 
Kosten nach den §§ 83 Abs. 2, 84 Abs. 1 und

85 Abs. 6 sind jedoch die Bestim m ungen des 
V erw altungsvollstreckungsgesetzes anzuw en­
den.

(5) Im aufsichtsbehördlichen V erfahren  hat 
die Gem einde Parteistellung. Sie ist berechtigt, 
gegen die A ufsichtsbehörde vor dem  V erw al­
tungsgerichtshof (Art. 131 und 132 B.-VG.) und 
vor dem V erfassungsgerichtshof (Art. 144 B.- 
VG.) Beschwerde zu führen sow ie nach § 80 
Abs. 2 erlassene V erordnungen  der A ufsichts­
behörde vor dem V erfassungsgerichtshof 
(Art. 139 B.-VG.) anzufechten.

VII. HAUPTSTÜCK 
Gemeindeverbände

§ 89
Bildung und Organisation

(1) In A ngelegenheiten  des selbständigen 
W irkungsbereiches des Landes können  aus 
zwei oider m ehreren  G em einden unbeschadet 
ihres selbständigen Fortbestandes für Zwecke 
der V ollziehung oder der privatrechtlichen 
T ätigkeit durch V erordnung der L andesregie­
rung G em eindeverbände gebildet w erden, 
w enn die Erreichung bestim m ter Zwecke die 
Leistungsfähigkeit e iner einzelnen Gem einde 
übersteig t oder w enn es zur leichteren  Besor­
gung bestim m ter A ufgaben zweckmäßig ist. 
V or der Bildung des G em eindeverbandes hat 
die L andesregierung die be te ilig ten  G em ein­
den zu hören.

(2) Auf dem G ebiet der V ollziehung kommt 
den G em eindeverbänden hinsichtlich der ihnen 
zugew iesenen V erw altungsgebiete  dieselbe 
S tellung zu, wie sie den G em einden hinsicht­
lich d ieser G ebiete zukom m en w ürde, w enn 
sie nicht einen G em eindeverband bilden w ür­
den.

(3) Als O rgane des G em eindeverbandes 
sind jedenfalls ein  V erw altungsausschuß und 
ein Obmiann vorzusehen. Im V erw altungsaus- 
schuß muß jede verbandsangehörige Ge­
m einde m indestens mit einem  Sitz und einer 
Stimme vertre ten  sein. Der V erw altungsaus­
schuß ha t sich selbst eine Geschäftsordnung 
zu geben. H iebei ist der § 44 sinngem äß an­
zuwenden.

(4) In der nach Abs. 1 zu erlassenden  V er­
ordnung ist zu bestim m en, welche V erw al­
tungsgebiete dem G em eindeverband zugew ie­
sen w erden, wo dieser seinen  Sitz hat, wie 
die O rgane zu beste llen  sind und welchen 
W irkungsbereich sie haben sowie in welchem 
V erhältn is die be te ilig ten  G em einden den nicht
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durch eigene Einnahm en des G em eindever­
bandes gedeckten A ufw and zu tragen  haben.

(5) ü b e r  S treitigkeiten  zwischen den v e r­
bandsangehörigen G em einden hat die Landes­
reg ierung  zu entscheiden, sofern es sich um 
S treitigkeiten  handelt, die im V erbands­
verhältn is begründet sind. D asselbe gilt für 
S treitigkeiten  zwischen O rganen des Ge­
m eindeverbandes und zwischen dem Ge­
m eindeverband und den verbandsangehörigen  
Gemeinden.

(6) Die Bestim m ungen des V. und VI. 
H auptstückes gelten  für G em eindeverbände 
sinngemäß.

VIII. HAUPTSTÜCK
Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 90 
Strafen

(1) M it einer G eldstrafe bis zu 3000 S oder 
mit A rrest bis zu drei W ochen ist von der 
B ezirksverw altungsbehörde zu bestrafen, w er
a) sich unbefugt als Inhaber einer Ehrung 

gemäß § 8 Abs. 1 und 2 ausgibt;
b) ohne Bewilligung ein G em eindew appen 

führt oder zu gew erblichen Zwecken v e r­
w endet (§ 9 Abs. 3) oder ein  G em einde­
w appen herabw ürdig t (§ 9 Abs. 4);

c) eine Fahne (Flagge) e iner Gem einde 
herabw ürdig t (§ 11);

d) an seinem  G ebäude oder G rundstück 
(G rundstückseinfriedung) die A nbringung 
einer Tafel gemäß § 14 Abs. 5 verw eigert 
oder eine solche Tafel unbefugt entfernt;

e) die A m tsverschw iegenheit gemäß § 25
Abs. 1 verletzt;

f) die in den §§ 41 Abs. 6, 46 Abs. 6 und 53 
Abs. 1 vorgeschriebene V ertraulichkeit 
verletzt.

(2) V erw altungsübertretungen  gemäß
Abs. 1 lit. e und f sind nicht zu bestrafen, 
w enn w egen desselben V erhaltens eine O rd­
nungsstrafe gemäß § 84 Abs. 1 verhäng t 
wurde.

(3) V erw altungsübertretungen  auf Grund 
von V erordnungen gemäß § 17 Abs. 1 sind 
von der B ezirksverw altungsbehörde m it einer 
G eldstrafe bis zu 6000 S oder mit A rrest bis 
zu sechs W ochen zu bestrafen.

(4) V erw altungsübertretungen  gemäß
Abs. 1 m it A usnahm e von lit. d sowie gemäß 
Abs. 3 sind auch strafbar, w enn sie auf inlän­

dischen Schiffen auf dem Bodensee nicht im 
Inland begangen w erden, sofern  das Schiff 
in der Gemeinde, für die die V erordnung gilt, 
seinen S tandort hat.

§ 91
Übergangsbestimmungen

(1) Die L andesregierung h a t durch V er­
ordnung ehestens die Grenzen der Gem einden 
Frastanz und N enzing so zu ändern, daß die 
G ebiete d ieser Gem einden den V orausset­
zungen des § 3 Abs. 1 erster Satz entsprechen. 
H iebei dürfen jedoch im Z eitpunkt des In­
k rafttre tens dieses Gesetzes dauernd be­
w ohnte H äuser gegen den W illen  ih rer vo ll­
jäh rigen  Bewohner von einer G em einde nicht 
abgetrennt w erden. V or Erlassung der V er­
ordnung sind die beteilig ten  Gem einden zu 
hören.

(2) Der § 9 Abs. 1 tritt erst nach A blauf 
von fünf Jah ren  nach Inkrafttre ten  dieses Ge­
setzes in W irksam keit.

(3) Die von  G em einden im Z eitpunkt des 
Inkrafttre tens d ieses Gesetzes geführten W ap­
pen gelten  als im Sinne des § 9 Abs. 2 geneh­
migt.

(4) Gem einden, die im Z eitpunkt des In­
k rafttre tens dieses G esetzes die Bezeichnung 
„Stadt" oder „M arktgem einde" führen, sind 
zur W eiterführung  dieser Bezeichnung be­
rechtigt.

(5) Durch das Inkrafttre ten  dieses Gesetzes 
w ird die O rganstellung der am 31. Dezember 
1965 in Funktion stehenden  G em eindeorgane 
und die D auer ihrer Funktionsperiode nicht 
berührt. Der bisherige G em einderat führt die 
Bezeichnung „ G em eindevorstand".

(6) Die Gem einde als T rägerin  von P rivat­
rechten ist verpflichtet, Gem eindegut, dessen 
rechtliche und wirtschaftliche V erhältn isse 
noch nicht nach den Bestim m ungen des II. 
H auptstückes des Flurverfassungsgesetzes, 
LGB1. Nr. 4/1951, geordnet sind, vorläufig nach 
den Bestim m ungen des F lurverfassungsgeset­
zes w eiter zu verw alten.

(7) Im Z eitpunkt des Inkrafttre tens dieses 
G esetzes bestehende wirtschaftliche U nterneh­
m ungen sowie Beteiligungen an solchen gel­
ten  als im Sinne des § 87 Abs. 1 lit. e geneh­
migt.

(8) Bestehende V erw altungsgem einschaften 
im Sinne des § 11 der G em eindeordnung 1935 
bestehen  als G em eindeverbände im Sinne d ie­
ses G esetzes fort, sofern sie den Bestimmungen 
des § 89 entsprechen.
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(9) Im Z eitpunkt des Inkrafttre tens dieses 
G esetzes anhängige V erw altungs verfahren  
sind nach den Bestim m ungen dieses G esetzes 
w eiter zu führen. Sow eit es sich um  V erw al­
tungsverfahren  in  A ngelegenheiten  des eige­
nen W irkungsbereiches handelt und Rechts­
m ittel an V erw altungsorgane außerhalb der 
G em einde eingebracht w urden, sind diese 
Rechtsm ittel als V orstellung  gemäß § 79 zu 
behandeln.

§ 92
Schlußbestimmungen

(1) Dieses G esetz tritt, sow eit im § 91 nicht 
etw as anderes bestim m t ist, m it dem 31. De­
zem ber 1965 in Kraft.

(2) M it dem  In k rafttre ten  dieses G esetzes 
tre ten  folgende V orschriften, sow eit sie noch 
in G eltung stehen, außer K raft
a) im § 21 des allgem einen bürgerlichen Ge­

setzbuches die W orte „und Gemeinden" 
und der § 27 des allgem einen bürgerlichen

Gesetzbuches, sow eit diese Bestim m ungen 
in den selbständigen W irkungsbereich der 
Länder fallen, für den Bereich des Landes 
V orarlberg;

b) das Gesetz, w om it eine G em eindeordnung 
erlassen  wird, LGB1. Nr. 87/1904, in der 
Fassung LGB1. Nr. 15/1909, Nr. 102/1912, 
Nr. 14/1913, Nr. 35/1919, Nr. 1/1924 und 
Nr. 17/1925;

c) die G em eindeordnung 1935, LGBl. Nr. 25/ 
1935, mit A usnahm e der §§ 22, 52 Abs. 2, 
57 Abs. 1, 58, 67 Abs. 1 und 91;

d) das V orläufige G em eindegesetz, StGBl. Nr. 
66/1945, für den Bereich des Landes V or­
arlberg;

e) das G esetz über die B ereinigung von w äh­
rend der deutschen B esetzung Ö sterreichs 
getroffenen V erfügungen auf dem  Gebiete 
des G em eindew esens, LGBl. Nr. 4/1946, 
und die auf Grund dieses G esetzes erlas­
senen V erordnungen;

f) das B ürgerm eister-V olksw ahlgesetz, LGBl. 
Nr. 11/1958.
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Verzeichnis

A lberschw ende
Altach
Andelsbuch
Au
Bartholom äberg
Bezau
Bildstein
Bizau
Blons
Bludenz
Bludesch
Brand
Bregenz
Buch
Bürs
B ürserberg
Dalaas
Damüls
Doren
D ornbirn
Düns
D ünserberg
Egg
Eichenberg
Feldkirch
Fontanella
Frastanz
Fraxern
Fußach
G aißau
Gaschurn
Göfis
Götzis
H ard am Bodensee
H ittisau
Höchst
H örbranz
Hohenem s
H ohenw eiler
Innerbraz
Kennelbach
Klaus
K lösterle
Koblach
Krumbach
Langen bei Bregenz
Langenegg
Laterns

Anlage zu § 1

der Vorarlberger Gemeinden

Lauterach
Lech
Lingenau
Lochau
Lorüns
Ludesch
Lustenau
M äder
M einingen
M ellau
M ittelberg
M öggers
N enzing
N üziders
Raggal
Rankweil
Reuthe
Riefensberg
Röns
Röthis
St. A nton im M ontafon
St. G allenkirch
St. Gerold
Satteins
Schlins
Schnepfau
Schnitts
Schoppernau
Schröcken
Schruns
Schwarzach
Schw arzenberg
Sibratsgfäll
Silbertal
Sonntag
Stallehr
Sulz
Sulzberg
Thüringen
Thüringerberg
Tschagguns
Übersaxen
V andans
V iktorsberg
W arth
W eiler
W olfurt
Zw ischenw asser
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B e r i c h t

I. Die geschichtliche Entwicklung der 
Gemeindeorganisation in Vorarlberg

1. Allgem eines

Die V orlage eines neuen  G em eindege­
setzes im Gefolge einer bedeutenden  V erfas­
sungsänderung rechtfertigt es, einen Blick in 
die V ergangenheit des V orarlberger Gem ein­
dew esens (ohne Berücksichtigung des Gem ein­
dew ahlrechtes) zu werfen.

Der allgem eine Bestand freier G em einden 
ist in  V orarlberg  uralt, jedenfalls ä lte r als in 
den übrigen österreichischen Bundesländern 
(das O berinntal ausgenom m en). Die Bildung 
von Gem einden ging schon im Frühm ittelalter 
von den bestehenden  Siedlungs- und W irt­
schaftsgenossenschaften (M arkgenossenschaf­
ten) aus. Diese freien Gem einden bildeten 
auch dep U nterbau der einzigartigen freiheit­
lichen Einrichtung der V orarlberger Land­
stände.

U nter G em eindeorganisation ist in diesem  
Zusam m enhang die V erw altung einer örtlichen 
Siedlung durch eigene O rgane und m it dem 
Recht auf Erlassung von verbindlichen Sat­
zungen zu verstehen.

2. M ittelalter und Neuzeit bis zum 
Absolutismus

Die Entwicklung der Gem einden erfolgte 
in den einzelnen Landesteilen auf verschie­
dene W eise je  nach S tädten und Landgem ein­
den, nach ehem als rätorom anischem  O ber­
land und alem annischem  U nterland, nach dem 
Rhein- und Illtal e inerseits und dem B regen­
zerwald, Tannberg und Leiblachtal anderer­
seits.

U nter den von den M ontfortern gegrün­
deten  S tädten Feldkirch und Bludenz erlangte 
Feldkirch schon im 14. Jah rhundert eine 
Selbstverw altung, die einer freien Reichsstadt 
glich und wie sie insbesondere in der eigenen 
H ochgerichtsbarkeit sichtbaren Ausdruck fand. 
Bregenz erreichte, als R esidenzstadt der le tz­
ten  M ontforter vorerst gehemmt, 1643 eine 
ähnliche Stellung.

Die Landgem einden des O berlandes en t­
standen dadurch, daß die staatlichen U n ter­
beam ten der G rafen ihre V erw altungsbefug­
nisse allmählich und jedenfalls ab dem 14. 
Jah rhundert im N am en der Dorfgenossen als 
G em eindegeschw orene ausübten. H iefür dürf­

te ein natürlicher dem okratischer Zug, begün­
stig t durch die B evölkerungsverm ehrung, von 
Einfluß gew esen sein. Dieselbe Entwicklung 
gilt für Dornbirn.

Im U nterland gelang es den Bewohnern 
der Siedlungen, die sich zuletzt als „Höfe" 
(Lustenau, Höchst, Hofrieden, Hofsteig) in der 
H and von adeligen oder kirchlichen G rund­
herren  befanden, ab dem H ochm ittelalter in 
unterschiedlicher A rt und W eise in den Be­
sitz der örtlichen V erw altungsbefugnisse zu 
kommen. Zum U nterschied von den Landge­
m einden des O berlandes w urde hier die Ge­
m eindegew alt von den G erichtsorganen aus­
geübt.

Im Bregenzerwald, am Tannberg und im 
Leiblachtal b ildeten bis zur bayrischen Zeit 
die gesam te un terste  staatliche V erw altungs­
instanz die „Gerichte", die räumlich v iel grö­
ßer w aren, d. h. m ehrere Siedlungen um faß­
ten. Auch h ier zeig ten  sich besonders seit dem
17. Jah rhundert A nsätze der Gem eindebildung.

Das G ebiet der G em einden erstreckte sich 
auf den örtlichen Bereich der Siedlungs- und 
W irtschaftsgenossenschaften. Innerhalb der 
Gem einden bestanden  vielfach „Roden" als 
organisierte  O rtsteile. Vom 15. bis zum 18. 
Jah rhundert spalte ten  sich von räumlich grö ­
ßeren Gem einden einzelne Siedlungen als selb­
ständige G em einden ab.

In organisatorischer Hinsicht w ar e igent­
licher T räger der G em eindegew alt die m eist 
un ter freiem  Himmel oder in Kirchen tagende 
V ersam m lung der erw achsenen m ännlichen Ge­
m eindegenossen, die m it einfacher M ehrheit 
die w ichtigsten Entscheidungen fällte, insbe­
sondere Satzungen erließ und die O rgane 
w ählte. Das galt auch in den Städten, wo z. B. 
in Bludenz sich die Frühlings- und H erbstge­
m einde versam m elte.

Bei der W ahl der O rgane stand den landes­
fürstlichen Beamten öfters ein M itw irkungs­
recht zu. V on den Einzelorganen, die die lau ­
fenden Geschäfte führten, ist zu nennen  der 
Ammann bzw. Säckelmeister, von den  Kolle­
gialorganen die Richter, G eschw orenen bzw. 
Räte, wobei m ehrm als sowohl ein kleineres 
als auch ein größeres Kollegium vorhanden 
waren.

Diese G em eindeverfassung w urde von 
den einzelnen Gem einden ohne obrigkeitliches 
Zutun nach örtlichen V erhältn issen  w eiter 
entwickelt.
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3. Zeit des Absolutismus bis 1848

Auf Grund der m it Beginn der N euzeit sich 
ausw eitenden Geldwirtschaft und der dam it 
erm öglichten Einrichtung eines Söldnerheeres 
sowie eines landesfürstlichen B erufsbeam ten­
tum s w urde von den Fürstenhöfen ab dem 17. 
Jah rh u n d ert nach französischem V orbild die 
A uffassung v ertre ten  und durchzusetzen v e r­
sucht, daß von dem durch G eburt legitim ierten 
H errscher allein  alle S taatsgew alt ausgehe. 
M an nennt dies den landesfürstlichen A bsolu­
tismus.

Die Fürsten  und ihre Beamten käm pften 
in der Folge gegen die G em eindefreiheit an, 
doch gelang es ihnen zunächst nur teilw eise, 
die Gem einden in ih rer F reiheit zu schmälern. 
Z uerst erfolgte dies nach schwäbischem Beispiel 
durch das K loster W eingarten  in der H err­
schaft Blumenegg und durch die H ohenem ser 
Grafen. In den habsburgischen Teilen gelan­
gen un ter M aria T heresia (1740— 1780) und 
ihrem  Sohn Josef II. ebenfalls erhebliche Ein­
brüche. Den letzten  Stoß versetzte  der V or­
arlberger G em eindefreiheit, dazu noch en tg e ­
gen den Bestimmungen des A btre tungsver­
trages, nach 1806 der bayrische Absolutism us. 
Die 1808 erlassene bayrische Gem eindeord- 
nung ste llt die G em einden ausdrücklich M in­
derjäh rigen  gleich und som it un ter die K ura­
tel des Staates. An die Spitze der Gemeinde 
tra t ein V orsteher, der von den G em eindebür­
gern  vorgeschlagen und vom „Landgericht", 
der allgem einen staatlichen U nterbehörde, 
ernann t w urde. Zusammen mit zwei frei vom 
Landgericht ernannten  Beisitzern bildete er 
den G em einderat. Der G em eindeversam m lung 
verb lieben  nur gew isse Finanzfunktionen, sie 
durfte nur mit G enehm igung der O brigkeit zu­
sam m entreten, alle Beschlüsse bedurften  deren 
G enehm igung und die staatliche O brigkeit 
konnte auch jederzeit an Stelle der G em einde­
versam m lung handeln.

Nach der Rückkehr V orarlbergs (ohne 
Landkreis Lindau) zu Ö sterreich w urde 1815 
auch in V orarlberg  das 1811 erlassene A llge­
m eine Bürgerliche Gesetzbuch eingeführt, das 
in den §§ 21 und 27 ebenfalls bestim m te, daß 
die Gemeinden, da sie w ie „Rasende, W ahn­
sinnige und Blödsinnige unfähig sind, ihre 
V erhältn isse selbst gehörig zu besorgen, un ­
te r einer besonderen  V orsorge der öffentlichen 
V erw altung" stehen. Nach einer kurzen Ü ber­
gangszeit w urde 1819 eine neue G em einde­
ordnung eingeführt, wobei die G em einden 
aber genau wie zur bayrischen Zeit un ter der 
unm ittelbaren  Leitung des Landgerichtes v e r­
b lieben (Prov. Ges. Slg. Tirol und V orarlberg  
Bd. 6, S. 755).

4. Von der Revolution von 1848 bis 1962

Im Gefolge der Revolution von 1848 w urde 
erstm als ein gesam tösterreichisches Parla­
m ent gew ählt (Krem sierer Reichstag), in des­
sen A uftrag der Entwurf einer V erfassung 
ausgearbeitet w urde, in welcher auch den Ge­
m einden die Selbstverw altung zugesichert 
w urde. Im Zuge der m ilitärischen W iederer­
starkung des Absolutism us w urde das P arla­
m ent vom K aiser vor Beschlußfassung der 
V erfassung im Jah re  1849 aufgelöst, die ge­
m einderechtlichen Bestimmungen jedoch im 
w esentlichen in Kraft gesetzt und durch das 
provisorische G em eindegesetz, RGBl. Nr. 170/ 
1849, ausgeführt. Sein berühm ter A rtikel I 
lau tete  „Die G rundfeste des freien S taates ist 
die freie Gem einde". Nach dem neuerlichen 
Sieg des A bsolutism us durch die Hilfe Ruß­
lands w urde das provisorische G em eindege­
setz durch kaiserlichen Patent 1851 w ieder auf­
gehoben und im w esentlichen der alte Zustand 
vor 1848 hergestellt. Im Zuge der außenpoliti­
schen N otlage w urde 1859 w ieder eine etw as 
dem okratischere Regelung durch das G em ein­
degesetz, RGBl. Nr. 58/1859, versucht, eine 
länger haltbare  Regelung kam  jedoch erst 1862 
auf Grund des vom neugew ählten  Reichsrat 
beschlossenen Reichsgem eindegesetzes, RGBl. 
Nr. 18/1862, zustande. Es handelte sich hiebei 
um ein Rahm engesetz, auf G rund dessen die 
Landtage A usführungsgesetze mit der Be­
zeichnung „Gem eindeordnung" erlassen konn­
ten. Der 1861 erstm als w ieder gew ählte V or­
arlberger Landtag befaßte sich sofort 1863 mit 
d ieser Frage und hielt hiefür nicht w eniger 
als acht Sitzungen (250 Seiten stenographi­
sches Protokoll!) ab. Der Beschluß erhielt je ­
doch die kaiserliche G enehm igung nicht, so 
daß der Landtag gezw ungen war, 1864 einen 
neuen Beschluß zu fassen, in dem sämtlichen 
Einw endungen Rechnung getragen w urde 
(LGB1. Nr. 22/1864). Nach der N iederlage im 
Krieg von 1866 w urde 1867 durch eine V er­
fassungsänderung das G em eindew esen (unbe­
schadet der Sanktion des Kaisers) zur Gänze 
den Ländern überlassen. Die G em eindeord­
nung 1864 w urde in der Folge mehrfach no­
velliert und insbesondere 1883 durch ein Ge­
setz über die V erw altung des G em eindever­
mögens ergänzt. Anläßlich einer notw endigen 
N ovellierung w urde 1904 eine neue G em ein­
deordnung beschlossen (LGB1. Nr. 87/1904), 
die ih rerseits ebenfalls m ehrere N ovellierun­
gen erlebte.

Durch das Bundes-V erfassungsgesetz 1920 
w urden die Länder neuerdings und im G egen­
satz zu den klassischen Bundesstaaten an um ­
fangreiche G rundsatzbestim m ungen gebunden.
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Im Jah re  1927 w urden die zur Zeit der M o­
narchie vom K aiser ausgeübten Rechte der 
Stadt- und M arkterhebung sowie der W ap­
penverleihung auch formell neu geregelt 
(LGB1. Nr. 1/1927).

Auf Grund der V erfassung von 1934 m ußte 
eine neue G em eindeordnung erlassen w erden, 
die die G em eindeordnung von 1904, das V er­
m ögensverw altungsgesetz von 1883 und das 
erw ähnte Gesetz von 1927 aufhob und der 
V erfassung entsprechend mehrfach au toritäre  
Züge aufwies.

W ährend  der Zugehörigkeit Österreichs 
zum Deutschen Reich galt die Deutsche Ge­
m eindeordnung 1935, GBl. f. d. L. ö . Nr. 429/ 
1938, sam t zahlreichen Durchführungs- und A n­
gleichungsbestim m ungen, w obei das Schwer­
gewicht auf der Einflußnahm e der na tional­
sozialistischen Partei beruhte.

Nach der Befreiung Ö sterreichs 1945 w ur­
de von der provisorischen S taatsregierung im 
Ju li 1945 ein „Vorläufiges G em eindegesetz" 
erlassen, das die G rundsatzbestim m ungen des 
Reichsgem eindegesetzes 1862 und die 1938 in 
Kraft gestandenen  G em eindeordnungen w ie­
der einführte, sow eit sie nicht der B undesver­
fassung von 1920 w idersprachen bzw. der A n­
passung an die V erfassung 1934 dienten. Die­
ses V orläufige G em eindegesetz tra t jedoch in 
den w estlichen B esatzungszonen e rst nach 
A nerkennung und Umbildung der p rovisori­
schen S taatsreg ierung  auf Grund der Länder­
konferenzen und W iedereinführung der Bun­
desstaatlichkeit im N ovem ber 1945 in Kraft.

Am 19. Dezem ber 1945 tra t nach herrschen­
der Lehre die Bundesverfassung von 1920 in 
der Fassung von 1929 w ieder in vollem  Um­
fange in W irksam keit.

II. Die Rechtslage auf Grund 
der Bundesverfassung in der Fassung 

der N ovelle von 1962

Die B undesverfassung von 1920 stellte  für 
die Einrichtung der Gem einden G rundsätze 
auf, die noch durch ein besonderes Bundes­
verfassungsgesetz erw eitert w erden sollten. 
Im Rahmen dieser G rundsätze sollte die Lan­
desgesetzgebung A usführungsgesetze erlas­
sen. Bis zur Erlassung dieser w eiteren  G rund­
sätze w aren  gew isse Bestim m ungen des seit 
1867 nicht m ehr in K raft stehenden Reichs­
gem eindegesetzes 1862 für die Landesgesetz­
gebung verbindlich.

Durch das B undesverfassungsgesetz, mit 
dem Bestim m ungen des Bundes-Verfassungs- 
getzes in der Fassung von 1929 über die Re­

gelung der G rundsätze des Gem einderechtes 
und dam it im Zusam m enhang stehende Be­
stim m ungen abgeändert w erden  (Bundes-Ver­
fassungsgesetznovelle 1962), BGBl. Nr. 205/ 
1962, w urde die vom  V erfassungsgesetzgeber 
des Jah res 1920 angekündigte E rw eiterung 
der G rundsatzbestim m ungen über die V erw al­
tung der Gem einden in Form einer völligen 
N eufassung durchgeführt. Die N eufassung e r­
w eitert zunächst den sachlichen Umfang der 
G em eindeautonom ie in größtem  Ausmaß, da 
hiefür nicht m ehr eine abschließende A ufzäh­
lung von G egenständen aus dem Landesbe­
reich, sondern eine allgem eine Zuständigkeit 
aus dem Landes- und dem Bundesbereich be­
stim m end ist. N eu geregelt w urde in diesem  
Zusam m enhang auch das ortspolizeiliche V er­
ordnungsrecht der Gemeinde. Form ell w urde 
die Gem einde gegenüber den staatlichen A uf­
sichtsbehörden freier gestellt: Es gibt gegen 
Entscheidungen und V erfügungen der Ge­
m eindebehörden kein  Berufungsrecht m ehr an 
die Aufsichtsbehörde, die A ufsichtsbefugnisse 
w urden überhaupt eingeschränkt und es steht 
den Gem einden gegen A ufsichtsverfügungen 
nunm ehr ein Rechtsmittel an den V erfassungs­
und V erw altungsgerichtshof zu. In organisa­
torischer Richtung w urde die unm ittelbare 
V erantw ortlichkeit der einzelnen M itglieder 
des G em eindevorstandes gegenüber der Ge­
m eindevertretung  s ta tu iert und schließlich die 
Bildung von G em eindeverbänden erleichtert.

Nach dem nunm ehrigen Art. 115 Abs. 2 
B.-VG. hat die Landesgesetzgebung, soweit 
nicht ausdrücklich eine Zuständigkeit des 
Bundes festgesetzt ist, das Gem einderecht 
nach den in der Bundes-V erfassungsgesetz- 
novelle 1962 aufgestellten  G rundsätzen zu re ­
geln. Die B undesverfassung en thält hinsicht­
lich der O rganisation  der Gem einden somit 
nicht unm ittelbar anw endbares Recht, sondern 
es kom m t den Ländern die A usführungsgesetz­
gebung im Rahmen von bundesverfassungs­
gesetzlich einheitlich aufgestellten G rundsät­
zen zu. Der U nterschied zu den Kom petenz­
tatbeständen  des Art. 12 B.-VG. besteh t for­
mell jedoch darin, daß diese G rundsätze b e ­
reits in der Bundesverfassung selbst festge­
legt sind und nicht in einem  eigenen einfachen 
G rundsatzgesetz des Bundes.

Die in den Art. 115 bis 119 a B.-VG. n ie­
dergelegten  G rundsätze setzen allerdings dem 
Landesgesetzgeber für die Regelung der O r­
ganisation  der G em eindeverw altung relativ  
enge Grenzen. Eine Reihe von Bestimmungen 
ist durch die V erfassung genau vorgezeich­
net. Im § 5 Abs. 1 bestim m t die Bundes-Ver- 
fassungsgesetznovelle 1962, daß die zur A n­
passung  der O rganisation  der G em eindever-
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w altung an dieses B undesverfassungsgesetz 
erforderlichen Bundes- und Landesgesetze bis 
spätestens 31. Dezem ber 1965 zu erlassen  und 
mit diesem  Tag in Kraft zu setzen sind. Die­
sem A uftrag des B undesverfassungsgesetz­
gebers an den Landesgesetzgeber soll durch 
den vorliegenden G esetzentw urf entsprochen 
w erden. H iebei stand in V orarlberg  von v o rn ­
herein  fest, daß für diese A npassung gesetzes­
technisch nur die Erlassung eines neuen  Ge­
setzes und nicht eine N ovelle zur G em einde­
ordnung 1935 in Frage kommt. Dies ergibt 
sich daraus, daß V orarlberg  das einzige Bun­
desland ist, in welchem größtenteils noch eine 
auf Grund der V erfassung 1934 en tstandene 
G em eindeordnung in G eltung steht, d. h. also 
noch heute sogenanntes „Gemischtes G em ein­
derecht" gilt. In anderen Bundesländern, in 
denen nach 1945 neue G em eindeordnungen 
erlassen  wurden, kann  diese A npassung auch 
durch eine bloße N ovellierung der bestehen ­
den G em eindeordnungen erreicht werden.

Auf G rund der Art. 1 und 2 des V orläufi­
gen G em eindegesetzes, StGBl. Nr. 66/1945, 
w urden nämlich jene V orschriften des Ge­
m einderechtes w ieder in W irksam keit gesetzt, 
die vor Einführung der Deutschen G em einde­
ordnung, das ist am 30. Septem ber 1938, in 
Kraft gestanden sind. Dies w ar in V orarlberg  
die un ter der V erfassung 1934 geschaffene 
G em eindeordnung 1935, LGB1. Nr. 25/1935. 
Von der Inkraftsetzung w aren  nur d iejenigen 
Bestim m ungen ausgenom m en, die mit dem 
Bundes-V erfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 und den sonstigen bis zum 5. März 1933 
erlassenen  V erfassungsbestim m ungen im W i­
derspruch standen. A n die Stelle der so en t­
standenen Gesetzeslücken h atten  nach Art. 2 
Abs. 3 des V orläufigen G em eindegesetzes 
sinngem äß die entsprechenden Vorschriften 
des früheren, das ist das vor dem Ink rafttre ­
ten  der V erfassung 1934 in G eltung g estan ­
denen Gem einderechtes zu treten . Das frühere 
V orarlberger Gem einderecht fußt, w ie e r­
w ähnt, auf dem Gesetz LGB1. Nr. 87/1904 
sam t einer Reihe von N ovellen.

III. Das neue Gemeindegesetz

1. Allgem eines

A n erster Stelle der w esentlichen N eue­
rungen, die der vorliegende G esetzentw urf — 
abgesehen von einer in äußerlicher Hinsicht 
völligen N eubearbeitung  des Stoffes — mit 
sich bringt, ist die Einführung der V olksab­
stim m ung auf G em eindeebene zu nennen. 
Kraft Landesrechtes gibt es die unm ittelbare

D em okratie in V orarlberg bisher nur auf 
Grund des Art. 26 der Landesverfassung. Da­
nach ist eine V olksabstim m ung über vom 
Landtag beschlossene Landesgesetze, über die 
A ufnahm e einzelner G rundsätze in ein zu e r­
lassendes Landesgesetz und über sonstige 
wichtige Fragen möglich. N unm ehr soll auch 
in A ngelegenheiten  des eigenen W irkungs­
bereiches der Gemeinde eine V olksabstim ­
m ung durchgeführt w erden können, w enn dies 
ein  V iertel der G em eindem itglieder verlangt 
oder w enn es die G em eindevertretung anord­
net. Die unm ittelbare Dem okratie ist, w ie be­
reits erw ähnt wurde, in den Gem einden V or­
arlbergs seit a ltersher beheim atet, so daß von 
der M öglichkeit ih rer W iedereinführung so­
fort Gebrauch gemacht w erden soll. Ähnliche 
R egelungen finden w ir in Tirol, St. Gallen, 
Liechtenstein und Baden-W ürttem berg. Von 
der zusätzlichen M öglichkeit der A nordnung 
von V olksabstim m ungen in einzelnen Ge­
m einden durch die Landesregierung w urde 
schon desw egen A bstand genommen, da nach 
Art. 26 Abs. 5 der Landesverfassung dieses 
Recht dem Landtag zukommt.

Eine w eitere  grundlegende N euerung ist 
die Stärkung der Stellung des G em einderates, 
der nunm ehr die Bezeichnung „Gem eindevor- 
stand" zu führen hat. Der G em eindevorstand 
(bisheriger Gem einderat) als Kollegium hat 
Anspruch auf ein echtes Entscheidungsrecht 
und darf nicht w eiter ein bloß beratendes 
H ilfsorgan des Bürgerm eisters sein. Schon im 
Jah re  1945 sind Zweifel laut gew orden, ob 
die auf der G em eindeordnung 1935 beruhende 
allzu au to ritäre  Stellung des Bürgerm eisters, 
verbunden  mit einer Schwächung des Ge­
m einderates, mit den erw ähnten V erfassungs­
bestim m ungen des Reichsgem eindegesetzes 
1862 im Einklang steht. Nach dem G esetzent­
w urf soll der G em eindevorstand für alle A n­
gelegenheiten  des eigenen W irkungsbereiches 
der Gem einde zuständig sein, die nicht aus­
drücklich der G em eindevertretung oder dem 
B ürgerm eister Vorbehalten sind. Die w ichtig­
sten A ngelegenheiten  sollen w ie bisher in 
den A ufgabenbereich der G em eindevertre­
tung fallen. Bem erkt sei, daß in der vom 
österreich ischen  Gem eindebund und vom 
österreichischen S tädtebund gem einsam  aus­
gearbeite ten  M ustergem eindeordnung diese 
G eneralk lausel zu G unsten der G em eindever­
tre tung  vorgesehen ist. Dies erschien jedoch 
insbesondere für größere G em einden zu 
schwerfällig, zumal es dem G em eindevorstand 
unbenom m en bleibt, von der G em eindever­
tre tung  im Einzelfall eine gutachtliche Stel­
lungnahm e einzuholen. A ndererseits soll der 
G em eindevorstand ihm zustehende Aufgaben
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an den B ürgerm eister abgeben können. D ie­
sem sind schließlich eine beträchtliche Zahl 
von A ufgaben Überbunden, so daß er nach 
w ie vor den zen tralen  Faktor der täglichen 
G em eindeverw altung bildet. Die im G esetz­
entw urf vorgesehene Lösung versucht der 
h ierzulande herrschenden A uffassung über 
D em okratie Rechnung zu tragen  und stellt 
eine teilw eise Parallele dar zur Zuständig- 
keits- und V erantw ortlichkeitsverteilung auf 
Landesebene (Landtag — Landesregierung — 
Landeshauptm ann bzw. Regierungsm itglied).

Bei dem vorliegenden G esetzentw urf han ­
delt es sich um reines O rganisationsrecht. Die 
G em eindeordnung 1935 en thält aber auch 
einige m ateriell-rechtliche Bestimmungen, die 
daher in das neue Gesetz nicht übernom m en 
w erden, jedoch außerhalb  dieses Gesetzes 
aufrecht b leiben m üssen. Es sind dies die Be­
stim m ungen über Ausw eisung, Bewilligung 
freiw illiger Feilbietungen, A ufbietung der 
Einw ohner zur unentgeltlichen H ilfeleistung 
bei E lem entarereignissen sowie Leistung von 
Hand- und Zugdiensten. Diese V orschriften 
sollen bei Erlassung der in Frage kom m enden 
m aterie llen  G esetze in diese e ingebaut w er­
den, so z. B. die Bestim m ungen über die A uf­
bietung zur H ilfeleistung in ein Gesetz über 
die örtliche Sicherheitspolizei.

Die Bestim m ungen über die W ahl des Bür­
germ eisters und des G em eindevorstandes sol­
len aus G ründen der System atik aus der Ge­
m eindew ahlordnung, LGB1. Nr. 10/1950, h e r­
ausgenom m en und in das vorliegende Gesetz 
eingebaut w erden. Sie w aren  seinerzeit nur 
desw egen in die neue G em eindew ahlordnung 
aufgenom m en worden, weil die Bestim m un­
gen der G em eindeordnung 1935 nicht m ehr 
anw endbar w aren  und m an die G em einde­
ordnung zunächst aus diesem  einen Grund 
nicht novellieren  wollte.

Bestim m ungen über Städte mit eigenem  
S tatu t sind in diesem  G esetzentw urf nicht 
vorgesehen, w eil die Schaffung von S tatutar- 
städ ten  gem äß Art. 116 Abs. 3 B.-VG. eines 
eigenen Landesgesetzes bedarf, so daß die 
w enigen erforderlichen Regelungen (vgl. Art. 
117 Abs. 6 B.-VG.) bei Erlassung des betref­
fenden G esetzes getroffen w erden  können.

Schließlich sei erw ähnt, daß bei A usarbei­
tung dieses G esetzentw urfes nicht nur die 
G em eindeordnungen anderer Bundesländer 
und die durch den G em eindebund und den 
S tädtebund herausgebrachte M ustergem einde­
ordnung herangezogen, sondern auch die Ge­
m eindeorganisationsgesetze von St. Gallen, 
Liechtenstein, B aden-W ürttem berg und Bay­
ern  auf A nregungen geprüft w urden. Der Ge­

setzentw urf w urde überdies einem  um fang­
reichen B egutachtungsverfahren unterzogen 
und einer Reihe von Stellen, von denen hier 
nu r das B undeskanzleram t, das Bundesm ini­
sterium  für Inneres, die B ezirkshauptm ann­
schaften und der V orarlberger Gem eindever- 
band genannt seien, zur Ä ußerung überm it­
telt. Aus der Fülle der V orschläge und A n­
regungen, die zu einem  großen Teil sehr w ert­
voll w aren, w urde zahlreichen im nunm ehr 
überarbeite ten  Entw urf entsprochen. Beispiels­
w eise w urden von insgesam t 78 V orschlägen 
des G em eindeverbandes 47 ganz und 16 te il­
w eise berücksichtigt. Auf m ehrere Einwen­
dungen w ird  bei den folgenden Bem erkun­
gen zu den einzelnen Bestim m ungen noch 
eingegangen w erden.

Zum A ufbau des G esetzentw urfes ist zu 
sagen, daß er sich in folgende Hauptstücke, 
die zum Teil w ieder in  A bschnitte u n te rge­
te ilt sind, gliedert:

I. Hauptstück: Ä ußerer A ufbau der
G em einde (§§ 1 bis 14)

II. H auptstück: W irkungsbereich der
G em einde (§§ 15 bis 18)

III. Hauptstück: W ahl- und Stimmrecht der
G em eindebürger (§§ 19 
bis 22)

IV. Hauptstück: O rgane der Gem einde
(§§ 23 bis 64)

V. Hauptstück: W irtschaft der Gem einde 
(§§ 65 bis 76)

VI. Hauptstück: Aufsicht über die Gem einde
(§§ 77 bis 88)

VII. Hauptstück: G em eindeverbände (§ 89)
VIII. Hauptstück: Straf-, Ü bergangs- und

Schlußbestim m ungen (§§ 90 
bis 92).

2. Bemerkungen im einzelnen  

Zum Titel:

Die Form ulierung „O rganisation der Ge­
m eindeverw altung" entspricht dem § 5 Abs. 1 
der Bundes-V erfassungsgesetznovelle 1962. 
Als K urztitel soll an  Stelle der b isherigen Be­
zeichnung „Gem eindeordnung" die Bezeich­
nung „G em eindegesetz" treten . H iefür ist vor 
allem  m aßgebend, daß die V erfassung nur 
den Begriff „Gesetz" kennt; der Ausdruck 
„Ordnung" ist der V erfassung fremd. Er stam m t 
aus dem  Reichsgem eindegesetz 1862, das den
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Ländern diese Bezeichnung vorschrieb, so wie 
die Landesverfassungen nur „Landesordnun­
gen" heißen durften. Gegen den Ausdruck 
„Ordnung" spricht aber auch, daß er leicht mit 
„V erordnung" verw echselt w erden kann und 
gegenüber dem Begriff „Gesetz" eher h erab ­
setzend w irkt. Ferner w ürde sich bei der Be­
zeichnung „Gem eindeordnung" die Buchsta­
benabkürzung „GO." ergeben, die deshalb 
ungünstig  ist, w eil es üblich ist, sie für „Ge­
schäftsordnung" zu verw enden. Auch das 
vom Bund gemäß § 5 Abs. 1 der Bundes-Ver- 
fassungsgesetznovelle 1962 zu erlassende und 
im Entwurf bereits vorliegende Gesetz w ird 
nicht als „Ordnung", sondern als „Bundes-Ge- 
m eindeaufsichtsgesetz" bezeichnet.

Zum I. Hauptstück:
Zu § 1:

Die letzte Zusam m enstellung der V orarl­
berger Gem einden en thält die Beilage zur 
V erordnung der M inister des Innern, der J u ­
stiz und der Finanzen über die politische und 
gerichtliche O rganisierung der G efürsteten 
Grafschaft Tirol mit V orarlberg, Landes-Re- 
g ierungsblatt für die G efürstete Grafschaft 
Tirol mit V orarlberg, Nr. 117/1854. Danach 
bildete das Land V orarlberg  den Kreis Bre­
genz mit den Bezirken Bregenz, B regenzer­
wald, Dornbirn, Feldkirch, Bludenz, M ontafon 
und zusam m en 104 Gemeinden. Von 1854 bis 
1935 erfolgten m ehrfache Ä nderungen in der 
Zahl und Bezeichnung der Gemeinden.

Die G em eindeordnung 1935 stellte  auf den 
rechtlichen und faktischen Z ustand im Zeit­
punkt ih rer Erlassung ab und  bestim m te im 
§ 1 Abs. 3, daß die „derzeit bestehenden  Ge­
m einden" G em einden im Sinne dieses G eset­
zes sind. Die w ährend des Anschlußes Ö ster­
reichs an Deutschland erfolgten Eingem ein­
dungen w urden größtenteils durch das Ge­
setz LGB1. Nr. 4/1946 w ieder rückgängig ge­
macht. Die Erlassung eines neuen G em einde­
gesetzes gibt die erw ünschte G elegenheit, um 
— an die G em eindeordnung 1935 und die 
seither erfolgten V eränderungen  anknüp­
fend — die Gem einden in einer A nlage zum 
Gesetz nam entlich anzuführen. Damit können 
auch die Namen der Gem einden sowie deren 
Schreibweise nach m ehr als hundert Jah ren  
w ieder verbindlich festgelegt w erden. Da 
diese A nlage einen B estandteil des Gem ein­
degesetzes bildet, kann  sie sowohl hinsicht­
lich der Zahl als auch der Bezeichnung der 
G em einden w ieder nur dut-rh Gesetz abge­
ändert werden.

Zu § 2:

Diese Bestim m ungen entsprechen Art. 116 
Abs. 1 und 2 B.-VG. und legen den Begriff 
und die rechtliche Stellung der Gemeinde fest

Zu § 3:

Durch den ersten  Satz des Abs. 1 soll ver­
h indert w erden, daß eine Gem einde in einer 
anderen  Gem einde Enklaven besitzt. Der Be­
stand solcher Enklaven erschw ert die A us­
übung der H oheitsverw altung einer Gemeinde 
und w iderspricht überhaupt dem allgem einen 
O rdnungsprinzip. Zudem v ertritt das Bundes­
kanzleram t-V erfassungsdienst die Auffassung, 
daß der Bestand von O rtsgem einden, deren 
G ebiet aus m ehreren  nicht zusam m enhängen­
den G ebietsteilen  besteht, mit dem Begriff 
der O rtsgem einde im Sinne des B.-VG. un ­
vere inbar ist. Es kann  wohl kein  Zweifel be­
stehen, daß der V erfassungsgesetzgeber den 
Begriff der O rtsgem einde in dem Sinne v e r­
w endet hat, in dem er vom Reichsgem einde­
gesetz 1862 entw ickelt w orden ist. Der § 1 
dieses G esetzes aber lautet: „Jede Liegen­
schaft muß zum V erband einer O rtsgem einde 
gehören." Aus d ieser Bestimmung ergibt sich 
mit vo ller Deutlichkeit, daß ein w esentliches 
M erkm al der O rtsgem einde ein G em eindege­
biet ist, das den C harakter eines Liegen­
schaftsv e r b a n d e s  besitzt. Daß auch für den 
G em eindebegriff des B.-VG. dieses M erkm al 
wesentlich ist, erg ib t sich insbesondere aus 
Art. 116 Abs. 1, in dem die O rtsgem einden 
als „V erw altungssprengel" bezeichnet sind. 
Als „Sprengel" kann aber jedenfalls dem 
W ortsinn nach nur ein zusam m enhängendes 
G ebiet verstanden  werden.

Im Hinblick auf die beiden Enklaven der 
G em einde Frastanz in der Gem einde Nenzing 
ist im § 91 Abs. 1 eine entsprechende Ü ber­
gangsbestim m ung vorgesehen. Auf die bezüg­
lichen Erläuterungen w ird verw iesen.

Der zw eite Satz des Abs. 1 entspricht Art. 
116 Abs. 1 B.-VG.

Der Abs. 2 beruht auf § 8 Abs. 5 lit. d UG. 
1920, wonach sich die Grenzen der politischen 
Bezirke, der Gerichtsbezirke, der autonom en 
Bezirke und der O rtsgem einden nicht schnei­
den dürfen.

N eu ist der Abs. 4, der eine Regelung für 
den Fall trifft, daß dem Land G ebietsteile zu­
fallen. Dies w ird z. B. demnächst auf Grund 
des durch die Rheinregulierung vorgesehe­
nen G ebietsaustausches mit der Schweiz der 
Fall sein.
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Zu § 4:
Zur Entscheidung von S treitigkeiten  über 

den V erlauf von G em eindegrenzen soll wie 
bisher die Landesregierung zuständig sein 
( §10 GO. 1935). H iebei soll k largestellt w er­
den, daß solche Entscheidungen durch V erord­
nung zu treffen sind, weil es sich um eine an 
die A llgem einheit gerichtete Entscheidung 
handelt.

Zu § 5:

Einvernehm liche G renzänderungen sollen 
wie bisher (§ 8 GO. 1935) der G enehm igung 
der Landesregierung bedürfen. G renzänderun­
gen gegen den W illen einer der beteilig ten  
G em einden sollen jedoch nicht m ehr durch 
die Landesregierung, sondern nur auf Grund 
eines G esetzes vorgenom m en w erden können. 
Der dies bestim m ende erste Satz des Abs. 3 
hat allerdings nur dek larativen  C harakter, 
da sich der einfache G esetzgeber nicht selbst 
gesetzliche Vorschriften machen kann.

Der W ille der beteilig ten  Gem einden ist 
durch G em eindevertretungsbeschluß (vgl. § 45 
Abs. 1 lit. a Z. 2), w enn durch eine G renz­
änderung jedoch dauernd bew ohnte H äuser 
von einer Gem einde abgetrennt w erden sol­
len, aber durch V olksabstim m ung zu äußern 
(Vgl. § 20 Abs. 3).

Bei Prüfung der öffentlichen In teressen im 
Sinne des Abs. 1 w ird eine A bw ägung der 
In teressen  zwischen den beteilig ten  G em ein­
den und auch im V erhältnis zu Land und 
Bund sta ttfinden  müssen.

W enn durch Ä nderung der G em eindegren­
zen die Grenzen der Sprengel der Bezirksge­
richte geändert w erden, ist gemäß § 8 Abs. 5 
lit. d UG. 1920 zudem  eine V erordnung der 
B undesregierung erforderlich, die der Zustim ­
mung durch die Landesregierung bedarf. W er­
den durch solche G renzänderungen die G ren­
zen der Sprengel der politischen Bezirke ge­
ändert, so bedarf dies nach der vorzitierten  
V erfassungsbestim m ung zudem einer V erord­
nung der Landesregierung, die nur mit Zu­
stimmung der B undesregierung erlassen w er­
den darf.

Zu § 6:

B estandsänderungen von Gem einden im 
im Sinne des Abs. 1 lit. a bis d bedingen eine 
A bänderung der A nlage zu § 1 und erfordern 
deshalb die Erlassung eines Landesgesetzes. 
H iebei sollen aber die be teilig ten  G em einden 
gehört w erden müssen. Die Ä ußerung der 
Gem einden soll nach § 20 Abs. 4 von einer 
V olksabstim m ung in den betroffenen Gem ein­

den oder G ebietsteilen von G em einden ab­
hängig sein. In einem  solchen G esetz w ird 
im Zusam m enhang mit seinem  W irksam keits­
beginn allenfalls auch die provisorische V er­
w altung der Gem einde bis zur W ahl der 
neuen G em eindeorgane geregelt w erden m üs­
sen.

Der Forderung des G em eindeverbandes, 
die Erlassung eines G esetzes gemäß Abs. 1 
an die Zustimmung der beteilig ten  G em ein­
den zu binden, kann schon aus form ellen 
G ründen nicht Rechnung getragen  werden, 
weil sich der einfache G esetzgeber nicht selbst 
Bindungen auferlegen kann. Solche Beschrän­
kungen w ären zudem w ertlos, da der G esetz­
geber niem als verpflichtet sein kann, sie ein­
zuhalten. Deshalb kann auch die A nhörung 
der Gem einden nicht dem G esetzgeber oblie­
gen, sondern nur der Landesregierung bei 
Einbringung einer R egierungsvorlage gemäß 
Abs. 1.

Bei Ä nderungen in den Sprengeln der Be­
zirksgerichte oder der politischen Bezirke im 
Zuge von B estandsänderungen gelten auch 
hier die Bestimmungen des § 8 Abs. 5 lit. d 
ÜG. 1920.

Zu § 7:

Als G ebietskörperschaft ist die Gemeinde 
gleichzeitig ein Personenverband. Seit dem 
Inkrafttre ten  der Zw eiten V erordnung über 
die deutsche S taatsangehörigkeit im Lande 
Ö sterreich, GBL für das Land Ö sterreich Nr. 
840/1939, am l .J u l i  1939 gibt es kein H ei­
m atrecht mehr. Diese V erordnung w urde zwar 
durch die Kundmachung StGBl. Nr. 16/1945 
mit W irkung vom 27. April 1945 aufgehoben, 
das H eim atgesetz jedoch nicht w ieder in Kraft 
gesetzt. Im N ationalsozialistengesetz, BGBL 
Nr. 25/1947, w urde schließlich bestimmt, daß 
„bis zu einer anderslau tenden  bundesverfas­
sungsgesetzlichen Regelung" die (bis dahin) 
verfassungsw idrigen S taatsbürgerschaftsge­
setze von 1945 als V erfassungsbestim m un­
gen galten. Der Personenverband der Ge­
m einde ist allerdings zufolge der vorläufigen 
Abschaffung des H eim atrechtes und der Lan­
desbürgerschaft ein sehr loser gew orden. 
Dennoch erscheint es sinnvoll, die „Bürger" 
der Gem einde gegenüber den „Einwohnern" 
besonders hervorzuheben, w eil ihnen nach 
dem G esetzentw urf bestim m te Rechte ein­
geräum t werden.

Zu § 8:

Die Ernennung von Ehrenbürgern w ar 
schon bisher vorgesehen. A llerdings sollen in 
Zukunft nur Bürger und ehem alige Bürger
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der Gem einde zu Ehrenbürgern ernannt w er­
den können. N eu ist dem gegenüber, daß die 
Gem einde verpflichtet sein  soll, einem  Eh­
renbürger im Falle der H ilfsbedürftigkeit den 
nach seinen L ebensverhältnissen angem esse­
nen U nterhalt zu gew ähren. D ieser U nter­
haltsbegriff ist dem § 66 des Ehegesetzes en t­
nommen. K largestellt sei, daß die U nterhalts­
pflicht der Gem einde den bürgerlich-recht­
lichen U nterhaltspflichten im Range nachgeht, 
da diese allenfalls die H ilfsbedürftigkeit aus­
schließen.

Der Abs. 2 träg t dem Umstand Rechnung, 
daß bereits in m ehreren  G em einden ein Ehren­
ring verliehen  wird; sow eit h ier bekannt ist, 
in den Gem einden Dornbirn, Egg, Lustenau, 
M ittelberg und W olfurt. Dies w ird nunm ehr 
unter gesetzlichen Schutz gestellt.

Durch diesen § 8 w erden sonstige Ehrun­
gen, w ie Ü berreichung eines Bildes, eines Ge­
schenkkorbes oder Benennung von Straßen 
nicht ausgeschlossen.

Zu § 9:
In A bänderung der bisherigen Rechtslage, 

wonach die Landesregierung Gem einden das 
Recht zur Führung eines W appens verleihen 
kann (§ 3 GO. 1935), soll bestim m t werden, 
daß jede Gem einde ein W appen führen muß. 
W enn auch bereits zwei D rittel der Gem ein­
den ein W appen besitzen, soll hiefür eine 
übergangsfrist von fünf Jah ren  vorgesehen 
sein (vgl. § 91 Abs. 2).

Die Festsetzung von Form und Inhalt des 
W appens soll der Gem einde obliegen, da dies 
wohl dem eigenen W irkungsbereich zugehört. 
H iebei em pfiehlt sich die Einholung eines 
heraldischen Gutachtens. Von einer Vorschrift 
d ieser A rt w urde jedoch im Entwurf abge­
sehen.

Der G em eindeverband hat die Verpflich­
tung zur W appenführung als unnotw endig ab­
gelehnt. Die Landesregierung ist jedoch der 
Auffassung, daß die äußere Stellung aller Ge­
m einden hiedurch gehoben wird.

Bewilligungspflichtig ist nach Abs. 3 nur 
die Führung des G em eindew appens und seine 
V erw endung zu gew erblichen Zwecken. Die 
V erw endung zu sonstigen Zwecken, etw a als 
p riva ter Schmuck, bedarf keiner Bewilligung, 
soll jedoch gemäß Abs. 4 bei H erabw ürdi­
gung un tersag t w erden können.

Bem erkt sei noch, daß Abs. 3 nicht in den 
K om petenztatbestand „A ngelegenheiten des 
G ew erbes und der Industrie" (Art. 10 Abs. 1 
Z. 8 B.-VG.) eingreift, weil es diese Bundes­
zuständigkeit nicht ausschließt, daß der Lan­

desgesetzgeber im Rahmen seiner Kompetenz 
denselben G egenstand einer Regelung u n te r­
w irft (vgl. VfGH. Erk. v. 3. 7. 1965, G 4 ,5 ,7 / 
65).

Es sei auch darauf hingew iesen, daß es 
durchaus zulässig ist, die Erteilung von Be­
w illigungen „gegen jederzeitigen W iderruf" 
vorzusehen, wie dies im Abs. 3 geschieht. 
(Vgl. Antoniolli, A llgem eines V erw altungs­
recht, S. 208; ferner H ellbling, Kom m entar zu 
den V erw altungsverfahrensgesetzen I, S. 447).

Im § 91 Abs. 3 ist vorgesehen, daß die von 
den Gem einden derzeit geführten  W appen als 
im Sinne des § 9 Abs. 2 genehm igt gelten.

Zu § 10:

Diese Bestimmung entspricht der M uster­
gem eindeordnung.

Die V erletzung, die eigenm ächtige oder 
widerrechtliche Eröffnung und die unbefugte 
V erfertigung amtlicher Siegel ist gerichtlich 
strafbar (vgl. §§ 315, 316 und 330 StG.). Die 
Nachahm nug solcher Siegel in Schadensab­
sicht ist Betrug (§ 199 lit. d StG.).

Zu § 11:

Ein G enehm igungsvorbehalt durch die Lan­
desregierung erscheint nicht erforderlich. H in­
gegen soll eine U ntersagungsm öglichkeit b e­
stehen für den Fall, daß eine Fahne (Flagge) 
einen gesetzw idrigen oder anstößigen Inhalt 
aufweist.

Zu § 12:

Für die Bezeichnung „M arktgem einde'' 
w ird „eine über das G em eindegebiet h inaus­
gehende besondere Bedeutung" verlangt, für 
die Bezeichnung „Stadt" eine „hervorragende 
Bedeutung für einen größeren, über das Ge­
m eindegebiet h inausgehenden Bereich". Durch 
eine Ü bergangsbestim m ung (§ 91 Abs. 4) w ird 
festgelegt, daß die derzeitigen Städte und 
M arktgem einden zur Fortführung dieser Be­
zeichnung berechtigt sind.

Zu § 13:

Die Ä nderung des Nam ens einer Gemeinde 
bedingt eine A bänderung der A nlage zu § 1 
und bedarf som it eines Landesgesetzes. 
Auch hier ha t die Landesregierung die G e­
meinde, sofern nicht ohnehin einem  von ihr 
selbst gestellten  A ntrag entsprochen wird, vor 
Einbringung einer R egierungsvorlage auf Er­
lassung eines solchen G esetzes zu hören.
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Zu § 14:
Durch diese Bestimmung w ird einem  seit 

längerer Zeit bestehenden Bedürfnis nach 
einem  behördlichen Einfluß auf die Bildung 
und Erhaltung geographischer und topogra­
phischer Bezeichnungen Rechnung getragen. 
Es ist allgem ein bekannt, daß in Druckwer­
ken und im schriftlichen V erkehr solche Be­
zeichnungen vielfach in einer Schreibweise 
verw endet w erden, die den Zusam m enhang 
mit der sprachlichen und wirtschaftlichen Ent­
wicklung unserer H eim at nicht m ehr erken ­
nen lassen. Dieser U belstand ist w eitgehend 
darauf zurückzuführen, daß die K atastralver- 
m essung um die M itte des vorigen Jah rh u n ­
derts, bei w elcher v iele d ieser Bezeichnungen 
zum ersten  M al auf der K atastralm appe und 
in w eiterer Folge auf Landkarten, im G rund­
buch usw. schriftlich festgehalten  wurden, 
durch landfrem de und vor allem  des heim i­
schen Dialekts unkundige O rgane durchge­
führt und in bezug auf die Festhaltung von 
Nam en fachlich nicht oder nur ungenügend 
überw acht wurden.

Es fehlt aber derzeit der Behörde die 
rechtliche G rundlage für ein Einschreiten, 
w enn von § 4 der GO. 1935 (N am ensände­
rung einer Gemeinde) oder von den Bestim­
m ungen der StVO. I9601 über die A ufstellung 
von O rtstafeln  abgesehen wird.

Die Bezeichnung und Schreibweise von 
Ö rtlichkeiten von ausschließlich oder überw ie­
gend örtlicher Bedeutung muß der Gemeinde 
Vorbehalten sein, da es sich dabei w ohl um 
eine in den eigenen W irkungsbereich fallende 
A ngelegenheit handelt.

Zu Abs. 4 w ird bem erkt, daß bereits im 
Gesetz über die V olkszählung, RGBl. Nr. 67/ 
1869, angeordnet war, daß jedes W ohnhaus 
mit einer von der Gem einde zugew iesenen 
Num m er und jede Ortschaft am Eingang und 
A usgang mit einer O rtstafel zu bezeichnen 
ist und daß der H auseigentüm er die H aus­
num m er auf seine Kosten selber anzubrin­
gen und im Säum nisfalle die Kosten der von 
der G em einde besorgten  N um erierung zu e r­
setzen hat. Diese Bestim m ungen sind durch 
das V olkszählungsgesetz, BGBl. Nr. 159/1950, 
ausdrücklich aufgehoben und durch keine 
neuen V orschriften ersetzt worden. A ber ge­
rade diese V orschriften erscheinen, w enig­
stens sow eit es sich um  die Bezeichnung von 
bew ohnten H äusern  handelt, für die öffent­
liche V erw altung nicht entbehrlich.

Zu bezeichnen sind nach Abs. 4 nur die 
bew ohnbaren Gebäude. Dies schließt nicht 
aus, daß auch nicht bew ohnbare G ebäude (z. B.

Fabriksgebäude) m it einer Num m er bezeich­
net w erden  können.

Zum II. Hauptstück:
Zu § 15:
Diese Bestimmung entspricht Art. 118 Abs.

1 B.-VG. Demnach zerfällt der W irkungsbe­
reich der Gem einde in zwei Teile, nämlich in 
den eigenen und den übertragenen . Der ü b er­
tragene W irkungsbereich w iederum  ist ein 
vom Land oder vom Bund übertragener.

Zu § 16:

Durch Abs. 1 w ird Art. 118 Abs. 2 B.-VG. 
ausgeführt. Die Bundes-V erfassungsgesetzno- 
velle 1962 hat einen neuen Begriff des eige­
nen W irkungsbereiches der Gem einde ge­
bracht. Der bisherige, durch die Ü bergangs­
novelle 1925 den Gem einden verfassungsge­
setzlich garan tierte  A ufgabenbereich w ar 
„versteinert", d. h. der Umfang des selbstän­
digen W irkungskreises w ar nach M aßgabe 
der Rechtslage vom 1. O ktober 1925 begrenzt. 
A n die Stelle dieses s tarren  Begriffes des 
selbständigen W irkungskreises tritt am 31. 
Dezember 1965 ein dynam ischer Begriff des 
e igenen W irkungsbereiches. Von Bedeutung 
ist ferner, daß der eigene W irkungsbereich 
der G em einde nicht m ehr auf Landesangele­
genheiten  beschränkt ist, sondern  sich auch 
auf A ngelegenheiten  erstrecken kann, die in 
G esetzgebung oder V ollziehung Bundessache 
sind, z. B. örtliche M arktpolizei und örtliche 
G esundheitspolizei (Art. 118 Abs. 3 Z. 6 und 
7 B.-VG). In H inkunft w ird also der Landes­
und der B undesgesetzgeber bei Erlassung je ­
des einzelnen G esetzes zu prüfen haben, in­
w iew eit die durch das Gesetz geregelten  A n­
gelegenheiten  im ausschließlichen oder üb er­
w iegenden In teresse der in der Gemeinde 
verkö rperten  örtlichen Gemeinschaft gelegen 
und geeignet sind, durch die Gemeinschaft in­
nerhalb  ih rer örtlichen Grenzen besorgt zu 
w erden. In dem Ausmaß, als dies der Fall 
ist, hat der G esetzgeber die V ollziehung im 
eigenen W irkungsbereich der Gem einde v o r­
zusehen. Festzuhalten  ist, daß die Beschrän­
kung des eigenen W irkungsbereiches auf die 
örtlichen Grenzen der G em einde nicht nur 
eine territo ria le , sondern auch eine leistungs­
m äßige A bgrenzung bedeutet.

Der eigene W irkungsbereich der G em ein­
de ist nicht auf die behördliche T ätigkeit be­
schränkt, ihm w ird auch die im § 2 Abs. 2 
um schriebene T ätigkeit der Gem einde als 
W irtschaftskörper zugezählt.
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Ob eine bestim m te Aufgabe im selbstän ­
digen W irkungsbereich w ahrzunehm en ist 
oder nicht, ist nach einem  gew issen Durch­
schnitt der Gem einden zu beurteilen. Es ist 
also nicht so, daß etw a verschieden je nach 
O rganisation, Art, Größe, Umfang usw. der 
Gem einden ein und dieselbe A ufgabe einm al 
eine solche des eigenen W irkungsbereiches 
der Gem einde sein könnte, w ährend die g lei­
che Aufgabe, w enn sie durch eine andere 
Gem einde w ahrgenom m en wird, dem über­
tragenen  W irkungsbereich zuzuzählen wäre. 
Es kommt somit nicht darauf an, wie die Sach­
lage konkret, sondern  wie sie abstrak t ge­
sta lte t ist.

Die im Art. 118 Abs, 3 B.-VG. enthaltene 
A ufzählung von A ngelegenheiten  des eigenen 
W irkungsbereiches gehört nicht in das Ge­
m eindegesetz, da es sich hiebei ausschließ­
lich um einen Befehl des B undesverfassungs­
gesetzgebers an den G esetzgeber, und zwar 
insbesonders auch an den Bundesgesetzgeber 
handelt, bei Erlassung der betreffenden m a­
terie llen  Gesetze die genannten A ngelegen­
heiten  dem eigenen W irkungsbereich der Ge­
m einde zu überlassen. A bgesehen davon, daß 
der G esetzgeber sich durch einfache Gesetze 
nicht selbst b inden  kann, kann dies schon gar 
nicht der Landesgesetzgeber gegenüber dem 
B undesgesetzgeber. Der V erfassungsgesetz­
geber hat h ier eine unw iderlegbare V erm u­
tung aufgestellt, daß diese A ngelegenheiten  
in den eigenen W irkungsbereich der G em ein­
de fallen und überall dort, wo Zweifel be­
stehen könnten, das W ort „örtliche" v o ran ­
gestellt (vgl. Rundschreiben des Bundesekanz- 
leram tes vom 29. A ugust 1962, ZI. 153.004-2a/ 
62). Gegen die Aufnahm e dieser Liste spricht 
auch, daß nur eine dem onstrative Aufzählung 
vorliegt, die bei w eitem  nicht vollständig  ist, 
ja  sogar nur einen geringen Bruchteil des 
eigenen W irkungsbereiches umschreibt. Sie 
w urde auch in den Entwurf des Bundes-Ge- 
m eindeaufsichtsgesetzes nicht übernom m en. 
Aus diesen G ründen kann dem W unsch des 
G em eindeverbandes, d iesen Katalog in das 
Gesetz aufzunehm en, nicht Rechnung getragen 
werden. Es ist jedoch beabsichtigt, diesen 
Katalog in einer kom m entierten A usgabe des 
G em eindegesetzes abzudrucken.

Der Abs. 2 entspricht Art. 118 Abs. 4 B.- 
VG. Dem eigenen W irkungsbereich ist also 
eigentümlich, daß die staatlichen Behörden 
gegenüber der Gem einde kein  W eisungsrecht 
besitzen und daß es keinen ordentlichen In­
stanzenzug an die staatlichen Behörden gibt. 
Die Einflußnahm e dieser Behörden ist b e ­
schränkt auf das Aufsichtsrecht. Die im § 79

vorgesehene V orstellung ist kein Rechtsmit­
tel, sondern ein Aufsichtsmittel.

Nach Abs. 3, durch den Art. 118 Abs. 7 B.- 
VG. ausgeführt wird, besteh t die M öglichkeit, 
daß Gemeinden, etw a aus G ründen p rak ti­
scher Bedürfnisse, den A ntrag stellen kön­
nen, daß einzelne A ngelegenheiten des eige­
nen W irkungsbereiches aus dem Bereich der 
Landesvollziehung durch V erordnung der Lan­
desregierung auf eine staatliche Behörde 
übertragen  w erden. Staatliche Behörden sind 
entw eder Landes- oder Bundesbehörden. Zu 
beachten ist hiebei, daß eine solche Verord- 
nug, sow eit die Besorgung der A ngelegenheit 
auf eine Bundesbehörde übertragen  w erden 
soll, der Zustimmung der B undesregierung 
bedarf. U m gekehrt bedarf eine V erordnung 
des Landeshauptm annes, durch die in A nge­
legenheiten  aus dem Bereich der B undesvoll­
ziehung eine Zuständigkeit auf eine Landes­
behörde übertragen  soll, der Zustimmung 
durch die Landesregierung.

W ird von der M öglichkeit des Abs. 3 Ge­
brauch gemacht, so hören  die A ngelegenhei­
ten nicht auf, solche des eigenen W irkungs­
bereiches zu sein. Dies geht schon daraus h e r­
vor, daß der Gemeinde nach wie vor das 
ortspolizeiliche V erordnungsrecht in einer 
solchen A ngelegenheit verbleibt. Ist aber eine 
A ngelegenheit auf eine staatliche Behörde 
übertragen  worden, so gelten für die Besor­
gung dieser A ngelegenheiten durch die s taa t­
liche Behörde die V erfahrens- und O rganisa­
tionsvorschriften für die betreffende s taa t­
liche Behörde, also auch der Instanzenzug bis 
zur Landesregierung. Dies muß aus dem Feh­
len einer gegenteiligen Sonderbestim m ung im 
Art. 118 B.-VG. geschlossen werden.

Da § 16 nahezu wörtlich mit den angege­
benen Bestimmungen des B.-VG. übere in ­
stimmt, darf hier allgem ein auf die sehr aus­
führlichen E rläuternden Bem erkungen zur Re­
gierungsvorlage über die Bundes-Verfassungs- 
gesetznovelle 1962 (639 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des N ational­
rates, IX. GP.) verw iesen  werden.

Zu § 17:

Diese Bestimmung beruht auf Art. 118 
Abs. 6 B.-VG. Aus Art. 18 Abs. 2 B.-VG. e r­
gibt sich, daß die G em einden in dessen Rah­
men sowohl im eigenen als auch im über­
tragenen  W irkungsbereich D urchführungsver­
ordnungen erlassen  können. D arüber hinaus 
w ird h ier den G em einden im eigenen W ir­
kungsbereich auf ortspolizeilichem  G ebiet ein 
selbständiges, jedoch nicht gesetzänderndes
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V erordnungsrecht eingeräum t. Der Begriff der 
O rtspolizei um faßt sowohl die Sicherheits­
polizei als auch die V erw altungspolizei (vgl. 
E rkenntnisse des V erfassungsgerichtshofes 
Slg. 1478, 2784). Für den Teilbereich der ö rt­
lichen Sicherheitspolizei w ird der Begriff der 
O rtspolizei im Art. 15 Abs. 2 B.-VG. defi­
niert.

Die Gem einden sind nun nicht etw a be­
rechtigt, schlechthin von dem ortspolizeilichen 
V erordnungsrecht Gebrauch zu machen und 
dam it G egenstände zu regeln, die b isher in 
den G esetzen nicht geregelt sind. Sie dürfen 
sich dieses Rechtes nur insofern bedienen und 
insofern supplierend eingreifen, als es die Be­
dürfnisse der örtlichen Gemeinschaft der e in­
zelnen in Betracht kom m enden Gem einde aus 
einem  konkreten  Anlaß erfordern.

Der V erfassungsausschuß des N ational­
rates hat in seinem  Bericht vom 10. Ju li 1962, 
(769 der Beilagen zu den stenographischen 
Protokollen des N ationalrates, IX. GP.), dem 
der N ationalrat am 12. Ju li d. J. beigetre ten  
ist treffend seiner M einung wie folgt A us­
druck verliehen:

„Der Ausschuß verkenn t nicht, daß den 
G em einden ein sogenanntes selbständiges V er­
ordnungsrecht eingeräum t w erden muß. Es 
braucht nicht betont zu w erden, daß im m o­
dernen S taat dem allgem einen staatlichen Ge­
setz jedenfalls der V orrang vor jeder ande­
ren Rechtsquelle gebührt. Ein unbeschränktes 
Satzungsrecht der Gem einden ist daher nicht 
vertre tbar; es ist auch von den Gem einden 
nie verlang t worden. Der Ausschuß glaubt, 
die in der R egierungsvorlage vorgeschlagene 
Abgrenzung des V erordnungsrechtes der Ge­
m einden hinnehm en zu können, w enn von 
folgendem, aus dem vorgeschlagenen G eset­
zesw ortlaut hervorgehenden  Zusam m enhang 
ausgegeangen wird:

Das h ier geregelte  V erordnungsrecht der 
Gem einden bildet einen in tegrierenden  Be­
standteil des eigenen W irkungsbereiches. Der 
eigene W irkungsbereich umfaßt alles, was im 
ausschließlichen oder überw iegenden In te r­
esse der in der Gem einde verkörperten  ö rt­
lichen Gemeinschaft gelegen und geeignet ist, 
durch die Gemeinschaft innerhalb ih rer ö rt­
lichen Grenzen besorg t zu werden.

W ar ein V erw altungsgebiet bisher etw a 
durch Bundes- oder Landesgesetze geregelt, 
sind diese Bundes- oder Landesgesetze aber 
aus dem einen oder dem anderen Grund auf­
gehoben oder z. B. durch Zeitablauf außer 
Kraft getreten, so w äre eine Gem einde nicht 
ohne w eiteres berechtigt, dieses V erw altungs­
gebiet nun durch ortspolizeiliche V erordnung

im Sinne des Art. 118 Abs. 6 zu regeln, um 
das örtliche Gem einschaftsleben störende Miß­
stände abzuw enden oder zu beseitigen. Denn 
das ortspolizeiliche V erordnungsrecht ist da­
zu bestimmt, durch das örtliche G em einschafts­
leben der betreffenden G em einde hervorge­
rufene M ißstände abzuw ehren oder zu besei­
tigen. Das trifft aber dann nicht zu, w enn e t­
w a der M ißstand nicht das örtliche G em ein­
schaftsleben  s p e z i f i s c h  betrifft, sondern 
eine  a l l g e m e i n e  Erscheinung ist, der ab­
zuhelfen b isher der Bundes- oder Landesge­
setzgeber sich berufen gesehen hat. In  solchen 
Fällen durch ortspolizeiliche V erordnungen 
eingreifen zu wollen, w ürde nicht m ehr den 
Grenzen entsprechen, die in dem vorgeschla­
genen Art. 118 Abs. 6 dem V erordnungsrecht 
gesetzt sind."

Diese Auffassung des V erfassungsausschus­
ses des N ationalrates w ird durch Abs. 2 zum 
Ausdruck gebracht. Z. B. w äre es danach nicht 
zulässig, Bestim m ungen des nicht m ehr in 
Geltung stehenden W ohnungsanforderungs­
gesetzes, BGBl. Nr. 204/1949, durch ortspoli­
zeiliche V erordnung neu zu erlassen.

Das Strafausm aß für ortspolizeiliche V er­
ordnungen en thält § 90 Abs. 3. Das Recht, 
S trafart und Strafsatz zu nom inieren, steht 
den Gem einden nicht zu. Die G em eindever­
ordnung darf sohin über die allgem eine Be­
stimmung, daß die N ichtbefolgung eine V er­
w altungsübertretung  darstellt, nicht h inaus­
gehen. Auf die die diesbezüglichen Erläute­
rungen zu § 90 darf verw iesen  w erden.

Zu § 18:

Verfassungsrechtlich ist auf Art. 119 Abs. 
1 B.-VG. zu verw eisen. Es w ird hier eine Be­
griffsbestim m ung des Inhaltes des ü bertrage­
nen W irkungsbereiches gegeben. Der ü b er­
tragene W irkungsbereich bedeu tet die V er­
pflichtung zur Besorgung von A ufgaben der 
Länder und des Bundes nach M aßgabe der 
Gesetze und der von Landes- und Bundesbe­
hörden erte ilten  W eisungen. Die Gemeinde 
ist verpflichtet, im staatlichen W irkungsbe­
reich m itzuwirken, über sie ha t keinen Rechts­
anspruch darauf. Die Ü bertragung der Auf­
gaben w ird  nicht von den Bedürfnissen und 
In teressen  der Gem einde her bestimmt, son­
dern  ausschließlich von den Bedürfnissen und 
In teressen  der Länder bzw. des Bundes.

Zu Abs. 2: Es entspricht dem allgem einen 
V erw altungsgrundsatz der D ezentralisation, 
daß die Gem einden bei V ollziehung von Lan­
desgesetzen im übertragenen  W irkungsbe­
reich m itw irken. Dazu kommt insbesondere, 
daß den Ländern seit 1929 die A ufstellung
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eigener W achkörper verboten  w urde und die 
B undesgendarm erie ihnen auch nur nach dem 
Belieben des Bundes zur V erfügung steht. In 
diesem Zusam m enhang darf auch auf Art. 22 
B.-VG. (wechselseitige H ilfeleistung der O r­
gane der G ebietskörperschaften) verw iesen 
w erden. Damit diese M itw irkungspflicht in 
ihrem  allgem einen Teil nicht in jedem  Lan­
desgesetz gesondert vorgesehen w erden muß, 
soll sie einm al generell festgelegt w erden. 
H iefür kommt am ehesten  das G em eindege­
setz in Betracht, w enn es sich auch bei dieser 
Bestimmung nicht um eine reine O rganisa­
tionsvorschrift handelt. Diese M itw irkungs­
pflicht soll jedoch nur sow eit bestehen, als es 
die K räfte der Gem einde erlauben.

Zum III. Hauptstück:
Zu § 19:
V erfassungsgesetzlich ist auf Art. 117 Abs 

2 B.-VG. zu verw eisen. Die näheren  Bestim­
m ungen über die W ahl der G em eindevertre­
tung sollen w ie b isher in einem  eigenen 
W ahlgesetz getroffen w erden (vgl. § 22).

Zu § 20:
W ie bereits im allgem einen Teil der Er­

läuterungen  erw ähnt w urde, handelt es sich 
bei der V olksabstim m ung um eine sehr be­
deutende N euerung. Der Abs. 1 macht die 
V olksabstim m ung von einer In itiative der 
G em eindebürger oder der G em eindevertre­
tung abhängig, w ährend die Abs. 3 und 4 Fälle 
vorsehen, in denen zw ingend eine V olks­
abstim m ung stattzufinden hat.

Aus dem Aufbau der staatlichen O rgani­
sation ergibt sich, daß eine V olksabstim m ung 
von der Gemeinde nur über A ngelegenhei­
ten des eigenen W irkungsbereiches v e ran sta l­
te t w erden kann. Um zu gew ährleisten , daß 
V olksabstim m ungen nur in sehr wichtigen 
Fragen durchgeführt w erden, soll nur über 
G egenstände abgestim m t w erden können, die 
in die Zuständigkeit der G em eindevertretung 
fallen. Aus der Bestimmung des Abs. 1, w o­
nach die V olksabstim m ung vom Bürgerm ei­
ste r eigens anzuordnen ist, erg ib t sich, daß 
der B ürgerm eister zunächst zu prüfen hat, ob 
die gesetzlichen V oraussetzungen für eine 
V olksabstim m ung gegeben sind. N ur w enn 
diese V oraussetzungen vorliegen, hat der Bür­
germ eister die V olksabstim m ung anzuordnen.

Aus G ründen der Rechtssicherheit kann es 
nicht Sache einer V olksabstim m ung sein, be­
reits entschiedene oder verfügte behördliche 
A ngelegenheiten  aufzuheben oder sonstige Be­
schlüsse von G em eindeorganen, aus denen

jem andem  bereits Rechte erwachsen sind, zu 
beseitigen. Diesem Umstand träg t der Abs. 2 
Rechnung.

Zu § 21:
W ährend durch eine Volksabstim m ung un ­

m ittelbar entschieden oder verfügt wird, hat 
die V olksbefragung nur beratenden C harak­
ter. Die tatsächliche Entscheidung in solchen 
A ngelegenheiten  obliegt der G em eindevertre­
tung. Im übrigen sollen die V oraussetzungen 
für die Durchführung einer V olksbefragung 
die gleichen sein wie bei der V olksabstim ­
mung.

Zu § 22:
Es w urde bereits an anderer Stelle darauf 

hingew iesen, daß das V erfahren für die W ah­
len in die G em eindevertretung und für die 
Durchführung einer V olksabstim m ung (Volks­
befragung) durch ein eigenes Gesetz geregelt 
w erden soll. H iebei ist beabsichtigt, in die 
heutige G em eindew ahlordnung, LGBl. Nr. 10/ 
1950, auch das V erfahren über die V olksab­
stim m ung (Volksbefragung) einzu'bauen. Es 
w äre aber auch denkbar, dies in dem noch 
ausständigen Gesetz über V olksabstim m ung 
und V olksbegehren nach der Landesverfas­
sung zu tun.

Zum IV. Hauptstück:

Zu § 23:
Nach Art. 117 Abs. 1 B.-VG. sind als O r­

gane der Gem einde jedenfalls vorzusehen:
a) der G em einderat, das ist ein von den 

W ahlberechtig ten  der Gemeinde zu w äh­
lender allgem einer V ertretungskörper;

b) der G em eindevorstand (Stadtrat), bei Städ­
ten  m it eigenem  Statut der S tadtsenat;

c) der Bürgerm eister.
Dazu w ird in der R egierungsvorlage zur 

B undesverfassungsgesetznovelle 1962 ausge­
führt:

„Die Bezeichnung der G em eindeorgane ist 
in den einzelnen Ländern nicht einheitlich. Es 
besteh t keine N otw endigkeit, die historisch 
gew ordenen Bezeichnungen durch den Bun­
desverfassungsgesetzgeber völlig einheitlich 
zu gestalten . A ufgabe des B undesverfassungs­
gesetzgebers ist es, dafür zu sorgen, daß ein 
M inimum von G em eindeorganen vorhanden 
ist. Ferner ha t der B undesverfassungsgesetz­
geber dafür Sorge zu tragen, daß diese Ge­
m eindeorgane nach dem okratischen G rundsät­
zen gebildet und eingerichtet sind."
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Daraus ergibt sich eindeutig, daß die Ge­
m eindeorgane auch andere als die im Art. 117 
B.-VG. gew ählten  Bezeichnungen führen kön­
nen. In V orarlberg  soll deshalb an der ein­
gelebten  Bezeichnung „G em eindevertretung" 
festgehalten  w erden. Die Bezeichnung „Ge­
m einderat" w ürde auch deshalb auf Schwie­
rigkeiten  stoßen, w eil d ieser Ausdruck wie 
b isher für die M itglieder des G em eindevor­
standes gebraucht w erden soll (vgl. § 48 
Abs. 2).

Für den b isherigen „Gem einderat" soll da­
gegen die in der V erfassung vorgesehene Be­
zeichnung „G em eindevorstand" verw endet 
w erden. Damit w ird auf die vor der GO. 1935 
in V orarlberg  in Geltung gestandene Bezeich­
nung zurückgegriffen.

Zu § 24:
Diese Bestimmung ist dem § 7 AVG. 1950 

nachgebildet und soll an die Stelle der §§ 37 
und 38 GO. 1935 treten. Durch den Ausschluß 
von der B eratung und Beschlußfassung eines 
V erhandlungsgegenstandes w ird nicht ausge­
schlossen, daß der befangene G em eindever­
tre te r in der betreffenden A ngelegenheit als 
A uskunftsperson gehört w erden kann.

W enn ein befangener G em eindevertreter 
an  der Beratung oder Beschlußfassung m itge­
w irk t hat, kann  der G em eindevertretungsbe­
schluß w egen  G esetzw idrigkeit durch die A uf­
sichtsbehörde aufgehoben w erden.

Als Beispiel zu Abs. 1 lit. c sei angeführt, 
daß ein sta tu tengem äßer V ertre te r eines O rts­
vereines als Parteibevollm ächtigter anzusehen 
ist und deshalb als G em eindevertreter die In­
teressen  des V ereins in der G em eindevertre­
tung w egen Befangenheit nicht vertre ten  
kann.

Zu Abs. 4 w ird bem erkt, daß im Falle der 
Beschlußunfähigkeit der G em eindevertretung 
so vorzugehen ist, als ob diese (für diesen 
Fall) aufgelöst w äre, d. h. die A ufsichtsbehör­
de ha t zur Erledigung des betreffenden V er­
handlungsgegenstandes einen A m tsverw alter 
einzusetzen. D enkbar w äre auch eine Rege­
lung m it Entscheidung durch die A ufsichtsbe­
hörde selbst. Eine solche Lösung hätte  aber 
den Nachteil, daß dann keine Beschwerdemög­
lichkeit m ehr an die A ufsichtsbehörde besteht.

W enn gegen die G em eindevertretung For­
derungen der G em einde aus Schäden geltend 
gemacht w erden  sollen, für die die G em einde­
vertre tung  der Gem einde haftet, muß die G e­
m eindevertretung  als befangen angesehen 
w erden. In einem  solchen Falle soll daher 
ebenfalls der A m tsverw alter für die G em ein­
de handeln.

Zu § 25:
Der Abs. 1 entspricht Art. 20 Abs. 2 B.-VG. 

Aus § 55 Abs. 7 erg ib t sich, daß die A m tsver­
schw iegenheit auch für den Bürgerm eister 
gilt.

Im Abs. 2 ist vorgesehen, daß von der V er­
pflichtung zur A m tsverschw iegenheit en tbun­
den w erden kann. In A ngelegenheiten  des 
übertragenen  W irkungsbereiches soll die Be­
zirksverw altungsbehörde von dieser V erpflich­
tung entbinden können. Dies bezieht sich so­
w ohl auf den B ürgerm eister als auch auf die 
M itglieder sonstiger G em eindeorgane.

Zu § 26:

Im Hinblick auf den Umfang der Tätigkeit, 
die das Amt des B ürgerm eisters mit sich 
bringt, soll der B ürgerm eister w ie b isher 
(§ 51 GO. 1935) Anspruch auf eine angem es­
sene Entschädigung haben. M itgliedern von 
sonstigen G em eindeorganen soll d ieser A n­
spruch nur dann zustehen, w enn die Gem ein­
de eine Entschädigung festgesetzt hat. Eine 
solche Entschädigung kann  auch in Stunden­
sätzen bestehen. Nach § 68 GO. 1935 ist für 
G em einderäte (Stadträte) nur in A usnahm e­
fällen eine Entlohnung vorgesehen.

Bei m indestens 15jähriger A m tsausübung 
soll dem B ürgerm eister im Hinblick darauf, 
daß er seine Kraft jah relang  in den Dienst 
der Gem einde gestellt hat, ein angem essener 
Ruhebezug und nach seinem  Tode seinen H in­
terbliebenen ein angem essener V ersorgungs­
bezug gew ährt w erden können. Ein Rechtsan­
spruch soll jedoch nicht bestehen, da es denk­
bar w äre, daß die Um stände des Abganges 
eine G ew ährung nicht rechtfertigen. Diese Re­
gelung schließt eine anderw eitige Z uerken­
nung von Ehrenpensionen (auf dem Boden 
des Privatrechtes) nicht aus.

Um die G em eindeautonom ie möglichst zu 
w ahren, soll davon abgesehen w erden, die 
Landesregierung zur Festlegung von Richt- 
bzw. Höchstsätzen für die Entschädigungen 
zu ermächtigen, obwohl es solche Regelungen 
in den m eisten anderen B undesländern gibt.

Die Festsetzung von Entschädigungen ge­
mäß Abs. 1 ist eine allgem eine Norm des öf­
fentlichen Rechts und daher eine V erordnung.

Zu § 27:
Nach § 47 GO. 1935 m üssen nur Beschlüsse 

der G em eindevertretung, die die Öffentlich­
keit berühren, kundgem acht w erden. N unm ehr 
sollen die Beschlüsse aller Gem eindeorgane, 
sofern es sich um R echtsverordnungen han ­
delt, kundgem acht w erden. A ndere Beschlüsse
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der G em eindevertretung sind nach § 42 Abs. 
7 kundzumachen.

Die Bestimmungen des Abs. 2 sind no t­
wendig, w eil sich V erordnungen manchmal 
ih rer A rt nach nicht für den Anschlag an der 
A m tstafel eignen. Dies w erden insbesondere 
V erordnungen mit größeren graphischen D ar­
stellungen sein, etw a ein Flächenw idm ungs­
plan oder ein V erbauungsplan.

Dem Begehren des G em eindevorstandes, 
V erordnungen gemäß § 26 Abs. 1 von der 
Kundmachung auszunehm en, kann aus verfas­
sungsrechtlichen G ründen nicht entsprochen 
w erden. Der V erfassungsgerichtshof hat w ie­
derholt darauf hingew iesen, daß eine gene­
relle Norm zu ihrer W irksam keit der Kund­
machung bedarf.

Zu § 28:
W ie bisher (§ 28 GO. 1935) sollen in Städ­

ten  die G em eindevertretung die Bezeichnung 
„S tadtvertretung" und die G em eindevertreter 
die Bezeichnung „S tadtvertreter" führen.

Zu § 29:
Auf W unsch des G em eindeverbandes w er­

den im Entwurf die geltenden M itgliederzah­
len der G em eindevertretungen belassen.

Zu § 30:
Die Funktionsdauer der G em eindevertre­

tung soll wie bisher fünf Jah re  betragen . Die 
Abs. 2 und 3 sind dem § 18 der M usterge­
m eindeordnung nachgebildet.

Zu § 31:
G egenüber der derzeitigen Rechtslage (§ 78 

Gem eindew ahlordnung) soll nach dem Ent­
w urf die konstitu ierende Sitzung der G em ein­
devertretung  nicht ausschließlich in der d rit­
ten, sondern spätestens in der v ierten  Woche 
nach dem W ahltage stattfinden können. Der 
frühest mögliche Term in ergibt sich aus den 
Bestimmungen der G em eindew ahlordnung. 
Damit können auch die A ngelobungen des 
B ürgerm eisters (V izebürgerm eisters) durch 
den Bezirkshauptm ann auf einen größeren 
Zeitraum  v erte ilt werden.

Zu § 32:
Die G em eindeordnung 1935 sieht ein Ge­

löbnis für die G em eindevertreter nicht vor. 
Im Hinblick darauf, daß dies bei Übernahm e 
öffentlicher Ä m ter üblich ist und auch in der 
M ustergem eindeordnung vorgesehen  ist, soll 
h ier eine gleichartige Regelung getroffen w er­
den.

Nach Abs. 4 sollen auch die Ersatzm änner, 
w enn sie erstm als an einer G em eindevertre­
tungssitzung teilnehm en, das Gelöbnis ab- 
legen.

Zu § 33:
Der § 33 entspricht mit geringfügigen A b­

änderungen  den §§17 Abs. 2 und 25 der M u­
stergem eindeordnung.

Zu § 34:
Neu ist gegenüber der derzeitigen Rechts­

lage, daß ein G em eindevertreter auf sein M an­
dat jederzeit verzichten kann. Gleichzeitig 
muß auch die im § 19 Abs. 3 G em eindew ahl­
ordnung nom inierte V erpflichtung zur A n­
nahm e der W ahl fallen, da sie dam it ihren 
Sinn verliert. M aßgebend für diese N eurege­
lung ist die Ü berlegung, daß es niem andem  
zugem utet w erden kann, die W ahl auf einer 
ihm nicht zusagenden Parteiliste anzunehm en. 
Berechtigung könnte einer solchen Bestim­
mung nur m ehr bei einer M ehrheitsw ahl (§§ 
65 ff. Gem eindew ahlordnung) zukommen. Ob 
eine solche unterschiedliche Behandlung aber 
nicht dem G leichheitsgrundsatz w iderspricht, 
erscheint nicht ausgeschlossen.

Im übrigen w ird auf die §§ 22 und 23 der 
M ustergem eindeordnung verw iesen.

Durch die Bestimmung im Abs. 3, wonach 
der G em eindevertreter den Verzicht selbst 
einbringen muß, w ird die V erw endung von 
B lankoverzichtserklärungen ausgeschlossen. 
Die vom  G em eindeverband gewünschte Rege­
lung, daß die V erzichtserklärung dem Bür­
germ eister persönlich zu überreichen ist, e r ­
scheint nicht gangbar, weil es Vorkommen 
kann, daß der G em eindevertreter körperlich 
daran verh indert ist (z. B. w enn er sich auf 
einer Reise oder im K rankenhaus befindet).

Zu § 35:
Diese Bestimmung tritt an die Stelle des 

derzeitigen § 34 Abs. 1, 3, 4 und 7 GO. 1935, 
der inhaltlich im w esentlichen übernom m en 
wird. Die Abs. 5 bis 8 sind dem § 23 AVG. 
1950 nachgebildet.

Der G em eindeverband hat das Recht der 
Aufsichtsbehörde, die Einberufung einer Ge­
m eindevertretungssitzung zu verlangen, ab­
gelehnt. Dies erscheint jedoch aus praktischen 
G ründen unbedingt erforderlich. Eine solche 
M öglichkeit w ar schon bisher und ist auch in 
der M ustergem eindeordnung vorgesehen.

Zu § 36:
Die Aufnahm e eines V erhandlungsgegen­

standes in die Tagesordnung soll hinkünftig
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schon von einem  V iertel der G em eindevertre­
te r verlang t w erden können. D erzeit ist es 
notw endig, daß dies von einem  D rittel der 
G em eindevertreter bean trag t w ird (§ 34 Abs. 
4 GO. 1935).

Die im Abs. 3 geforderte Zustimmung des 
Bürgerm eisters bezieht sich auch auf einen 
nicht der G em eindevertretung angehörenden 
Bürgerm eister.

Durch Abs. 4 w ird klargestellt, daß unter 
den Punkten „Bericht", „Allfälliges" keine 
Beschlüsse gefaßt w erden dürfen.

N eu ist ferner, daß die Tagesordnung an 
der A m tstafel kundzum achen ist. Dies hängt 
mit der Öffentlichkeit der Sitzungen zusam ­
men und soll in te ressie rten  Personen K ennt­
nis geben, w as in der Sitzung behandelt wird. 
Bem erkt sei, daß auch die Tagesordnung öf­
fentlicher Landtagssitzungen jew eils veröf­
fentlicht wird.

Zu § 37:
Der Abs. 1 entspricht § 34 Abs. 6 der Ge­

m eindeordnung 1935 und ist notw endig, um 
dem B ürgerm eister G elegenheit zu geben, 
nach Abs. 2 einen Ersatzm ann zur Sitzung 
einzuberufen. A llerdings kann  es Vorkommen, 
daß eine V erständigung nicht m ehr rechtzei­
tig möglich ist. In einem  solchen Falle w ird 
eben die G em eindevertretung nicht vollzählig 
anw esend sein, was jedoch der Beschlußfähig­
keit keinen Abbruch tu t ( vgl. § 38 Abs. 1). 
Ohne Einberufung durch den B ürgerm eister 
darf ein Ersatzm ann nicht an der Sitzung teil­
nehmen.

Die Abs. 2 und 3 entsprechen dem § 75 
Abs. 4 der G em eindew ahlordnung.

Zu § 38:
Diese Bestimmung ersetzt den § 35 der 

GO. 1935. Nach Abs. 2 soll jedoch bei der 
neuerlichen Sitzung die A nw esenheit von w e­
nigstens einem  D rittel der G em eindevertreter 
notw endig sein. Bisher w ar eine solche Sit­
zung ohne Rücksicht auf die Zahl der A nw e­
senden beschlußfähig, w as aber nach den 
G rundsätzen der D em okratie wohl abgelehnt 
w erden muß.

Zu § 39:
Zu Abs. 1 w ird auf Art. 117 Abs. 3 B.-VG. 

verw iesen.
Die Bestimmung des dritten  Satzes des 

Abs. 3 ist durch § 3 Abs. 2 des A m tshaftungs­
gesetzes, BGBl. Nr. 20/1948, bedingt. Danach 
haften für die von einem  K ollegialorgan be­
schlossenen Entscheidungen und V erfügungen

nur die Stimmführer, die für sie gestim m t ha­
ben. D ieser Vorschrift könnte bei geheim er 
Abstim m ung nicht Rechnung getragen  werden, 
da auf diese W eise nicht bekannt w ürde, wie 
die einzelnen G em eindevertreter abgestim m t 
haben. Da aber das A m tshaftungsgesetz nur 
in behördlichen A ngelegenheiten  A nw endung 
findet, soll dies auch h ier so bestim m t w er­
den. Damit im Zusam m enhang steh t § 42 Abs. 
1 lit. f zw eiter Satz, wonach das A bstim m ungs­
ergebnis bei Entscheidungen und V erfügun­
gen in behördlichen A ngelegenheiten  in der 
V erhandlungsschrift nam entlich anzuführen 
ist.

Zu § 40:
Diese Bestimmung ist derzeit im § 45 Abs. 

1 GO. 1935 enthalten. Sie b ildet eine A na­
logie zu Art. 5 der Landesverfassung und zu 
Art. 8 der Bundesverfassung.

Zu § 41:
V erfassungsgesetzlich ist auf Art. 117 Abs. 

4 B.-VG. zu verw eisen.
Die Ö ffentlichkeit soll bei V erhandlungs­

gegenständen, die un ter die A m tsverschw ie­
genheit fallen (vgl. § 25) und w eiters dann 
ausgeschlossen w erden, w enn eine freie Be­
ratung oder Beschlußfassung in öffentlicher 
Sitzung nicht gew ährleiste t erscheint und 
w enn Personalangelegenheiten  behandelt w er­
den. U nter Personalangelegenheiten  sind 
dienstliche A ngelegenheiten  der gew ählten 
G em eindefunktionäre und der D ienstnehm er 
der Gem einde zu verstehen  und nicht etw a 
auch andere, hauptsächlich bestim m te Perso­
nen berührende A ngelegenheiten.

W enn ein V erhandlungsgegenstand in 
nichtöffentlicher Sitzung behandelt wird, ist 
damit, sofern die A ngelegenheit nicht unter 
die A m tsverschw iegenheit fällt, noch nicht ge­
sagt, daß die Sache im w eiteren  als v e rtrau ­
lich zu gelten hat. Es soll daher im Abs. 6 
vorgesehen w erden, daß die Beratung bei 
nichtöffentlichen Sitzungen immer vertraulich 
ist und daß außerdem  die V ertraulichkeit der 
Beschlußfassung einer solchen Sache aus­
drücklich beschlossen w erden muß, w enn die 
G em eindevertreter gegenüber d ritten  Perso­
nen auch zum Stillschweigen über das Ergeb­
nis der Beratung verpflichtet sein sollen. N e­
ben der O rdnungsstrafe (§ 84 Abs. 1) und der 
V erw altungsstrafe (§ 90 Abs. 1 lit. f) soll in 
A nlehnung an die M ustergem eindeordnung 
bei V erletzung der V ertraulichheit auch der 
Ausschluß von der Teilnahm e an w eiteren  
Sitzungen möglich sein. Ein solcher Ausschluß 
ist als V erhinderung im Sinne des § 37 Abs. 1
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anzusehen, so daß w ährend des Ausschlusses 
ein  Ersatzm ann einzuberufen ist.

Zu § 42:
Diese Bestimmung tritt an die Stelle des 

b isherigen § 46 GO. 1935. Zu beachten ist, 
daß unter A nw esenheit bzw. A bw esenheit 
auch eine solche bei der Beschlußfassung über 
die einzelnen Tagesordnungspunkte gem eint 
ist. N eu ist insbesondere, daß nach Abs. 1 lit. f 
das A bstim m ungsergebnis bei Entscheidungen 
und V erfügungen in behördlichen A ngelegen­
heiten  namentlich, d. h. durch A ngabe der in 
der Abstim m ung un terlegenen  M itglieder, 
anzuführen ist. Auf die diesbezüglichen Erläu­
terungen zu § 39 darf verw iesen  w erden.

Zu § 43:
H ier w erden im wesentlichen, mit form a­

len A bänderungen die Bestim m ungen der §§ 
40 bis 42 der GO. 1935 übernom m en. Der 
Ausdruck „Sitzungspolizei" stam m t aus der 
M ustergem eindeordnung. Gegen M aßnahm en 
der Sitzungspolizei steh t dem  betroffenen 
G em eindevertreter keine Beschwerdemöglich­
keit zu. Lediglich im Falle des Abs. 4 
können in der folgenden Sitzung ein 
anderer oder m ehrere andere G em einde­
v e rtre te r einen A ntrag  auf A ufhebung der 
V erfügung des V orsitzenden stellen. Ein A us­
schluß gemäß Abs. 4 ist — gleich w ie bei 
§ 41 Abs. 7 — als V erhinderung zu behan­
deln, w eshalb ein Ersatzm ann einzuberufen 
ist.

Zu Abs. 5: Aus dem d ritten  Satz des Abs. 1 
ergib t sich, daß der V orsitzende bei S törun­
gen der Sitzung sich auch mit einer U nter­
brechung begnügen kann.

Zu § 44:
H ier w ird im w esentlichen der § 43 der 

GO. 1935 übernom m en. D arüberhinaus soll 
die G em eindevertretung noch eine eigene 
G eschäftsordnung erlassen können.

Zu § 45:
Es w urde bereits im allgem einen Teil der 

E rläuterungen darauf hingew iesen, daß hin- 
künftig  der G em eindevorstand in allen A n­
gelegenheiten  zuständig sein soll, die nicht 
in die Kompetenz anderer G em eindeorgane 
fallen. Daraus ergibt sich, daß die K om peten­
zen der anderen G em eindeorgane im Gesetz 
erschöpfend bestim m t w erden müssen. Die 
derzeitige Regelung des § 29 GO. 1935 ist in­
sow eit unklar, als Abs. 1 auf eine G eneral­
k lausel schließen läßt, w ährend Abs. 2 gleich­
zeitig eine taxative A ufzählung enthält. An­
dererseits ist die Z uständigkeit des B ürger­

m eisters ebenfalls in eine G eneralklausel ge­
faßt, da § 52 Abs. 4 bestimmt, daß der Bür­
germ eister in allen A ngelegenheiten  verfügt 
und entscheidet, die nicht zum W irkungskreis 
der G em eindevertretung gehören.

Bei der N eubearbeitung des Zuständig- 
keitskataloges erschien eine D reiteilung an­
gebracht, nämlich in behördliche A ngelegen­
heiten, in andere A ngelegenheiten und in A n­
gelegenheiten, die der G em eindevertretung 
nach sonstigen Bestimmungen dieses Gesetzes 
oder nach Bestimmungen anderer Gesetze 
ausdrücklich zugew iesen sind.

O berbehördliche Befugnisse, die gemäß 
Abs. 1 lit. a Z. 15 in Betracht kommen, sieht 
das AVG. 1950 in den §§ 5, 68 und 73 vor. 
Zu Abs. 1 lit. a Z. 16 sei bem erkt, daß es 
sich bei der Am tshaftung, ungeachtet dessen, 
daß die Entscheidung den ordentlichen G e­
richten obliegt, ausschließlich um eine behörd­
liche A ngelegenheit handelt, so daß auch die 
Zuständigkeit der G em eindevertretung zur 
Geltendm achung von Forderungen aus solchen 
Schäden gegen den B ürgerm eister bzw. M it­
glieder des G em eindevorstandes un ter lit. a 
angeführt w erden muß. Dem entsprechend ist 
auch unter lit. b Z. 15 eine analoge Z ustän­
digkeit für die Geltendm achung p rivatrech t­
licher Forderungen vorgesehen. Durch Abs. 1 
lit. a Z. 17 w erden selbstverständlich landes- 
und bundesgesetzliche Beschränkungen nicht 
berührt (vgl. § 16 Abs. 2 F.-VG. 1948).

Zu Abs. 1 lit. c: A ndere Zuständigkeiten 
für die G em eindevertretung sieht d ieser Ge­
setzentw urf vor allem in den §§ 69 bis 72 
vor.

Im Abs. 2 ist vorgesehen, daß die Gem ein­
devertretung  das ihr zustehende Beschlußrecht 
in nichtbehördlichen A ngelegenheiten un ter 
gew issen V oraussetzungen an den G em einde­
vorstand  ab treten  kann. H ievon ausgenom ­
men muß naturgem äß die Geltendmachung 
von Forderungen nach Abs. 1 lit. b Z. 15 sein.

Selbstverständlich bleibt es dem G em einde­
vorstand  oder dem Bürgerm eister unbenom ­
men, in seine Zuständigkeit fallende A ufga­
ben der G em eindevertretung zur Begutach­
tung vorzulegen. Dies gilt in bezug auf den 
B ürgerm eister auch für Aufgaben, die ihm auf 
Grund des vom Land oder vom Bund über­
tragenen  W irkungsbereiches zufallen. Die Ent­
scheidung oder V erfügung und die rechtliche 
V erantw ortung kann  dem G em eindevorstand 
oder dem B ürgerm eister durch eine Begutach­
tung der G em eindevertretung allerdings nicht 
abgenom m en w erden. Die G em eindevertretung 
besitzt auch keinen Anspruch darauf und kann 
also den G em eindevorstand oder den Bürger-
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m eister nicht verpflichten, in bestim m ten A n­
gelegenheiten  ihren  Rat einzuholen. Dies ist 
aus G ründen der Stellung der einzelnen O r­
gane und k la re r A bgrenzung der V eran tw ort­
lichkeiten unbedingt erforderlich.

Zu § 46:
Die Ausschüsse der G em eindevertretung 

sind keine eigenen O rgane der Gem einde im 
Sinne des § 23 Abs. 1, da ihnen keine Ent­
scheidungsgew alt, sondern  lediglich begu t­
achtende und an tragstellende T ätigkeit zu­
kommt. A ndernfalls w ürden sie in K onkur­
renz zum verfassungsm äßig vorgesehenen Ge­
m eindevorstand treten. Im Hinblick darauf ist 
es auch möglich, daß nach Abs. 2 E rsatzm än­
ner der G em eindevertretung in die Ausschüs­
se en tsandt w erden. Als O bm ann oder O b­
m ann-S tellvertreter sollen jedoch Ersatzm än­
ner nicht gew ählt w erden können, weil dem 
Obm ann (O bm ann-Stellvertreter) ja  die Be­
richterstattung in der G em eindevertretung 
obliegen wird, die E rsatzm änner aber nur im 
Falle der V erhinderung eines G em eindever­
tre ters  an der G em eindevertretungssitzung 
teilnehm en dürfen.

Derzeit können gemäß § 33 Abs. 3 GO. 
1935 einem  Ausschuß, w enn es sich um einen 
V erw altungsausschuß eines erw erbsw irtschaft­
lichen U nternehm ens der Gemeinde handelt, 
ausnahm sw eise auch Beschlußrechte einge­
räum t w erden, die sonst der G em eindevertre­
tung zustehen. Dies kann in Zukunft nicht 
m ehr der Fall sein, da nunm ehr zum U nter­
schied von 1935 der G em eindevorstand ein 
entscheidendes O rgan ist, dem nicht „N eben­
regierungen" gegenüber gestellt w erden sol­
len. Zudem  können den G em eindevertretungs­
ausschüssen je tz t auch Ersatzm änner angehö­
ren, w as an sich eine V erneinung der Ent­
scheidungsfunktion bedeutet.

A ndererseits steh t es dem G em eindevor­
stand und dem Bürgerm eister frei, die A us­
schüsse zur Beratung heranzuziehen, sofern 
diese dazu bereit sind.

In den A usschüssen soll nach Abs. 6 so­
wohl die Beratung als auch die Beschlußfas­
sung vertraulich sein. Dies erscheint no tw en­
dig, dam it die G em eindevertretung diesbe­
züglich nicht durch einen Ausschuß präjudi- 
ziert w erden kann.

Eine eigene Bestimmung, daß den A us­
schüssen Sachverständige oder Beamte mit 
bera tender Stimme beigezogen w erden k ö n ­
nen, ist nicht erforderlich, w eil dieses Recht 
sowohl den A usschüssen als auch den eigent­
lichen G em eindeorganen zusteht, ohne daß es 
einer diesbezüglichen N orm ierung bedarf.

Zu § 47:

W ie bisher soll auch im neuen G em einde­
gesetz ein Prüfungsausschuß vorgesehen w er­
den (§§ 100 und 101 GO. 1935). A llerdings 
sollen die de taillierten  V orschriften des §101 
nicht m ehr übernom m en w erden, da dadurch 
der Prüfungsausschuß überfordert erscheint. 
Die Erfüllung der dort vorgeschriebenen V er­
pflichtungen geht w eit über die einem  ehren­
amtlichen Ausschuß zuzum utende Tätigkeit 
hinaus. (Es ist vorgekom m en, daß eine Ge­
m einde dem Amt der Landesregierung m itge­
te ilt hat, daß sich der Überprüfungsausschuß 
außerstande e rk lärt habe, den Rechnungsab­
schluß der Gem einde un ter E inhaltung der 
strengen V orschriften des § 101 GO. 1935 zu 
überprüfen.)

Aus dem W ortlau t des Abs. 1 „zur Ü ber­
prüfung der g e s a m t e n  Gebarung" ergibt 
sich, daß sich die Ü berprüfung auch auf die 
öffentlichen Einrichtungen und w irtschaftlichen 
U nternehm ungen der G em einde erstrecken 
muß. Die Gem einde ist jedoch nicht gehin­
dert, neben dem Prüfungsausschuß auch son­
stige Prüfungsorgane, z. B. Treuhandbüros 
einzuschalten.

Zu § 49:

Diese Bestimmung entspricht dem derzei­
tigen § 78 Abs. 2 der G em eindew ahlordnung.

Zu § 50:

Gemäß A rt 117 Abs. 5 B.-VG. haben im 
G em einderat vertre ten e  W ahlparteien  nach 
M aßgabe ihrer Stärke A nspruch auf V ertre ­
tung im G em eindevorstand. Dies bedeutet, 
daß der G em eindevorstand dem Proporz un ­
terlieg t und daß daher im G egensatz zur der­
zeitigen Rechtslage (§ 83 Abs. 2 G em einde­
w ahlordnung) die G em eindevorstandssitze 
„unter Einrechnung des B ürgerm eisters", so­
fern als solcher ein  M itglied des G em einde­
vorstandes gew ählt wird, auf die Parteien  auf­
zuteilen  sind. Es handelt sich som it gar nicht 
um eine W ahl im eigentlichen Sinne.

Aus den vorstehenden  G ründen ist v o rg e ­
sehen, daß die Bestellung des G em eindevor­
standes — im G egensatz zu b isher — vor der 
B ürgerm eisterw ahl stattzufinden hat. Der Bür­
germ eister kann  sodann, muß aber nicht, aus 
der M itte des G em eindevorstandes gew ählt 
w erden. Im le tz teren  Falle ist er auch nicht 
M itglied des G em eindevorstandes. Der Abs. 1 
ste llt ferner klar, daß die M itglieder des Ge­
m eindevorstandes einzeln zu beste llen  sind 
(vgl. § 80 Abs. 3 G em eindew ahlordnung).
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Nach Art. 117 Abs. 5 B.-VG. haben die 
W ahlparte ien  un ter allen U m ständen Anspruch 
auf V ertretung  im G em eindevorstand nach 
M aßgabe ihrer Stärke. A llerdings kann  eine 
W ahlpartei auf diesen Anspruch verzichten. 
Diesem Um stand w ird durch den vorletzten  
und letzten  Satz des Abs. 2 Rechnung g e tra ­
gen.

Zu § 51:
Die Bestimmungen über die Anfechtung der 

W ahl des G em eindevorstandes stim m en in­
haltlich mit dem derzeitigen § 86 der G em ein­
dew ahlordnung überein.

Zu § 52:
Diese Bestimmung entspricht im w esen t­

lichen dem § 87 der G em eindew ahlordnung. 
N eu ist jedoch die M öglichkeit des A m ts­
verzichtes. Die W irksam keit eines solchen 
Verzichtes soll jedoch erst ein treten , w enn der 
Bürgerm eister die A m tsenthebung vorgenom ­
men hat. Eine dem § 67 Abs. 2 GO. 1935 ana­
loge Bestimmung scheint dam it entbehrlich, 
da die V erantw ortung  als G em eindevorstands­
m itglied bis zur A m tsenthebung ohnehin 
bestehen  bleibt.

Zu § 53:
Der § 51 entspricht im w esentlichen dem 

derzeitigen § 66 GO. 1935. Neu ist die Be­
stimmung, wonach die Beratung (nicht die Be­
schlußfassung) im G em eindevorstand jed en ­
falls vertraulich ist. Für die V ertraulichkeit 
der Beschlußfassung gelten die Bestimmungen 
über die A m tsverschw iegenheit (§ 25).

Der Abs. 5 des § 66 der GO. 1935 wurde 
nicht übernom m en, weil es selbstverständlich 
ist, daß der G em eindevorstand seinen Sitzun­
gen G em eindeangestellte wie auch Sachver­
ständige oder A uskunftspersonen mit b era ­
tender Stimme beziehen kann.

Zu § 54:
Es w urde bereits im allgem einen Teil der 

E rläuternden B em erkungen ausgeführt, daß 
die G eneralzuständigkeit in der V erw altung, 
sow eit es sich um den eigenen W irkungsbe­
reich handelt, hinkünftig dem G em eindevor­
stand zukom m en soll. Diese G eneralklausel 
soll sich nicht nur auf das Gem eindegesetz, 
sondern auch auf die übrigen G esetze bezie­
hen, d.h. daß der G em eindevorstand zustän­
dig ist, w enn in einem  Gesetz nicht bestim m t 
wird, welches O rgan der G em einde zuständig 
ist. Der G em eindevorstand soll jedoch aus 
praktischen G ründen die M öglichkeit haben,

ihm zustehende Aufgaben an den Bürgerm ei­
ster zu delegieren.

Zu Abs. 3: Der künftigen Stellung des Ge­
m eindevorstandes entsprechend soll das Recht 
zur V erfügung in dringenden Fällen nicht 
m ehr allein  dem Bürgerm eister (§ 53 GO. 1935), 
sondern in A ngelegenheiten, die in die Zu­
ständigkeit der G em eindevertretung fallen, 
dem G em eindevorstand zustehen. H ingegen 
soll in A ngelegenheiten, in denen der Ge­
m eindevorstand zuständig ist (Generalklausel), 
die V erfügung in dringenden Fällen beim Bür­
germ eister liegen (vgl. § 60 Abs. 3). Von der 
praktischen Seite her sei bem erkt, daß es bei 
den in die Zuständigkeit der G em eindevertre­
tung fallenden w ichtigen A ngelegenheiten so 
eilige Fälle, daß zu ihrer Entscheidung nicht 
noch der G em eindevorstand zusam m engeru­
fen w erden kann, wohl nicht geben kann.

Die Bestimmung des Abs. 3 dient dazu, der 
G em eindevertretung die M öglichkeit zu ge­
ben, über die getroffene V erfügung zu beraten  
und diese allenfalls abzuändern oder aufzuhe­
ben, falls überhaupt ein W iderruf möglich ist.

Durch Abs. 5 w ird Art. 118 Abs. 5 B.-VG. 
ausgeführt. Gem eint sind hiebei sowohl die 
A ufgaben gemäß § 54 als auch gemäß § 60 
Abs. 5.

Zu § 55:
Im Abs. 1 w ird entgegen der derzeitigen 

Rechtslage bestimmt, daß der Bürgerm eister 
nach der W ahl des G em eindevorstandes zu 
w ählen ist. Aus Abs. 2 ergibt sich, daß der 
B ürgerm eister w eder M itglied des Gemeide- 
vorstandes noch G em eindevertreter sein, son­
dern nur in die G em eindevertretung w ählbar 
sein muß. Damit w ird zum Teil auch die Ein­
richtung des V olksw ahlbürgerm eisters ersetzt, 
gegen die, w ie noch auszuführen sein wird, 
verfassungsrechtliche Bedenken bestehen.

Durch die Abs. 3 bis 6 w erden im w esen t­
lichen die Bestim m ungen des § 82 G em einde­
w ahlordnung übernom m en. Bevor bei Stim­
m engleichheit schon die Losentscheidung Platz 
greift, soll noch ein sachliches M oment berück­
sichtigt w erden, nämlich die Zahl der bei den 
G em eindevertretungsw ahlen erreichten W ahl­
punkte (bzw. Stimmen bei M ehrheitsw ahl). 
Erst w enn auch diese Zahl gleich ist oder w enn 
es — zufolge allfälliger Ä nderung der Ge­
m eindew ahlordnung — keine W ahlpunkte 
(Stimmen) gibt, oder w enn der zu W ählende 
gar nicht G em eindevertreter ist, soll das Los 
entscheiden. Auf eine Regelung, wie die Los­
entscheidung durchzuführen ist, kann wohl 
verzichtet w erden. Jede Losmethode, die eine 
objektive Zufallsentscheidung garan tiert, ist 
zulässig.
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Durch die Abs. 7 und 8 w ird  norm iert, daß 
einem  Bürgerm eister, der nicht M itglied des 
G em eindevorstandes bzw. nicht G em eindever­
tre te r ist, außer dem Stimmrecht alle Rechte 
und Pflichten d ieser Funktionäre zustehen.

Zu § 56:
Der Abs. 1 unterscheidet sich von der d er­

zeitigen Rechtslage dadurch, daß die G em ein­
devertretung  ausdrücklich den S te llvertre ter 
des B ürgerm eister w ählt, daß also nicht der 
von der G em eindevertretung  an  erster Stelle 
nach dem Proporz bestellte  G em einderat au to ­
matisch S te llvertre ter des B ürgerm eisters ist.

Der S tellvertre ter des Bürgerm eisters soll 
nunm ehr in allen  G em einden und nicht nur in 
Städten und M arktgem einden (vgl. § 78 Abs. 3 
G em eindew ahlordnung) die Bezeichnung „Vi­
zebürgerm eister" führen.

Zu § 57:
Die Funktionsdauer des Bürgerm eisters 

und V izebürgerm eisters soll mit der Funktions­
dauer der G em eindevertretung zusam m en­
fallen. Damit jedoch keine U nterbrechung in 
der Leitung der Geschäfte eintritt, m üssen 
B ürgerm eister und V izebürgerm eister bis 
zur A ngelobung des neuen Bürgerm eisters im 
Amt bleiben.

Zu § 58:
Gemäß § 8 Abs. 5 lit. b ÜG. 1920 haben die 

B ürgerm eister und B ürgerm eister-S tellvertre­
ter dem B ezirkshauptm ann vor A ntritt des 
Amtes das Gelöbnis auf die V erfassung zu 
leisten. Die vorgeschlagene Gelöbnisfomel 
w urde vereinfacht (vgl. § 50 GO. 1935) und be­
achtet die unterschiedliche Rechtslage beim 
übertragenen  W irkungsbereich.

Das im § 65 GO. 1935 vorgesehene Gelöb­
nis der G em einderäte (Stadträte) vor dem Be­
zirkshauptm ann kann  im Hinblick auf das 
durch § 32 neu eingeführte Gelöbnis der Ge­
m eindevertreter wohl fallen gelassen w erden.

Zu § 59:
Diese Bestimmung trifft für den Fall V or­

sorge, daß gleichzeitig sowohl der Bürgerm ei­
ster als auch der V izebürgerm eister an der 
A usübung ihres Am tes verh indert sind oder 
das Amt beider gleichzeitig erlischt.

Zu § 60:
Aus der G eneralvollm acht des § 54 Abs. 1 

folgt, daß die A ufgaben des B ürgerm eisters 
im eigenen W irkungsbereich der Gem einde 
taxa tiv  bestim m t w erden müssen.

Zur V ertretung  der Gem einde nach außen 
gemäß Abs. 1 lit. a gehören auch die A ufgaben

der R epräsentation. Nach lit. d obliegt die 
Durchführung der von den K ollegialorganen 
der Gem einde (G em eindevertretung und Ge­
m eindevorstand) gefaßten Beschlüsse dem Bür­
germ eister. Die A rt der V ollziehung ist je 
nach der A rt des Beschlusses verschieden. 
Eine V erordnung etw a ist nach § 27 kundzu­
machen, w ährend ein Bescheid auszufertigen 
und zuzustellen ist, w obei die U nterfertigung 
aber nicht „für den G em eindevorstand" oder 
„für die G em eindevertretung" vorgenom m en 
w erden muß, weil die Durchführung unm ittel­
bar dem B ürgerm eister zusteht. H andelt es 
sich beim  Beschluß des K ollegialorgans um 
eine privatrechtliche W illensäußerung, so w ird 
der B ürgerm eister alles zu veran lassen  haben, 
um den Beschluß in die Tat um zusetzen (Ver­
handlungen  m it G rundbesitzern oder Ge­
schäftsleuten, A nkauf eines G erätes usw.). 
H ervorzuheben ist, daß lit. d nicht besagt, daß 
der B ürgerm eister den Bescheid oder sonstige 
Schreiben der Gem einde selbst un terfertigen 
muß. Ob der Bürgerm eister oder ein  anderes 
G em eindevorstandsm itglied, der G em einde­
sek re tä r oder ein sonstiger G em eindeange­
ste llte r unterschreibt, ha t bei Fehlen einer all­
gem einen Regelung der Bürgerm eister im Ein­
zelfall zu bestimmen.

Als M aßnahm en der laufenden V erw al­
tung nach lit. e sind jene V erfügungen anzu­
sehen, die sich im gew öhnlichen V erlauf der 
Dinge als notw endig oder zweckmäßig erw ei­
sen, dem Interesse der G em einde dienen und 
keinen  besonderen K ostenaufw and erfordern.

Abs. 3 sichert dem Bürgerm eister die V er­
fügung in dringenden Fällen, sow eit es sich 
um in die Zuständigkeit des G em eindevor­
standes fallende A ngelegenheiten  handelt. 
Auf die B em erkungen zu § 54 Abs. 3 und 4 
w ird verw iesen.

Nach Abs. 5 w ird es auch w eiterh in  möglich 
sein, daß der B ürgerm eister sogenannte ge- 
schäfts- oder referatsführende Gemeinde- bzw. 
S tadträte bestellt, die an seine W eisungen 
gebunden sind. V erantw ortlich m üssen sie je ­
doch, w ie Art. 118 Abs. 5 B.-VG. vorschreibt, 
der G em eindevertretung sein.

Zu § 61:

Die Bestim m ungen des Abs. 1 ergeben sich 
zw ingend aus Art. 119 Abs. 2, die Bestim m un­
gen des Abs. 2 aus Art. 119 Abs. 3 B.-VG. In 
der le tz teren  Vorschrift heißt es, daß der Bür­
germ eister A ngelegenheiten  des übertragenen  
W irkungsbereiches anderen  nach Art. 117 Abs. 
1 geschaffenen O rganen oder bei K ollegialor­
ganen deren M itgliedern übertragen  kann.
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Zu Abs. 2 ist verfassungsgesetzlich auf 
Art. 119 Abs. 3 le tz ter Satz und 119 Abs. 4 B.- 
VG. zu verw eisen. Als schw erste Sanktion ist 
dort der A m tsverlust norm iert. Es erscheint 
unbedenklich, daneben als m ilderes M ittel 
noch die O rdnungsstrafe zu statuieren.

Zu § 62:
Diese Bestimmung ersetzt den  derzeitigen 

§ 56 GO. 1935. W enn der Bürgerm eister die 
A ufsichtsbehörde gemäß Abs. 1 von einem  b e­
denklichen Beschluß eines K ollegialorgans in 
K enntnis gesetzt hat, hat die Aufsichtsbehörde 
nach § 82 vorzugehen und den Beschluß ge­
gebenenfalls aufzuheben. D essenungeachtet 
ist der Beschluß, falls das K ollegialorgan auf 
ihm beharrt, vom Bürgerm eister zu vollzie­
hen. Eine Bestimmung, wonach der Bürger­
m eister mit der V ollziehung eines solchen Be­
schlusses bis zur Entscheidung durch die A uf­
sichtsbehörde innezuhalten  hat, w äre zw ar 
sinnvoll, mit der G em eindeautonom ie aber 
wohl kaum  in Einklang zu bringen.

A ufsichtsbehörde ist gemäß § 88 Abs. 1 
die Bezirksverw altungsbehörde.

Zu § 63:
Für die Einhebung von G em eindeabgaben 

gilt bis zur Erlassung eines um fassenden 
L andesabgabenverfahrensgesetzes das Gesetz 
über die vorläufige Regelung des A bgaben­
verfahrens, LGB1. Nr. 49/1961. Im übrigen hat 
§ 63 nur dek larativen  C harakter.

Zu § 64:
H ier w erden grundsätzlich die Bestim m un­

gen des derzeitigen § 55 GO. 1935 übernom ­
men.

Zum V. Hauptstück:

Zu § 65:
Der W irtschaftsgrundsatz ergibt sich aus 

der Eigenschaft der Gem einde als G ebiets­
körperschaft und aus den Art. 119a Abs. 2 
und 127a Abs. 1 und 7 B.-VG.

Zu § 6 6 :
Zum Begriff des G em eindeverm ögens sei 

e rläu tert, daß dazu alles gehört, w as der Ge­
m einde an G eldesw ert zusteht, insbesondere 
also auch öffentliche Einrichtungen und w irt­
schaftliche U nternehm ungen der Gemeinde. 
Auf den heute  w eitgehend überholten, aber in 
der M ustergem eindeordnung noch aufschei­
nenden Begriff „öffentliches Gut" (vgl. § 287 
ABGB.) kann  verzichtet w erden, da er recht­

lich, zum indest in diesem  Zusam m enhang ohne 
Bedeutung ist. Ob und in welchem Umfang 
bestim m te Teile des G em eindeverm ögens dem 
Gem eingebrauch gew idm et sind, muß nämlich 
den betreffenden m ateriellen  Gesetzen 
(Straßengesetz, W asserrechtsgesetz) entnom ­
m en werden.

Die im § 73 Abs. 1 GO. 1935 en thaltene 
Bestimmung, daß das G em eindeverm ögen un ­
geschm älert zu erhalten  ist, erscheint zu w eit­
gehend und überdies in der Praxis nicht durch­
führbar. Es soll daher in A nlehnung an § 60 
Abs. 1 M ustergem eindeordnung bestim m t w er­
den, daß das G em eindeverm ögen möglichst 
ohne Beeinträchtigung der Substanz zu erhal­
ten  ist.

Zu § 67:

Die Landesgesetzgebung ist auf Grund der 
Art. 119a Abs. 2 und 127a B.-VG. befugt, für 
die Führung wirtschaftlicher U nternehm ungen 
die hier norm ierten  G rundsätze festzulegen. 
Diese G rundsätze sollen im Abs. 1 lit. a bis c 
durch A nführung konkre ter M erkm ale näher 
präzisiert w erden. H ieraus ergeben sich dann 
im Zusam m enhang mit § 87 Abs. 2 die Ge­
sichtspunkte, un ter denen die G enehm igung 
der Errichtung oder w esentlichen Erw eiterung 
wirtschaftlicher U nternehm ungen sowie die 
Beteiligung oder wesentliche Erw eiterung der 
Beteiligung an wirtschaftlichen U nternehm un­
gen zu versagen  ist.

Der Abs. 1 lit. b w ird dem im V orarlberger 
Landtag stets v ertre ten en  Subsidiaritätsprinzip 
gerecht (vgl. die einschlägigen Bestimmungen 
im Jugendfürsorgegesetz, K indergartengesetz, 
B ehindertengesetz).

Zu § 6 8 :

Die Inventarisierung  des G em eindeverm ö­
gens ist derzeit in den §§ 78 und 79 GO. 1935 
vorgeschrieben. A llerdings sollen verschiede­
ne Bestimmungen, wie jährliche Auflage des 
Inventars mit der Möglichkeit, dagegen 
schriftliche „Erinnerungen" einzubringen, so­
w ie jährliche V orlage des Inventars an die 
Landesregierung fallen gelassen w erden, da 
sie einerseits nach den bisherigen Erfahrun­
gen nicht notw endig sind und andererseits mit 
ihrem  W egfall eine spürbare V erw altungsver­
einfachung verbunden  ist.

N ähere Bestimmungen über eine e inheit­
liche Form des V erm ögensnachw eises und 
Richtlinien über die Bewertung soll die Lan­
desregierung im V erordnungsw ege erlassen 
können. Dies enspricht einem  praktischen Be­
dürfnis.
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Zu § 69:
Der Abs. 1 en thält eine A ussage über die 

R echtsnatur und den Inhalt des V oranschlages. 
In der Lehre w ird verschiedentlich, nicht zu­
le tz t auf G rund des V erfassungsgerichtshof­
erkenntn isses Slg. 3030, in welchem der D ienst­
postenplan  (was rechtlich etw as anderes ist, 
als der Voranschlag) als eine V erordnung 
qualifiziert wird, die A uffassung vertre ten , 
daß auch der Voranschlag als V erordnung an­
zusehen sei. Dies erscheint jedoch nicht richtig, 
da die gesetzliche G rundlage für öffentlich- 
rechtliche Einnahm en und A usgaben ja  nicht 
der Voranschlag darstellt, sondern die be tref­
fenden Gesetze, die solche Einnahm en und 
A usgaben vorschreiben. Es sei auch darauf 
hingew iesen, daß z. B. Adamovich, Handbuch 
des österreichischen V erw altungsrechts, W ien 
1954, S. 4, den Bundesvoranschlag nicht als 
A kt der Rechtsetzung w ertet.

Der V oranschlag muß sich se lbstverständ­
lich auf die gesam te G ebarung beziehen, 
also auch auf A nstalten, Betriebe und w irt­
schaftliche U nternehm ungen der Gemeinde so­
w ie in der V erw altung der Gem einde stehen­
de selbständige Fonds, sow eit sie keine eige­
ne Rechtspersönlichkeit besitzen, d. h. nicht in 
Form einer e igenen juristischen Person orga­
n isiert sind.

Zu Abs. 3 sei erw ähnt, daß die Erstellung 
des der G em eindevertretung vorzulegenden 
V oranschlagsentw urfes im Hinblick auf seine 
B edeutung und die neue Stellung des Gem ein­
devorstandes dem G em eindevorstand obliegen 
soll. D erzeit ha t gemäß § 81 Abs. 2 GO. 1935 
der B ürgerm eister — nicht der G em eindevor­
stand — den V oranschlag bis spätestens einen 
M onat vor A blauf des V erw altungsjahres zu 
verfassen.

Die Landesregierung soll auch erm ächtigt 
sein, über die H aushaltsführung im V erord­
nungsw ege nähere V orschriften zu erlassen. 
In anderen  B undesländern gibt es schon länger 
eigene G em eindehaushaltsordnungen. Zu be­
achten ist in diesem  Zusam m enhang der § 16 
Abs. 1 des F inanz-V erfassungsgesetzes 1948 
wonach das Bundesm inisterium  für Finanzen 
im E invernehm en mit dem Rechnungshof 
Form und G liederung der V oranschläge und 
Rechnungsabschlüsse der G ebietskörperschaf­
ten insow eit regeln kann, als dies zur V ere in ­
heitlichung erforderlich ist. Dadurch w urde 
teilw eise dem Landesgesetzgeber eine Kom­
petenz, die ihm bis dahin gemäß Art. 15 Abs. 1 
B.-VG. zugestanden ist, weggenom m en. Die 
im § 16 Abs. 1 F.-VG. vorgesehene Regelung 
ist im A m tsblatt der österreichischen F inanz­
verw altung, II. Jahrgang , Nr. 138, erschienen.

Zu § 70:
Im Hinblick darauf, daß von der Möglich­

keit der Einbringung von  E rinnerungen gegen 
den V oranschlagsentw urf kaum  einm al Ge­
brauch gemacht w urde und es sich dabei nicht, 
w ie etw a bei einem  Flächenwidm ungsplan, um 
eine die einzelnen G em eindebürger unm ittel­
bar berührende A ngelegenheit handelt, soll 
von der im § 83 GO. 1935 vorgesehenen  A uf­
lage des V oranschlagsentw urfes durch zwei 
W ochen hindurch A bstand genom m en werden. 
Damit w ird gleichzeitig ein  Beitrag zur V er­
w altungsvereinfachung geleistet.

Zu verw eisen ist auch darauf, daß die der­
zeitige Bestimmung des § 84 Abs. 6 GO. 1935, 
die eine Festlegung des V oranschlages durch 
die L andesregierung vorsieht, w enn die Ge­
m einde den von der Landesregierung gegen 
den Voranschlag erhobenen Einwendungen 
nicht entspricht, m it der G em eindeautonom ie 
kaum  zu vereinbaren  ist und daher entfallen 
soll. Demgemäß bestim m t Abs. 2 lit. c, daß 
der V oranschlag bei Einw endungen durch die 
Landesregierung in W irksam keit tritt, w enn 
die G em eindevertretung einen B eharrungsbe­
schluß faßt.

Zu § 71:
Durch § 71 w ird für den Fall vorgesorgt, 

daß die G em eindevertretung den Voranschlag 
nicht rechtzeitig beschließt. G egenüber der der­
zeitigen Rechtslage (§ 86 GO. 1935) besteh t 
die N euerung, daß die G em eindevertretung 
ein V oranschlagsprovisorium  zu beschließen 
hat (vgl. § 67 M ustergem eindeordnung). Fer­
ner soll die Landesregierung einen A m tsver­
w alter bestellen  können, der den Voranschlag 
festzulegen hat, w enn die G em eindevertretung 
nach Ablauf der ersten  H älfte des H aushalts­
jah res noch keinen V oranschlag erlassen hat. 
Bisher konnte die Landesregierung nach A b­
lauf des ersten  V ierte ljah res den G em einde­
voranschlag erlassen (§ 85 GO. 1935).

Zu § 72:
H ier w erden  im w esentlichen die Bestim­

m ungen des § 87 Abs. 5, 6, 8 und 9 der GO. 
1935 übernom m en.

In den G em eindeordnungen der m eisten 
anderen B undesländer und auch in der 
M ustergem eindeordnung w ird  zwischen einem 
ordentlichen und einem  außerordentlichen V or­
anschlag unterschieden. Diese Einrichtung, die 
übrigens auch die G em eindeordnung 1935 
nicht kennt, soll nicht eingeführt w erden. Ge­
gen die U nterscheidung in ein ordentliches 
und außerordentliches Budget bestehen, ab-
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gesehen  davon, daß die Teilung häufig recht 
unscharf ist, auch finanzwissenschaftliche Ein­
w ände (vgl. dazu Peters, Handbuch der kom ­
m unalen W issenschaft und Praxis, Springer- 
V erlag 1959, III. Band, S. 49).

Zu § 73:
Zahlungen in Höhe von m ehr als 0,5 v. T. 

der G esam teinnahm en des V oranschlages sol­
len der A nw eisung durch den B ürgerm eister 
selbst bedürfen. Im übrigen soll er das A n­
w eisungsrecht delegieren  können,jedoch nicht 
an  den K assier oder sonstige zur Entgegen­
nahm e von Barzahlungen erm ächtigte Perso­
nen.

Von den „K assenkrediten" nach Abs. 3 
bzw. nach § 71 Abs. 2 lit. b sind sonstige D ar­
lehen  bzw. K redite in laufender Rechnung (vgl. 
§ 45 Abs. 1 lit. b Z. 5) zu unterscheiden, die 
nicht der Beschränkung auf neun M onate un ­
terliegen.

Zu § 74:
Noch w eniger als beim  V oranschlag ist 

beim  Rechnungsabschluß die A uflage mit der 
M öglichkeit der E inbringung von Erinnerun­
gen begründet. Die Bestimmung des § 99 GO. 
1935 soll daher in das neue G em eindegesetz 
nicht übernom m en w erden.

G egenüber § 99 Abs. 1 GO. 1935 ist die 
Frist zur Erstellung des Rechnungsabschlusses 
um drei M onate verlängert. Einer Erw eiterung 
bis auf zehn M onate, w ie sie vom G em einde­
verband  vorgeschlagen wird, stehen  finanz- 
statistische Gründe entgegen.

Zu § 75:
Bestim m ungen über die Bestellung eines 

eigenen „G em eindekassiers" erscheinen en t­
behrlich. Falls es sich um G em eindeangestellte 
handelt, gelten  w eitgehend die V orschriften 
des G em eindeangestelltengesetzes.

Durch Abs. 4 w ird der § 93 Abs. 1 der GO. 
1935 hinsichtlich der K assenführung übernom ­
men.

Auch über die K assenführung soll die Lan­
desregierung im V erordnungsw ege nähere 
V orschriften erlassen können. In m ehreren  
B undesländern gibt es eine eigene G em einde­
kassenordnung.

Zu § 76:
Der Abs. 2 entspricht der derzeitigen Be­

stim m ung des § 93 Abs. 1 letzter Satz GO. 1935.

Zum VI. Hauptstück:

Zu § 77:
Abs. 1 beruh t auf Art. 119a Abs. 1 B.-VG.
Im Abs. 2 w ird der Bereich abgegrenzt, in 

welchem das Land die Aufsicht über die Tätig­
ke it der Gem einden im eigenen W irkungsbe­
reich auszuüben hat. Davon zu unterscheiden 
ist jen e r Bereich, in welchem dem Bund die 
Gem eindeaufsicht zusteht und zu dessen Re­
gelung der B undesgesetzgeber zuständig ist.

Durch Abs. 5 w ird Art. 119a Abs. 7 letzter 
Satz B.-VG. ausgeführt.

Durch die Bestimmung des Abs. 6 w ird  § 
34 Abs. 8 GO. 1935 ersetzt. Eine solche Be­
stim m ung erscheint zur A usübung der Ge­
m eindeaufsicht unbedingt notw endig. Daran 
verm ag die ablehnende H altung des G em ein­
deverbandes nichts zu ändern. Schließlich ist 
aus der Erfahrung festzustellen, daß keinerlei 
G efahr eines M ißbrauches besteht. K large­
ste llt sei ferner, daß aus d ieser Bestimmung 
nicht eine V erpflichtung der Gemeinde abge­
leite t w erden  kann, die Aufsichtsbehörde ge­
nerell von den Sitzungen zu verständigen.

In diesem  Zusam m enhang sei noch darauf 
hingew iesen, daß durch die Bestimmungen 
über die Aufsicht die R echtsberatung der Ge­
m einden durch die Aufsichtsbehörde, die im 
V erhältn is der G em einden zur A ufsichtsbe­
hörde einen w eit größeren Raum einnimmt als 
die eigentliche Aufsicht und durch die vielfach 
A ufsichtsm aßnahm en gar nicht notw endig w er­
den, in ke iner W eise ausgeschlossen oder be­
schränkt wird, sow eit sie sachlich und zeitlich 
möglich ist und keine M ithaftung beinhaltet.

Zu § 78:
Auf die V erfassungsbestim m ung des Art. 

119a Abs. 4 B.-VG. w ird verw iesen.

Zu § 79:
Durch § 79 w ird Art. 119a Abs. 5 B.-VG. 

ausgeführt. H ervorzuheben ist, daß es sich bei 
der V orstellung um ein A ufsichtsm ittel und 
nicht um ein ordentliches Rechtsmittel handelt. 
Im V orstellungsverfahren  soll die Gem einde 
im konkreten  Falle an die Rechtsansicht der 
A ufsichtsbehörde, die diese in dem über die 
V orstellung ergehenden Bescheid äußert, 
gebunden sein.

Der Gem einde kom m t im V orstellungsver­
fahren Parteistellung zu (vgl. § 88 Abs. 5 im 
Zusam m enhang mit Art. 119a Abs. 9 B.-VG.).

Aus Art. 101 Abs. 1 und analog aus Art. 
103 Abs. 4 B.-VG. ergibt sich, daß der Instan-
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zenzug in L andesangelegenheiten grundsätz­
lich bis zur Landesregierung geht, so daß also, 
ohne daß dies im Gesetz norm iert ist, gegen 
den Bescheid der B ezirksverw altungsbehörde 
(vgl. § 88 Abs. 1), m it dem über eine V orstel­
lung entschieden wird, eine Berufung an die 
Landesregierung offen steht. D ieser Instanzen­
zug soll auf W unsch des G em eindeverbandes 
nicht abgekürzt w erden.

Zu § 80:

Hiezu ist auf Art. 119a Abs. 6 B.-VG. zu 
verw eisen. Die Verpflichtung der Gemeinde, 
die im eigenen W irkungsbereich aus dem Be­
reich der Landesvollziehung erlassenen V er­
ordnungen der Aufsichtsbehörde m itzuteilen, 
kann aus praktischen G ründen wohl nur dem 
B ürgerm eister obliegen.

Der zw eite Satz des Abs. 2 erscheint no t­
wendig, weil sonst die Gem einde durch ihr 
Schweigen die A ufhebung jeder V erordnung 
verh indern  könnte. Der in der vorzitierten  V er­
fassungsbestim m ung vorgeschriebenen A nhö­
rung ist jedenfalls dadurch Genüge getan, daß 
der Gem einde in angem essener Frist G elegen­
heit geboten  wird, die für die G esetzm äßigkeit 
ih rer V erordnung sprechenden Gründe darzu­
legen. Der letzte Satz des Abs. 2 dient der 
R echtsbelehrung und dam it der Rechtssicher­
heit (vgl. dazu auch Art. 139 Abs. 3 B.-VG.}.

U nabhängig von der Publikation durch 
die A ufsichtsbehörde (Abs. 3) soll im Abs. 4 
vorgeschrieben w erden, daß die A ufhebungs­
verordnung der Aufsichtsbehörde in der Ge­
m einde in gleicher W eise kundzum achen ist 
wie die aufgehobene V erordnung der Gem ein­
de, um denselben A dressatenkreis zu e rre i­
chen wie bei Erlassung der V erordnung.

Zu § 81:

Die Verpflichtung der Aufsichtsbehörde, 
rechtskräftige Bescheide von G em eindeorga­
nen  aus den G ründen des Abs. 1 aufzuheben, 
erg ib t sich aus der dem Land durch die V erfas­
sung vorgeschriebenen Aufsichtspflicht. Die 
im Abs. 1 angeführten  Gründe sind dem § 68 
Abs. 3 und 4 AVG. 1950 entnommen. Ebenso 
entspricht Abs. 2 dem § 68 Abs. 5 AVG. 1950.

Rechtswidrige Bescheide der Gemeinde, aus 
denen einem  D ritten kein  Recht erwachsen ist, 
sollen nur aufgehoben w erden müssen, w enn 
dies im öffentlichen In teresse gelegen ist 
(Abs. 3). Es kann nicht gesagt w erden „nie­
m andem ", weil der Gem einde zufolge § 88 
Abs. 5 immer ein Recht erwächst.

Zu § 82:
Die Aufsichtsbehörde soll verpflichtet sein, 

auch gegen rechtsw idrige A kte der Gemeinde, 
die w eder V erordnungen noch Bescheide sind, 
aufsichtsbehördliche M aßnahm en zu ergreifen, 
jedoch nur dann, w enn dies im öffentlichen 
In teresse gelegen ist.

Zu § 83:
Die Ersatzvornahm e ist im Art. 119a Abs. 

7 B.-VG. statu iert.

Zu § 84:
Für den Fall, daß den von der A ufsichtsbe­

hörde verfügten  M aßnahm en in der Gem einde 
nicht entsprochen wird, sind als w eitere Auf­
sichtsm ittel die V erhängung von O rdnungs­
strafen  und die A m tsenthebung des Bürger­
m eisters und von M itgliedern  des G em einde­
vorstandes vorgesehen. Die Ersatzvornahm e 
ist nämlich häufig nicht anw endbar und die 
A uflösung der G em eindevertretung unange­
bracht.

Zu § 85:
V erfassungsgesetzlich ist auf Art. 119a Abs. 

7 B.-VG. zu verw eisen. Die Bezeichnung 
„A m tsverw alter" entspricht der bisherigen 
Rechtslage (§ 116 GO. 1935).

Die Bestellung eines dem Parteiproporz 
entsprechenden Beirates soll nu r auf Vorschlag 
der im G em eindevorstand ve rtre ten  gew ese­
nen P arteifrak tionen  erfo lgen (vgl. § 90 Abs. 2 
M ustergem eindeordnung). Falls kein  V or­
schlag ers ta tte t wird, w ie dies insbesondere 
bei M ehrheitsw ahlgem einden gar nicht der 
Fall sein kann, ist es der A ufsichtsbehörde, 
ohne daß es einer gesetzlichen N orm ierung 
bedarf, selbstverständlich unbenom m en, aus 
eigenem  einen Beirat zu bestellen.

Die Kosten gemäß Abs. 6 w erden durch 
Bescheid vorzuschreiben sein.

Zu § 8 6 :
Durch diese Bestimmung w ird Art. 119a 

Abs. 2 B.-VG. ausgeführt (vgl. dazu auch Art. 
127a Abs. 1 B.-VG.). Zur K larstellung w ird 
das schon im § 77 Abs. 1 norm ierte Erforder­
nis der Ü bereinstim m ung m it den Gesetzen 
nochmals ausdrücklich erw ähnt.

Zu § 87:
Gemäß Art. 119a Abs. 8 können einzelne 

von der Gem einde im eigenen W irkungsbe­
reich zu treffende M aßnahm en, durch die auch
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überörtliche In teressen  in besonderem  M aße 
berüh rt w erden, insbesondere solche von b e­
sonderer finanzieller Bedeutung, an  eine Ge­
nehm igung der A ufsichtsbehörde gebunden 
w erden.

Von der Gem einde im eigenen W irkungs­
bereich zu treffende M aßnahm en, die von be­
sonderer finanzieller B edeutung sind, berüh­
ren  som it autom atisch auch überörtliche In­
teressen  in besonderem  Maß. Ist also die be­
sondere finanzielle Bedeutung gegeben, so be­
darf es keines zusätzlichen überörtlichen M o­
m entes mehr. Diese Auffassung ergibt sich 
aus dem W ortlau t des Gesetzes. Die W orte 
„insbesondere von besonderer finanzieller 
Bedeutung" stehen zu dem überbegriff „durch 
die auch überörtliche In teressen  in besonde­
rem Maß berührt w erden" im V erhältn is von 
G attung und Art. Die besondere finanzielle 
Bedeutung ist nur eine A rt des Berührens 
überörtlicher In teressen  in besonderem  Maß.

Durch M aßnahm en, die von besonderer 
finanzieller Bedeutung sind, kann  eine Ge­
m einde in eine derart bedrängte  finanzielle 
Lage geraten, daß sie zur w eite ren  Erfüllung 
ih rer A ufgaben M ittel einer höheren  G em ein­
schaft, w ie z, B. des Bundes oder des Landes 
einschließlich von zw eckgebundenen Landes­
m itteln  gem äß § 6 Abs. 1 FAG. 1959 (Bedarfs­
zuw eisungen), in Anspruch nehm en muß. H ie­
durch w erden  zweifellos auch überörtliche 
In teressen  in besonderem  Maß und nicht nur 
am Rande berührt.

Im vorliegenden G esetzentw urf w urde von 
der M öglichkeit, in den eigenen W irkungs­
bereich der Gem einde fallende M aßnahm en 
an eine aufsichtsbehördliche G enehm igung zu 
binden, in einem  sehr geringen Ausm aß Ge­
brauch gemacht, insbesondere im Vergleich 
zur derzeitigen Rechtslage (§ 114 GO. 1935). 
Es sei z. B. nur erw ähnt, daß der Erwerb, die 
V eräußerung, V erpfändung und sonstige Be­
lastung einer unbew eglichen Sache im H in­
blick auf die dadurch zu erzielende erheb­
liche V erw altungsvereinfachung nicht m ehr 
un ter die G enehm igungspflicht fallen soll. Bei 
Aufnahm e von D arlehen soll die G enehm i­
gungspflicht nur ab einer bestim m ten W ert­
grenze bestehen  bleiben.

Zu Abs. 1 lit. e darf auf die Bem erkungen 
des V erfassungsausschusses des N ationalrates 
zu Art. 116 Abs. 2 der R egierungsvorlage zur 
B undes-V erfassungsgesetznovelle 1962 h inge­
w iesen w erden  (769 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des N ational­
rates, IX. GP.). Der V erfassungsausschuß ha t 
seiner M einung w ie folgt A usdruck verliehen:

„Diese Bestimmung kann keinesfalls be­
deuten, daß die Bestim m ungen des A rtikels 
119a des Entwurfes, die über die G em einde­
aufsicht handeln, und insbesondere deren  Abs. 
8, der als M ittel der Aufsicht die G enehm i­
gung vorsieht, etw a nicht auf die Führung 
wirtschaftlicher U nternehm ungen anzuw en­
den w ären.

Der Ausschuß ist vielm ehr der M einung, 
daß es den künftigen G em eindeordnungen 
nicht verw ehrt sein wird, auch allgem eine Be­
stim m ungen über die A usführung des A rti­
kels 119a A bsatz 8 in der Richtung zu erlas­
sen, daß der Betrieb w irtschaftlicher U nter­
nehm ungen gegebenenfalls an eine G eneh­
m igung der G em eindeaufsichtsbehörde gebun­
den w erden kann.

Freilich w erden die G em eindeordnungen 
h ier nicht w illkürlich Vorgehen dürfen, sie 
w erden  vielm ehr in Bindung an die im A rti­
kel 119a A bsatz 8 verw endeten  unbestim m ten 
Rechtsbegriffe näher zu konkretisieren  haben, 
inw iefern überörtliche Interessen, insbeson­
dere auch solche von besonderer finanzieller 
Bedeutung, in besonderem  Maß durch den Be­
trieb  w irtschaftlicher U nternehm ungen durch 
G em einden berührt werden. Somit w erden die 
G em eindeordnungen — im Unterschied aller­
dings zum bisherigen Recht — in Bindung an 
die G rundsätze des Bundes-V erfassungsgeset- 
zes nähere Bestim m ungen über den Betrieb 
wirtschaftlicher U nternehm ungen durch Ge­
meinden, vom  Standpunkt der G em eindeauf­
sicht aus gesehen, aufstellen  können. Der 
nachprüfenden Kontrolle des V erfassungsge­
richtshofes w ird es allerdings in V erfahren 
nach A rtikel 140 B.-VG. unterliegen, zu p rü ­
fen, ob diese einfachgesetzlichen Bestim m un­
gen der G em eindeordnungen die Schranken 
nicht überschreiten, die die genannte V erfas­
sungsbestim m ung des A rtikels 119a hiefür 
aufstellt.

Der Ausschuß glaubt, daß die R egierungs­
vorlage — vorausgesetzt, daß die A usfüh­
rungsgesetzgebung der G em eindeordnungen 
die beiden  Bestim m ungen der V erfassungs­
novelle (Artikel 116 Absatz 2 und A rtikel 
119a Absatz 8) richtig m it Leben erfüllt — 
einerseits den G rundsätzen der gem einde­
rechtlichen A utonom ie, andererseits aber dem 
Subsidiaritätsgrundsatz hinlänglich Rechnung 
tragen kann."

Zu § 8 8 :

A ufsichtsbehörde soll grundsätzlich die 
B ezirksverw altungsbehörde sein. A rt 119a 
Abs. 7 B.-VG. schreibt jedoch vor, daß die
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A uflösung der G em eindevertretung in die Zu­
ständigkeit der Landesregierung fallen muß. 
Die §§86  und 88 betreffen wirtschaftliche A n­
gelegenheiten, die in V orarlberg  zufolge sei­
ner K leinheit zw eckm äßiger durch die Lan­
desregierung w ahrgenom m en w erden können. 
Beim Am t der Landesregierung ist nämlich 
seit jeh er eine gem einsam e R evisionsstelle 
für die Landes- und G em eindedienststellen 
eingerichtet. Bei Ü bertragung an die Bezirks­
verw altungsbehörden  m üßten dort jedoch zu­
sätzliche R evisionsorgane angestellt w erden. 
A ußerdem  em pfiehlt sich eine zentrale P rü­
fung zur G ew ährleistung einer einheitlichen 
Prüfungspraxis sowie zur Errichtung der Fi­
nanzstatistik . Die derzeit im § 109 Abs. 2 lit. c 
GO. 1935 enthaltene, etw as unscharfe A bgren­
zung („W irtschafts- und Finanzgebarung") 
w ird im Abs. 2 durch eine k lare  T rennung 
ersetzt.

In den Fällen des Abs. 3 erscheint es no t­
wendig, daß sowohl die Bezirksverw altungs- 
behörde als auch die Landesregierung als 
Aufsichtsbehörde einschreiten können.

Für das aufsichtsbehördliche V erfahren 
sollen die Bestim m ungen des AVG. 1950 bzw. 
des VVG. 1950 gelten. Eine A usnahm e muß 
allerdings das V erfahren zur Prüfung der 
G esetzm äßigkeit von V erordnungen bilden.

Zu Abs. 5 w ird bem erkt, daß diese Be­
stim m ungen nicht unbedingt in das G em einde­
gesetz aufgenom m en w erden müßten, weil 
sich diese Rechte der G em einde unm ittelbar 
aus der V erfassung ergeben (Art. 119a Abs. 9). 
Im Hinblick auf die N euerung  soll dies 
dennoch geschehen.

Zum VII. Hauptstück:
Zu § 89:
Durch diese Bestimmung w ird Art. 116 

Abs. 4 B--VG. ausgeführt. W eil danach die 
Bildung von G em eindeverbänden der „zustän­
digen G esetzgebung (Art. 10 bis 15)" zukommt, 
ist die ausschließliche Kompetenz des Landes­
gesetzgebers zur Bildung von G em eindever­
bänden  auf den selbständigen W irkungsbe­
reich des Landes gemäß Art. 15 B.-VG. be­
schränkt. W esentlich ist ferner, daß die Schaf­
fung allzuständiger G em eindeverbände nicht 
zulässig ist, da es eine bundesverfassungsge­
setzliche Regelung im Sinne des Art. 120 B.- 
VG. derzeit nicht gibt. G em eindeverbände 
können daher nur „für einzelne Zwecke" ge­
bildet w erden. Nach Abs. 1 können diese 
Zwecke sowohl auf dem  G ebiet der V ollzie­
hung, das ist zur Besorgung behördlicher A uf­
gaben, als auch auf dem G ebiet der p riv a t­

rechtlichen T ätigkeit liegen. G em einden kön­
nen  auch zw angsw eise zu G em eindeverbänden 
zusam m engefaßt w erden; allerdings m üssen 
sie vorher gehört w erden.

Durch Abs. 3 w ird die Bildung von M ehr­
heitsbeschlüssen nicht ausgeschlossen, son­
dern  nur sichergestellt, daß den  verbandsan­
gehörigen Gem einden ein m aßgebender Ein­
fluß auf die Besorgung der A ufgaben des V er­
bandes eingeräum t ist. Für die G eschäftsord­
nung soll § 44 sinngem äß gelten.

Der Abs. 6 leg t fest, daß die W irtschaft 
der G em eindeverbände nach denselben G rund­
sätzen und V orschriften zu führen ist, wie 
die W irtschaft der Gem einden. Durch Abs. 6 
w ird ferner Art. 119a Abs. 10 B.-VG. ausge­
führt.

Bestim m ungen über die Bildung von 
„V erw altungsgem einschaften" sieht der v o r­
liegende G esetzentw urf nicht m ehr vor. Im 
Rundschreiben des Bundeskanzleram tes-V er- 
fassungsdienst vom 9.3. 1965, ZI. 120.859-2/ 
65, w ird  nämlich betont, daß eine V erw al­
tungsgem einschaft keinesfalls Rechtspersön­
lichkeit genießen darf. Die V erw altungsge­
meinschaft kann  nicht selbst O rganstellung 
besitzen, sie kann  vielm ehr nur H ilfsorgan 
der gem eindlichen O rgane sein. M it der V er­
fassungsrechtslage w äre es auch nicht v ere in ­
bar, daß die V erw altungsgem einschaft selbst 
behördliche A ufgaben w ahrnim m t und zwar 
etw a in der W eise, daß der V erw altungsge­
meinschaft solche behördliche A kte zugerech­
net w erden.

Die K onstruktion der V erw altungsgem ein­
schaft nach der GO. 1935 w äre somit verfas­
sungsrechtlich nicht haltbar, w eil diese V er­
w altungsgem einschaft gem äß § 11 Abs. 2 GO. 
1935 Rechtspersönlichkeit besitzt. Die be­
stehenden V erw altungsgem einschaften sollen 
daher auch nicht als solche bestehen  bleiben, 
sondern als G em eindeverbände im Sinne des 
neuen  G em eindegesetzes w eiter geführt w er­
den, sofern sie den neuen  Bestim m ungen en t­
sprechen (vgl. § 91 Abs. 8).

Eine V erw altungsgem einschaft könnte so­
mit nur als H ilfsorgan für die G em eindeäm ter 
in Betracht kommen. H iezu bedarf es aber 
keiner gesetzlichen N orm ierung, es genügt 
eine V ereinbarung zwischen den in teressier­
ten  Gemeinden.

Zum VIII. Hauptstück:
Zu § 90:
Der Abs. 1 sieht für Zuw iderhandlungen 

gegen bestim m te V orschriften dieses Gesetzes 
entsprechende S trafen vor. Zu bem erken ist,

443



22. Beilage im Jahre 1965 des XX. Vorarlberger Landtages

daß der V erfassungsgerichtshof in seinem  Er­
kenntnis vom 26. 3. 1963, B 2/62, — allerdings 
gestützt auf die noch geltende G em eindever­
fassungsordnung — das V erw altungsstraf­
recht als eine Aufgabe des übertragenen  W ir­
kungsbereiches der Gem einden bezeichnet 
hat. D aran hat die B undes-V erfassungsgesetz- 
novelle 1962 nichts geändert. Das V erw al­
tungsstrafverfahren  und seine Durchführung 
können  in den im übrigen dem eigenen W ir­
kungsbereich zuzuzählenden A ngelegenheiten  
auch nach W irksam keit der Bundes-Verfas- 
sungsgesetznovelle 1962 nur dem übertrag e­
nen W irkungsbereich zukom m en (vgl. das 
Rundschreiben des B undeskanzleram tes vom
3. 4. 1963, ZI. 120.344-2a/1963).

Durch Abs. 2 w ird bew irkt, daß eine A m ts­
pflichtverletzung nicht gleichzeitig mit einer 
O rdnungsstrafe geahndet und als V erw al­
tungsübertretung  bestraft w erden  kann.

Zu Abs. 3 sei bem erkt, daß die Erlassung 
m aterieller Strafnorm en im Hinblick auf Art. 
18 Abs. 2 B.-VG. eines A ktes der G esetzge­
bung bedarf und nicht G egenstand von V er­
ordnungen bilden kann. Das auf Art. 118 Abs. 6 
B.-VG. gestü tzte V erordnungsrecht der Ge­
m einde ist seinem  W ortlau t nach darauf be­
schränkt, die N ichtbefolgung von A nordnun­
gen zur A bw ehr oder zur Beseitigung von 
das Leben störenden M ißständen als V erw al­
tungsübertretung  zu erklären. Das bedeutet, 
daß es den Gem einden nicht freisteht, Straf­
art oder Strafsatz zu bestimmen, der für die 
V erw altungsübertretung  in Betracht kommt. 
Falls h ier keine dem Abs. 3 entsprechende Re­
gelung getroffen w ürde, käm e Art. 7 EGVG. 
1950 zur A nw endung (Rundschreiben des Bun­
deskanzleram tes vom 23. 12. 1964, Zl. 140.557- 
2/64). Diese Subsidiärbestim m ung hat jedoch 
einen zu geringen Geldstrafsatz.

Aus § 2 Abs. 1 VStG. 1950 ergib t sich, daß 
auch der Landesgesetzgeber befugt ist, die 
S trafbarkeit für im A usland begangene V er­
w altungsübertretungen  festzulegen. Von die­
ser M öglichkeit soll im Abs. 4 Gebrauch ge­
macht w erden. Nicht m ehr im Inland befin­
den sich Bodenseeschiffe, sobald sie sich außer­
halb der sogenannten Halde, das ist gew ohn­
heitsrechtlich die Zone bis zu 25 m Tiefe, und 
dam it im K ondom inium steil des Sees aufhal­
ten. Nach Auffassung von Ö ste rreich und 
Deutschland steht bekanntlich der O bersee 
mit A usnahm e des Überlingersees und des 
K onstanzer Trichters im ungeteilten  M iteigen­
tum  der U ferstaaten. Bisher w urden bereits 
im G etränkesteuergesetz, im V ergnügungs­
steuergesetz und im Jugendschutzgesetz b e­
sondere Bestim m ungen für den Bodensee e r­
lassen.

Zu § 91:
Durch Abs. 1 w ird für die Beseitigung der 

beiden E nklaven der Gemeinde Frastanz in 
der G em einde Nenzing die erforderliche Ü ber­
gangsregelung getroffen. Diese Regelung 
weicht von den Bestim m ungen des § 5 über 
G renzänderungen ab, da die Ä nderung durch 
V erordnung der Landesregierung erfolgen 
soll. Gedacht ist an eine Lösung, durch die 
von Frastanz aus Korridore zu den beiden 
Enklaven gebildet w erden, w obei Frastanz 
die für die K orridore in Anspruch genom m ene 
Fläche an anderer Stelle an Nenzing abzu­
tre ten  hätte. Hiebei sollen aber dauernd be­
w ohnte H äuser nicht äbgetrennt w erden dür­
fen.

Der Abs. 2 sieht vor, daß die Verpflich­
tung der Gemeinden, ein W appen zu führen, 
erst nach fünf Jah ren  w irksam  wird.

Im Abs. 5 w ird festgelegt, daß das Inkraft­
tre ten  des vorliegenden Gesetzes auf die Zu­
sam m ensetzung und Funktionsdauer der auf 
Grund der G em eindew ahlen vom 4. April 1965 
bestellten  G em eindeorgane (G em eindevertre­
tung, G em einderat und Bürgerm eister) keine 
W irkung hat.

Zu Abs. 6 ist darauf hinzuw eisen, daß 
das bisher in den §§ 72 bis 77 und 102 bis 
108 der GO. 1935 genannte Gem eindegut aus­
schließlich aus agrargem einschaftlich genutzten 
Grundstücken besteht. Die rechtlichen und 
w irtschaftlichen V erhältnisse der agrargem ein­
schaftlich genutzten Grundstücke w urden je ­
doch inzwischen im Flurverfassungsgesetz, 
LGB1. Nr. 4/1951, geregelt. Die das G em einde­
gut betreffenden Bestimmungen der GO. 1935 
sind daher gemäß § 102 Abs, 3 GO. 1935 mit 
dem W irksam w erden des F lurverfassungsge­
setzes außer Kraft getreten. Die Ordnung der 
V erhältn isse des G em eindegutes im einzelnen 
ist zw ar schon w eit fortgeschritten, aber noch 
nicht abgeschlossen. Um für die Ü bergangs­
zeit für eine geordnete V erw altung vorzu­
sorgen, erw eist es sich als zweckmäßig, den 
G em einden die Verpflichtung aufzuerlegen, 
die bisher geübte vorläufige V erw altung bis 
zur Regulierung w eiterzuführen. Die Tätig­
keit betrifft nicht den hoheitlichen Bereich der 
Gemeinde, sondern stellt eine privatrechtliche 
Funktion dar, was ausdrücklich hervorgeho­
ben w erden soll.

Nach Abs. 7 soll für die bestehenden w irt­
schaftlichen U nternehm ungen und B eteiligun­
gen an solchen eine G enehm igung im Sinne 
des § 87 Abs. 1 lit. e nicht erforderlich sein.

Die Bestim m ungen des Abs. 8 nehm en d ar­
auf Rücksicht, daß den V erw altungsgem ein-
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schäften im Sinne des § 11 GO. 1935 Rechts­
persönlichkeit zukommt. Solche V erw altungs­
gem einschaften sind etw a die Linksseitige 
A chw uhrkonkurrenz, die K onkurrenzverw al­
tung Höchst-Fußach-Gaißau und der Stand 
M ontafon (zehn Gem einden, nicht „ Forst­
fonds").

Der zw eite Satz des Abs. 9 besagt, daß 
Berufungen an die B ezirksverw altungsbehörde 
bzw. Landesregierung, die gegen G em einde­
bescheide in A ngelegenheiten  des eigenen 
W irkungsbereiches im Zeitpunkt des Inkraft­
tre tens dieses G esetzes bereits eingebracht 
sind, als V orstellungen behandelt w erden sol­
len.

Zu § 92:

Zu Abs. 1 ist verfassungsgesetzlich auf § 5 
Abs. 1 der B undes-V erfassungsgesetznovelle 
1962 zu verw eisen. U nverständlicherw eise hat 
der B undesverfassungsgesetzgeber für die In­
kraftsetzung nicht den 1. Jän n er 1966, son­
dern  den 31. Dezember 1965 bestimmt.

Die im Abs. 2 lit. a zitierten  v era lte ten  
und aus der Zeit des A bsolutism us stam m en­
den Bestim m ungen des ABGB. stellen eine 
D iskrim inierung der G em einden dar und sol­
len daher, sow eit der Landesgesetzgeber hie- 
für gern. Art. 15 B.-VG. zuständig ist, aufge­
hoben werden.

Der Abs. 2 lit. b erg ib t sich daraus, daß 
auf Grund des Art. 2 Abs. 2 lit. a des V or­
läufigen G em eindegesetzes, StGBl. Nr. 66/1945, 
am 15. Ju li 1945 einzelne Bestim m ungen der 
G em eindeordnung 1904 an die Stelle von 
nicht w ieder w irksam  gew ordenen V orschrif­
ten  der GO. 1935 getre ten  sind.

Durch Abs. 2 lit. c w ird bew irkt, daß die 
nachgenannten Bestim m ungen der GO. 1935 
w eiterh in  in G eltung bleiben:

Der § 22 GO. 1935, wonach in der Ge­
m einde nicht heim atberechtigte Personen aus 
dem G em eindegebiet ausgew iesen w erden 
können, w enn sie einen bescholtenen Lebens­
w andel führen oder der öffentlichen M ildtä­
tigkeit zur Last fallen, steh t heu te zufolge 
Art. 10 Abs. 1 Z. 3 B.-VG. in V erbindung mit 
§ 2 ÜG. 1920 als bundesgesetzliche Bestim­
mung in Geltung. Der Landesgesetzgeber ist 
daher nicht befugt, diese Bestimmung aufzu­
heben oder abzuändern. Bem erkt sei, daß diese 
Bestimmung — ungeachtet der vorläufigen 
Abschaffung des H eim atrechtes — heute noch 
angew endet w erden könnte (siehe Fritzer, Das 
österreichische Gem einderecht, Bd. III, S. 1507). 
An der Stelle des in der GO. 1935 genannten

G em eindetages ist nunm ehr gemäß § 54 Abs.
1 der G em eindevorstand zuständig.

Nach § 52 Abs. 2 GO. 1935 ist der Bürger­
m eister für seine A m tshandlungen der Ge­
m einde verantw ortlich. Diese Bestimmung b e­
inhalte t eine H aftung des B ürgerm eisters ge­
genüber der G em einde im Sinne des Art. 23 
Abs. 3 B.-VG., nicht nur nach Abs. 2. Der § 12 
UG. 1929 bestimmt, daß bis zur Erlassung der 
im Art. 23 Abs. 1 und 3 B.-VG. vorgesehenen 
bundesgesetzlichen V orschriften die bisher 
geltenden V orschriften über Schadenersatz­
haftungen von G ebietskörperschaften und von 
deren O rganen unberührt bleiben. Diese V er­
fassungsbestim m ung ist nunm ehr gegenstands­
los, sow eit sie sich auf den Rückgriff der im 
A m tshaftungsgesetz angeführten  Rechtsträger 
bezieht. Insow eit die angeführten  V orschrif­
ten  jedoch die H aftung der O rgane eines 
Rechtsträgers für den Schaden, den sie in 
V ollziehung der G esetze dem R echtsträger zu­
gefügt haben (Haftung für den unm ittelbaren  
Schaden), betreffen, kom m t ihnen noch W irk­
sam keit zu (vgl. W erner-K lecatsky, Das ö ster­
reichische Bundesverfassungsrecht, S. 323). 
D araus ergibt sich, daß § 52 Abs. 2 GO. 1935 
heute als bundesgesetzliche V orschrift in Gel­
tung steh t und durch den Landesgesetzgeber 
nicht aufgehoben w erden  darf.

Gemäß § 57 Abs. 1 GO. 1935 bew illigt der 
B ürgerm eister die V ornahm e freiw illiger Feil­
b ietungen  bew eglicher Sachen und sorgt für 
die genaue Erfüllung der h iefür bestehenden 
Vorschriften. Diese Bestimmung geht auf Art. 
V  Z. 12 Reichsgem eindegesetz 1862 zurück und 
stellt im V erhältn is zu § 269 Abs. 2 des A u­
ßerstreitgesetzes 1854 insofern eine Z ustän­
digkeitsnorm  dar, als dort bestim m t wird, 
daß die freiw illige V ersteigerung  bew eglicher 
Sachen bei der politischen Behörde anzusu­
chen ist. Nach § 267 dieses G esetzes steht es 
nämlich jederm ann frei, sein Eigentum  öffent­
lich feilbieten zu lassen. Als der zuständigen 
politischen Behörde obliegt deshalb der Ge­
m einde sowohl die Bewilligung als auch die 
Durchführung solcher Feilbietungen (vgl. auch 
H eller, Kom m entar zur G ew erbeordnung, I. 
Band, S. 292 und 681). Der V organg der V ei- 
steigerung ha t sich nach der Feilb ietungsord­
nung von 1786, JGS. Nr. 565 (neu kundge­
macht durch das H ofkanzleipräsid ialdekret 
vom 14. 9. 1815, PGS., Band 43, Nr. 101), zu 
richten.

Im vorliegenden Zusam m enhang ist zu be­
m erken, daß bere its  im Jah re  1922 „der ge­
w erbsm äßige V erkauf bew eglicher Sachen im 
W ege öffentlicher V ersteigerung" an eine 
Konzession gebunden w urde. Diese Konzes-
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sionspflicht w urde in der G ew erberechtsnovelle 
1965, BGBl. Nr. 59/1965, neu norm iert (Art. II 
§§ 49 bis 55). Im § 55 w ird  bestimmt, daß u. 
a. die besonderen V orschriften über den W ir­
kungskreis der Gem einden hinsichtlich der 
V ornahm e von V ersteigerungen, über das Er­
fordernis einer besonderen behördlichen Be­
w illigung für die V eranstaltung  jeder einzel­
nen  öffentlichen V ersteigerung  durch dieses 
Bundesgesetz nicht berührt w erden. D araus ist 
zu schließen, daß die Bewilligung des B ürger­
m eisters auch bei V ersteigerungen  durch Kon­
zessionsinhaber in jedem  einzelnen Fall e r­
forderlich ist.

Die Frage, ob es sich bei § 57 GO. 1935 
im Hinblick auf einen zivilrechtlichen Inhalt 
dennoch um eine landesrechtliche Vorschrift 
handelt, ist zu bejahen,w eil alle gem äß Art. 
V Reichsgem eindegesetz 1862 in den eigenen 
W irkungskreis der G em einde fallenden A n­
gelegenheiten  am 1. O ktober 1925 Landesan­
gelegenheiten  w aren. Daran ändert auch Art. 
118 Abs. 3 Z. 11 B.-VG. in der Fassung der 
B undes-V erfassungsgesetznovelle 1962 nichts, 
w eil durch diese V erfassungsnovelle keinerlei 
Z uständigkeitsverschiebungen zwischen Bund 
und Ländern bew irkt wurden.

Der § 58 GO. 1935 (Aufbietung der Ge­
m eindebew ohner zur H ilfeleistung bei Ele­
m entarereignissen) enthält, w ie bereits früher 
erw ähnt w urde, m ateriell-rechtliche Bestim ­
m ungen, die system atisch nicht in ein O rgani­
sationsgesetz gehören. Diese Bestimmungen 
sollen daher bis zur Erlassung eines eigenen 
Landesgesetzes über die örtliche Sicherheits­
polizei außerhalb des G em eindegesetzes auf­
recht bleiben.

Bei § 67 Abs. 1 handelt es sich um eine 
Bestimmung über Schadenersatzhaftung der 
G em einderäte gegenüber der G em einde im 
Sinne des Art. 23 Abs. 3 B.-VG. Auf die vo r­

stehenden Erläuterungen zu § 52 Abs. 2 GO. 
1935 darf daher verw iesen  werden.

Der § 19 GO. 1935 (Hand- und Zugdienste) 
ist ebenfalls eine m ateriell-rechtliche und 
zw ar eine finanz-rechtliche Bestimmung, die 
bis zu ih rer Aufnahm e in ein hiefür in Be­
tracht kom m endes Landesgesetz außerhalb des 
G em eindegesetzes w eiter gelten soll.

Es ist anzunehm en, daß die Regelung des 
Bürgerm eister-V olksw ahlgesetzes mit Art. 118 
Abs. 5 B.-VG. im W iderspruch steht. Danach 
ist der B ürgerm eister der G em eindevertretung 
verantw ortlich. Dies ist aber nur dann ge­
w ährleistet, w enn der Bürgerm eister von der 
G em eindevertretung — wenngleich nicht un­
bedingt aus seiner M itte — gew ählt wird. Bei 
Art. 118 Abs. 5 handelt es sich um die „V er­
antw ortlichkeit" im eigentlichen Sinne und 
nicht bloß um die „Geltendmachung der V er­
antw ortlichkeit". Dies bedeutet, daß die Ge­
m eindevertretung  die V erantw ortlichkeit des 
B ürgerm eisters nicht bloß geltend zu machen, 
sondern selbst das V erhalten  des Bürgerm ei­
sters zu beurteilen  und allenfalls daraus Kon­
sequenzen zu ziehen hat.

Da im § 55 vorgesehen  ist, daß der Bür­
germ eister nicht der G em eindevertretung an­
gehören muß, kann  auch aus praktischen G rün­
den auf den V olksw ahlbürgerm eister verzich­
te t werden.

Im Zusam m enhang m it § 95 Abs. 2 des Ent­
w urfes ist schließlich noch darauf h inzuw ei­
sen, daß die durch das vorliegende Gesetz 
überholten  Bestimmungen der G em eindew ahl­
ordnung, insbesondere d iejenigen über die 
W ahl des G em einderates (G em eindevorstan­
des) und des Bürgerm eisters, in der noch 
erforderlichen N ovelle zur G em eindew ahlord­
nung ausdrücklich aufgehoben w erden sollen. 
Aus diesem  Grund ist eine form elle A ußer­
kraftsetzung dieser V orschriften im Gem ein­
degesetz nicht vorgesehen.

Bregenz, am 5. O ktober 1965


